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in diesem Frühling soll in Bonn die erste ordentliche
Mitgliederversammlung der ’ Vereinigung Deutscher Pla-
ner (VDP) - Berufsständische Vereinigung der Stadt-,
Regional- und Landesplanung in der Bundesrepublik
Deutschland’ stattfinden, die im vergangenen Jahr ge-
gründet wurde. Im vorliegenden Artikel ist die objektive
gesellschaftliche Funktion dieser Vereinigung aufzuzei-
gen, da sie den Gründungsmitgliedern offenbar nicht
bewußt ist, jedenfalls in der Satzung und im Memoran-
dum, welche an potentielle Mitglieder versandt werden,
nicht expliziert wird. Im Anhang veröffentlichen wir die
Satzung, das Memorandum und die Namen der Grün-
dungsmitglieder.
Die Analyse der im Anhang veröffentlichten Unterlagen
im Kontext der historischen Situation ergibt zwei Haupt-
aspekte, welche nacheinander dargestellt werden sollen:
(1) die Funktion der Vereinigung innerhalb des Berufs-
stands bzw. innerhalb der Gruppe der an Planung beruf-
lich Interessierten,
(2) die gesamtgesellschaftliche Funktion, welche der
Vereinigung über (1) zukommt.
ad (1)
Entsprechend der Zielsetzung des Memorandums der VDP
sollen "Tätigkeitsmerkmale" für die Planer definiert und
daraus Qualifikationskriterien abgeleitet werden, auf-
grund derer die Qualifikation der Planer als für die Mit-
gliedschaft ausreichend oder nicht ausreichend befunden
wird. Die VDP möchte aber nicht nur die Mitgliedschaft
in ihrer Vereinigung kontrollieren, sie möchte sich vor-
beugend auch "den Fragen der Ausbildung, Förderung
und Betreuung des Nachwuchses" sowie "der Unterrich-
tung, dem Gedankenaustausch und der Weiterbildung
seiner Mitglieder" "widmen". Nachdem der BDA mit sei-
nem Widerstand gegen die Abtrennung der Planerausbil-
dung von der Architektenausbildung keinen Erfolg hatte,
glauben die Gründungsmitglieder, ihre Interessen als
praktizierende Planer selbst wahrnehmen zu müssen: Die
Konstituierung der VDP zum gegenwärtigen Zeitpunkt
und unter Ausklammerung von Studenten ermöglicht es
ihnen, sich gegenseitig Qualifikationen zuzuschanzen,
kurz bevor infolge der Differenzierung zwischen Archi-
tekten- und Planerausbildung die ersten als Planer aus-
gebildeten Absolventen vom“ den Universitäten kommen
und die Qualifikationen der selbsternannten Qualifizierer
in Frage stellen könnten.
Die jeweiligen Mitglieder wollen unter sich sowie mit
privaten und behördlichen Institutionen Verbindlichkei-
ten für ihre planerische Tätigkeit aushandeln, die letzt-
lich auch den Handlungsspielraum aller derjenigen an
Planung beruflich interessierten Personen, die nicht oder
noch nicht Mitglieder der Vereinigung sind, einengen.
Es ist klar, daß eine Minorität, die andere Interessen hat,
nicht in der Lage sein.wird, durch Gründung einer Ge-
genvereinigung diesen Spielraum wiederzugewinnen.
Hier versucht ein Klüngel von Privatleuten sich Vorteile
zu verschaffen bzw. zu sichern, indem diese die gesamte
Planertätigkeit entsprechend ihren eigenen Vorstellungen
normieren. Dies ist gleichbedeutend mit einer Verände-
rung der Machtverhältnisse innerhalb der gesamten Grup-
pe der an Planung beruflich Interessierten.
ad (2)
Die ökonomischen Verhältnisse im Kapitalismus erfor-
dern, daß jeder Unternehmer - um nämlich weiterexistie-
ren zu können - einen mindestens ebenso hohen Profit
erzielen muß, wie seine Konkurrenten. Dieser Zwang
wird zum primären Aspekt jeder Produktion, dem alle
anderen Aspekte untergeordnet werden müssen. Nach
ihm bestimmt sich auch Art und Weise der Bedürfnisbe-
friedigung.
In ihrer Blindheit hinsichtlich ihrer Abhängigkeit von der
herrschenden Klasse besorgen die Planer in ihrer Planung
die gedankliche Vorstrukturierung der materiellen Pro-
duktion gemäß diesem ökonomischen Zwang. Sie organi-
sieren damit also in erster Linie die Produktion und Rea-
lisation von Mehrwert.
Auch die - im Monopolkapitalismus sich ausweitende -
Planung der öffentlichen Hand erfolgt im kapitalistischen
Interesse. Der Aufbau der Infrastruktur für kapitalistische
Unternehmen, die Konjunktursteuerung und die jeweils
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notwendigen Maßnahmen zur Befriedung der Klasse der
Lohnabhängigen haben die Aufgabe, längerfristig die
Voraussetzungen für die Produktion und Realisation von
Mehrwert zu erhalten.
Die Blindheit der VDP hinsichtlich ihrer Abhängigkeit
von der herrschenden Klasse äußert sich in den Voraus-
setzungen, die die VDP schaffen will, um den Vorstel-
lungen der Planer, also ihren eigenen Vorstellungen von
Planung zum Durchbruch und zur Konkretisierung zu
verhelfen:
- "ein kritisches Forum für alle Fachprobleme und die
Unterrichtung der Öffentlichkeit",
Regelung der Honorierung gemäß den erbrachten Lei-
stungen,
Verhinderung des Mißbrauchs planerischen Handelns
sowie die Sicherung der Unabhängigkeit des Planers.
Die Einschränkungen der Planung - soweit sie durch die
ökonomischen Verhältnisse bedingt sind - lassen sich
durch die Äußerung von Kritik (zusammen mit der Meh-
rung des Ansehens der Planer), durch verstärkte An-
strengung des Planers, welche über die Regelung des
Honorars erzielt werden soll (als ob es an guten Ideen
zur Verbesserung der Umwelt fehlte) und durch den
Appell an die Wohlanständigkeit der Kapitalisten (wie
anders sollte der Mißbrauch planerischen Handelns ver-
hindert werden?) nicht aufheben. Diese Einschränkun-
gen werden von der VDP nicht als Folge von Herrschafts-
verhältnissen erkannt, sondern als Folge von Machtver-
hältnissen interpretiert, welche ihrer Meinung nach
beseitigt werden könnten durch Stärkung der eigenen
Machtposition. (Macht im Unterschied zur Herrschaft
bedeutet die Verfügung über fremde Arbeit aufgrund von
Befugnissen und nicht aufgrund von Aneignung von Tei-
len des Arbeitsprodukts anderer wie im Fall der Herr-
schaft.)
Die Negierung der Klassenverhältnisse äußert sich auch
in den Gliederungen des Berufsfeldes nach verschiede-
nen Dimensionen, wie sie im Memorandum aufgestellt
werden. Nach diesen Gliederungen scheint es so, als
stünden sich in den Wirtschaftssektoren nicht Kapitalei-
gentümer und Lohnabhängige bzw. Nutzer in ihrer
unterschiedlichen ökonomischen Stellung und den da-
durch bedingten gegensätzlichen Interessen gegenüber.
Eine Planung auf der Grundlage dieser Ideologie sorgt
dafür, daß die auf ihr aufbauende materielle Produktion
den Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital nicht
tangiert, vielmehr reibungslos gemäß den Kapitalinter-
essen vonstatten gehen kann -
Mit der Gründung der VDP erfolgt sozusagen die Orga-
nisation der Organisation der Produktion und Realisation
von Mehrwert. Die Gründungsmitglieder erfüllen nicht
nur in ihrer eigenen beruflichen Tätigkeit die beschrie-
benen Funktionen im Interesse der herrschenden Klasse;
indem sie die Ausbildung und die Arbeitsbedingungen
aller anderen an Planung beruflich Interessierten ihrer
Vorstellung von planerischer Tätigkeit anpassen, besor-







der Vereinigung Deutscher Planer (VDP) - Berufsständi-
sche Vereinigung der Stadt-, Regional- und Landesplaner
in der Bundesrepublik Deutschland
(in der von der Gründungsversammlung am 26. April 1969
beschlossenen Fassung)
Art. 1 Name und Sitz
Der Verein führt den Namen "Vereinigung Deutscher
Planer, berufsständische Vereinigung der Stadt-, Regional-
und Landesplaner in der Bundesrepublik Deutschland" und
hat seinen Sitz in Bonn. Er soll in das Vereinsregister
eingetragen werden und führt dann den Zusatz e.V.
Art. 2 Zweck des Vereins
(1) Der Zweck der VDP ist die berufsständische Zusam-
menfassung aller hauptberuflichen Stadt-, Regional- und
Landesplaner, gleichgültig ob sie beamtet, angestellt
oder freiberuflich tätig sind, in einer Vereinigung, die
berufsständische Fragen für ihre Mitglieder regelt und
den Berufsstand in der Öffentlichkeit vertritt.
(2) Die VDP bemüht sich darum, die Qualität der Pla-
nung zu heben und das Ansehen der Planer zu mehren.
Sie widmet sich daher einerseits den Fragen der Ausbil-
dung, Förderung und Betreuung des Nachwuchses, ande-
rerseits der Unterrichtung, dem Gedankenaustausch und
der Weiterbildung seiner Mitglieder.
(3) Die VDP ist unabhängig und parteipolitisch ungebun-
den. Sie bemüht sich jedoch darum, in den politischen
Parteien und in der Öffentlichkeit das Verständnis für
die Planung zu mehren.
Art. 3 Landesgruppen
(1) Die VDP wird in Landesgruppen gegliedert.
(2) Die Landesgruppen stellen lediglich regionale Zu-
sammenschlüsse der Bundesmitglieder, keine selbständi-
gen Vereinigungen dar.
(3) Die Landesgruppen erhalten eine einheitliche Ge-
schäftsordnung und wählen ihren Vorsitzenden, einen
Stellvertreter und einen Geschäftsführer .
Art. 4 Organe und Einrichtungen
(1) Organe der VDP sind:
die Mitgliederversammlung und ihre Ausschüsse,
der Bundesvorstand .
Die Tätigkeit in den Bundesorganen ist ehrenamtlich.
(2) Die Geschäftsstelle dient den Organen des Bundes
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.
Art. 5 Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ der
VDP, jedes ordentliche Mitglied hat eine Stimme, Be-
schlüsseg werden mit einfacher Mehrheit der Anwesenden
gefaßt, soweit diese Satzung nicht ein anderes vor-
schreibt.
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(2) Einmal im Jahr findet eine ordentliche Mitglieder-
versammlung statt. Der Termin ist 3 Monate vorher
schriftlich anzukündigen, die Tagesordnung 3 Wochen
vorher zuzustellen.
(3) Aufgaben der Mitgliederversammlung sind:
a) Wahl des Bundesvorstandes
b) Beschlußfassung über Arbeits- und Wirtschaftsplan
c) Entgegennahme des Geschäftsberichtes und Entlastung
d) Wahl von 2 Rechnungsprüfern
Art. 6 Bundesvorstand
(1) Der Bundesvorstand besteht aus einem Vorsitzenden
und 4 Beisitzern, die von der Mitgliederversammlung in
geheimer Wahl auf drei Jahre gewählt werden.
(2) Der Bundesvorstand leitet die Arbeit der Vereinigung
im Rahmen der Beschlüsse der Mitgliederversammlung.
Zu seinen Aufgaben gehören insbesondere:
a) Grundsätzliche Entscheidungen der Geschäftsführung
b) Vorbereitung von Beratungen und Entscheidungen der
Mitgliederversammlung
c) Einsetzung von Ausschüssen
Art. 7 Geschäftsstelle
(1) Die Geschäftsstelle wird von dem Geschäftsführer als
verantwortlichem Leiter der Verwaltung geleitet.
(2) Der Geschäftsführer wirkt in den Organen der VDP
beratend mit.
Art. 8 Mitgliedschaft und Aufnahme
(1) Mitglied kann nur werden, wer hauptberuflich und
fachlich qualifiziert in der Stadt-, Regional- oder Lan-
desplanung tätig ist und einen entsprechenden Qualitäts-
nachweis erbracht hat. Dieser kann einerseits in einer
entsprechenden beruflichen Ausbildung und ausreichend
langer Tätigkeit in der Planung, andererseits in besonde-
ren planerischen Leistungen und Verdiensten liegen. Das
Nähere regelt eine besondere Ordnung.
(2) Die Mitgliedschaft ist in zwei Stufen vorgesehen:
a) ordentliches Mitglied
b) assoziiertes Mitglied
(3) Assoziiertes Mitglied können Experten werden, deren
Tätigkeit in enger Verbindung mit der Stadt-, Regional-
und Landesplanung steht.
(4) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand nach
Maßgabe der in der Ordnung aufgestellten Richtlinien.
(5) Rechte und Pflichten der Mitglieder werden in einer
besonderen Ordnung niedergelegt.
Art. 9 Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft wird beendet:
a) durch freiwilligen Austritt
b) durch Tod
c) durch Ausschluß
(2) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Er-
klärung gegenüber einem Mitglied des Vorstandes unter
Einhaltung einer vierteljährigen Kündigungsfrist zum
Schluß eines Kalenderjahres. Bis zu diesem Zeitpunkt
bleibt das ausscheidende Mitglied verpflichtet, den Mit-
gliedsbeitrag zu bezahlen.
(3) Der Tod des Mitglieds bewirkt sein sofortiges Aus-
scheiden.
(4) Ein Mitglied kann bei berufsschädigendem Verhalten,
oder wenn die allgemeinen Voraussetzungen der Mit-
gliedschaft, insbesondere die Qualifikation, nicht mehr
gegeben sind,mit sofortiger Wirkung durch den Vorstand
ausgeschlossen werden. Das Nähere regelt eine besonde-
re Ordnung.
Art. 10 Beiträge
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe
des Jahresbeitrages wird jährlich von der Mitgliederver-
sammlung beschlossen. Auf begründeten Antrag kann Ge-
bührenerlaß gewährt werden. Bis zur ersten ordentlichen
Mitgliederversammlung besteht eine Beitragspflicht von
0,3 bis 0,5 % des Bruttoeinkommens, mindestens jedoch
von DM 5, -- monatlich, ab 1. Mai 1969.
Art. 11 Beurkundung der Beschlüsse der
Vereinsorgane
Die von den Vereinsorganen (vgl. Art. 4 der Satzung)
gefaßten Beschlüsse sind schriftlich niederzulegen und
von dem jeweiligen Versammlungsleiter und dem Verfas-
ser der Niederschrift zu unterschreiben.
Art. 12 Satzungsänderung, Auflösung
(1) Satzungsänderungen können von der Mitgliederver-
sammlung nur mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden
ordentlichen Mitglieder beschlossen werden.
(2) Die Auflösung der Vereinigung kann von der Mitglie-
derversammlung nur beschlossen werden, wenn Zweidrit-
tel aller stimmberechtigten Mitglieder dafür stimmen. Ein
entsprechendes Votum kann auch schriftlich abgegeben
werden.
MEMORANDUM
I Die VDP (Vereinigung der Stadt-, Regional- und
Landesplaner in der Bundesrepublik Deutschland) dient
der Förderung und Durchsetzung einer gesellschaftlich,
wirtschaftlich und gestalterisch koordinierten Planung.
Sie umfaßt alle in der Umweltplanung Verantwortlichen
gleich welcher Grundausbildung und welcher Stellung
im Berufsfeld. Sie setzt. zur Aufgabe:
1. Ein kritisches Forum für alle Fachprobleme und die
Unterrichtung der Öffentlichkeit zu bilden,
2. die verschiedenen Tätigkeitsfelder sachgerecht zu de-
finieren, daraus Qualifikations- und Tätigkeitsmerkmale
abzuleiten und diese in der Öffentlichkeit durchzusetzen
3. aus den Tätigkeitsmerkmalen ein Leistungsbild zu er-
arbeiten und die Grundlagen und Maßstäbe der Honorie-
rung zu klären,
4. den Mißbrauch planerischen Handelns zu verhindern
und die Unabhängigkeit des Planers zu sichern,
5. die Fortbildung der Mitglieder zu fördern,
6. Qualifikations- und Tätigkeitsmerkmale weiterzuent-
wickeln.
IL Aus dieser allgemeinen Zielsetzung leiten sich fol-
gende Aufgaben ab:
1. Die Definition der Stellung der Planer in den ver-
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schiedenen Berufsfeldern
1.1 Von der geografischen Eingrenzung her: Abgrenzung
der Tätigkeitsbereiche in Landesplanung, Regionalpla-
nung, Ortsplanung, Bebauungsplanung
1.2 Von der Fachkompetenz her: Verkehr, Wirtschaft
und Gewerbe, Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, Natur-
schutz
1.3 Von der Verantwortung her: Beamter, Planer bei
privatwirtschaftlich organisierten Planungsträgern, Be-
rater (Planning-Consultant), Forscher, Ausbilder
2. Vorschläge zur berufsbegleitenden Fortbildung:
Kontaktstudium, Summerschool, Problematik der Referen-
dar-Ausbildung
3. Vorschläge zur Konkurrenz-Ordnung und zur Hono-
rierung - Unverträglichkeit von Bauleitplanung und Bau-
planung an einem Ort?
Arten der Ausschreibung und Vergabe von Planungslei-
stungen
Ausschreibung von stadtplanerischen Wettbewerben
Abgrenzung der beratenden gegenüber der hoheitlichen
Planung
Honorierung analog zur GOA auf der Grundlage von
Baukosten (flächen- und sachgebundene Honorierung)
oder auf der Grundlage kalkulierter Leistungen (Hono-
rierung nach Qualifikation und Zeitaufwand)
4. Vorschläge zur Kooperation mit Institutionen der
Grundlagenerhebung
IL Jede dieser Aufgaben umfaßt eine Reihe von kon-
kreten Problemen, die dringend bearbeitet werden müs-
sen.
1.1 Welchen Stellenwert haben die verschiedenen Pla-
nungsebenen im politischen Entscheidungsprozeß ? Wie
ist die Stellung der Planung zu stärken? (Die Art der
Diskussion um den Fortbestand des Wohnungsbau- und
Städtebauministeriums zeigt die Notwendigkeit gezielter
Öffentlichkeitsarbeit von seiten der Planer!)
1.2 Wie sind die Fachplaner, besonders die Verkehrs-
planer, besser in die Gesamtplanung zu integrieren?
1.3 Ist das "Laufbahnmonopol" der zweiten Staatsprüfung
noch zeitgemäß? Wie ist demgegenüber die Stellung des
technischen und wissenschaftlichen Angestellten? In
welcher Abhängigkeit steht der Planer bei den Woh-
nungsbau- und Sanierungsträgern? Welche Stellung hat
der freiberufliche Planer in der BRD? Wie kann eine
engere, problembezogene Verbindung zwischen For-
schung und Planer hergestellt werden?
Verteilung der Forschungsmittel genommen werden
Bonn, den 1. November 1969
LISTE DER GRÜNDUNGSMITGLIEDER UND DES GRÜN-
DUNGSVORSTANDES DER VEREINIGUNG (26.4.1969)
1. Gründungsmitglieder
Albers, München Krieg, Bad Godesberg
Angerer, München Kühn, Aachen
Bartels, Ulm Langer, Münster/W.
Bayer, Karlsruhe Ludmann, Köln
Bruckmann, Stuttgart Machtemes, Düsseldorf
Brunne, Münster Müller-Ibold, Dortmund
Cromme, Osnabrück zur Nedden, Hannover
Curdes, Düsseldorf Pahl, Köln
Draesel, Düsseldorf Rabeler, Münster
Einsele, Gladbeck Recknagel, Wolfsburg
Farenholtz, Stuttgart Reichow, Hamburg
Gunkel, Berlin von Reuß, Gladbeck
Gutbier, Stuttgart Schoof, Karlsruhe
Guther, Darmstadt Schubert, Bonn
Gutschow, Hamburg Schütte, Heilbronn
Hartog, Bad Salzuflen Sieverts, Berlin
von der Heide, Bonn Simon, Wiesbaden
Hillebrecht, Hannover Spengelin, Hamburg
Ibrügger, Minden/W. Tamms, Düsseldorf
Jacobs, Leverkusen Woasserfurth, Düsseldorf
Jelpke, Salzgitter Weyl, Hannover
Kilpper, Stuttgart Willing, Mannheim
Koch, München Winter Köln/Bonn
Koller, Berlin Wortmann, Hannover
Kossak Berlin Zimmermann, Berlin
Il. Gründungsvorstand
Vorsitzender: Prof. Guther
Beisitzer: Bruckmann, Einsele, Schütte und Sieverts
2. Sollte die Vereinigung die Initiative zu einer "Sum-
merschool" ergreifen?
3. Wie sollte die Honbrierungsordnung für Planungslei-
stungen aussehen? Sollten Musterverträge aufgestellt
werden? Welche Grundregeln sind für die Ausschreibung
von stadtplanerischen Wettbewerben aufzustellen? Unter
welchen Umständen dürfen Bauleitplanung und Baupla-
nung miteinander verknüpft werden?
4. Wie sollen sich die beamteten und freiberuflichen
Planer gegenüber Institutionen verhalten, die zunehmenc
über die Grundlagenerhebung hinaus selber Planung be-
treiben? Soll die Arbeitsteilung zwischen Grundlagen-
erhebung und Planung vertieft werden? Welche Formen
sind anzustreben? Wie sollte Einfluß auf eine sinnvolle
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Georg Kohlmaier
ÜBER DIE FUNKTION DES ARCHITEKTEN, SEINE
RECHNUNG MIT DEM HAUSWIRT ZU MACHEN
In seinem 1930 geschriebenen Aufsatz "Der Autor als
Produzent" (1) spricht Benjamin dem Schriftsteller die
Autonomie ab, die er sich selbst zugestehen möchte:
seine Freiheit zu dichten, was er wolle. Vor dem Hin-
tergrund der damaligen gesellschaftlichen Lage, der
Konsolidierung des Faschismus in Europa, stellt Benja-
min vielmehr die radikale Frage nach dem Existenzrecht
des Schriftstellers. Sie nötigt diesen zur Entscheidung,
"in wessen Dienste er seine Aktivität stellen will". Die
Frage präzisiert sich in der Frage nach der "politischen
Tendenz", nach der Stellung des Autors zur möglichen
gesellschaftlichen Alternative. Sie nötigt ihn zur Ent-
scheidung auf der Grundlage des Klassenkampfes: in
welchem bestimmten Klasseninteresse er arbeite. Der
bürgerliche Kulturbetrieb lehnt die Beantwortung der in
diesem Zusammenhang gestellten Frage ab. Er weigert
sich, die Dialektik von literarischer Praxis und "politi-
scher Tendenz" anzuerkennen. Die Weigerung gründet
im dumpfen Wissen, daß in der Anerkennung dieser Dia-
lektik der Begriff der Praxis zu einem kritischen Begriff
werden kann, der sich gegen das von ihm propagierte
Werk wendet, indem er dessen Ausrichtung auf ein be-
stimmtes Klasseninteresse, eines, das sich mit dem der
herrschenden Klasse deckt, zu Tage fördert.
Wenn Benjamin auf der Frage nach der "politischen Ten-
denz" insistiert, so wird ihm die literarische Tendenz
zur literarischen Qualität nicht in einer Ausrichtung des
Autors auf Politik schlechthin, sondern auf richtige
Politik. Diese bestimmt sich für Benjamin in einer Poli-
tik, die dem Proletariat in seinem Klassenkampf nützlich
ist.
Die Frage nach dem Verhältnis von politischer Tendenz
und Qualität der Praxis der Intelligenz ist nicht am ein-
zelnen, "starren" Werk überprüfbar, sondern nur im ge-
samtgesellschaftlichen Zusammenhang, als Frage nach
der Funktion des Werkes innerhalb des Produktionsver-
hältnisses. "Sie zielt unmittelbar... auf die Technik des
Werkes." Im Begriff der Technik, in welchem sich das
aktive Verhalten des Menschen zur Gesellschaft enthüllt,
findet Benjamin den Einstieg zur materialistischen Ana-
Iyse der Funktion der produzierenden Intelligenz inner-
halb des Produktionsverhältnisses.
Die gängige Diskussion der Funktion von Architektur und,
über sie vermittelt, der Funktion des Architekten bleibt
innerhalb des Bannkreises der Kategorien von Raum und
Zweck qua Form und Inhalt, die als architektonische
Kategorien begriffen werden. Als Vorbewußtsein der rea-
len politisch-ökonomischen Bedingungen, denen sich
Architektur und der von ihr lebende Architekt verdanken,
ist diese idealistische Konstruktion als eine echte Ver-
drängung interpretierbar: Es wird vergessen, daß der
Zweck nicht an seinem unmittelbaren Gegenstand, dem
Bauwerk, gemessen werden kann: daß er, weil er gesell-
schaftlicher Natur ist, nur ein relativer Zweck sein kann;
daß der Raum nach dem historisch herrschenden Zweck
gebildet wird; daß der Anspruch seiner gesellschaftlich-
allgemeinen Vernünftigkeit ihm unterschoben und mit
politischer Gewalt behauptet wird; daß daher die Frage
nach der Funktion von Architektur nur über eine Kritik
des sie beherrschenden Zweckes beantwortbar ist. Erst
dadurch wird die akademische Fragestellung gesprengt
und der geschichtliche Zusammenhang von Politik und
Architektur hergestellt.
Ich schlage vor, die funktionale Abhängigkeit von "po-
litischer Tendenz" und Technik des Architekten am Pro-
blem der "Wohnungsfrage" zu analysieren. Seit der
Polemik Engels zu diesem Gegenstand hat die Bour-
geoisie die Wohnungsnot kontinuierlich aufs neue erfun-
den. Ihre Breite und Radikalität, mit der sie im Monopol-
kapitalismus erzeugt wird, verbürgt ihre besondere, poli-
tisch-ökonomische Bedeutung für diesen; sie wird damit
zugleich zu einem Feld, von welchem aus der Architekt
am wirkungsvollsten in den Reproduktionsmechanismus des
herrschenden Systems eingreifen kann.
Nehmen wir den Benjaminschen Ansatz, die Technik als
Moment politischer Praxis zu begreifen, auf, so dürfen
wir dessen Basis, die Ausrichtung der Praxis auf richti-
ge Politik, nicht unterschlagen. Die richtige Politik
manifestiert sich im Einsatz des Intellektuellen für den
dem Proletariat nützlichen Klassenkampf. Ehe wir jedoch
diese seine konkrete Praxis im Klassenkampf definieren
können, müssen wir die ihm heute vorgeschriebene
Form der Praxis rekonstruieren, innerhalb welcher er sich
als Produzent verwirklichen kann. Wir müssen seine
eigene Klassenlage, sein soziales Sein innerhalb des
ARCH+: 3(1970) H. 9
Gegensatzes von Kapital-Lohnarbeit im Monopolkapita-
lismus bestimmen.
Der für den Architekturbetrieb heute repräsentative Ar-
chitekt zieht es vor, anstatt von Klassen von der Bevöl-
kerung zu reden, der er wertfrei seine Wissenschaft zur
Verfügung stellt. In der a-historischen Substitution des
Begriffes der Klassen wird die gängige Illusion des Ar-
chitekten über den Stellenwert seiner Arbeit im Produk-
tionsprozeß deutlich. Er sieht sich als Teil eines, die
Intelligenz repräsentierenden Mittelstandes, dem die
gesellschaftliche Aufgabe zufällt, den naturgesetzlichen
Austausch der Bedürfnisse von Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern durch architektonische Planung zu organisieren
Die geistige Arbeit, die der Architekt sich institutionell
angeeignet hat, und die daraus resultierende Distanz zur
materiellen Produktion suggerieren ihm den Schein einer
Selbständigkeit gegenüber dem Kapital; von der Masse
der Arbeiter fühlt er sich standesmäßig getrennt.
Benjamin, der die Praxis der Intelligenz auf den Begriff
ihres Klassenbezuges bringt, hält die Differenz dieser
zu dem Klasseninteresse des Proletariats fest, indem er
fordert, daß die Intelligenz für das Proletariat in sei-
nem Klassenkampf nützlich sein, also gleichsam von
außen, als Sympathisant, ihm zur Hilfe eilen solle.
Auf welche objektiven Bedingungen kann heute ein un-
terschiedliches Klasseninteresse von Intelligenz und Pro-
letariat rekurrieren?
Folgt man der kritischen Theorie Habermas’, so fehlt ein
Klasseninteresse heute insgesamt, dies, weil für ein noch
lebendiges Klasseninteresse sowohl die objektiven Be-
dingungen - der zum Widerspruch entwickelte Gegensatz
von Produktivkräften und kapitalistischer Produktions-
form - als auch die subjektiven Bedingungen - die un-
mittelbare Erfahrung dieses existierenden Widerspruches -
fehlten. Es ist, so meint Habermas, kein Klasseninteresse
mehr wirksam, "das diese Widersprüche zu einem politi-
schen Konflikt entfachen könnte". "Der Klassengegensatz
wird daher mit größter Wahrscheinlichkeit latent blei-
ben." Angesichts des Ausmaßes materieller und sozialer
Entschädigungen in Form von "Wohlfahrtsminima' und
weitgehender Reduktion der menschlichen Arbeit im zu-
nehmend automatisierten Produktionsprozeß sei der Be-
griff der Ausbeutung und mit ihm die Marxsche Mehr-
werttheorie veraltet. Die Behauptung, daß der Begriff
der Ausbeutung fallengelassen werden müsse und daß da-
mit dem Klassenkampf seine objektive und subjektive
Bedingung entzogen sei, stützt Habermas dadurch, daß
er den Begriff der Ausbeutung mit der Theorie der abso-
Iuten, materiellen Verelendung des Arbeiters koppelt.
Der bei Marx politisch vermittelte relative Begriff der
Ausbeutung schrumpft bei Habermas zu einem fixiert-
ökonomischen Begriff, indem seine zu Marx’ Zeiten hi-
storische Form, die materielle Verelendung auf die ge-
genwärtige Situation übertragen und absolut gesetzt
wird. Die Theorie, die vom angeblichen Verschwinden
der materiellen Ausbeutung ausgeht und aus ihr das Ende
der Ausbeutung und die "Latenz der Klassengegensätze"
folgert, hält einer Überprüfung in keiner Weise stand.
Die bestimmte Form der Verelendung, die Fesselung des
Arbeiters an das Existenzminimum, das die Reproduktions-
kosten der vom Kapital konsumierten Arbeitskraft zu dek-
ken hat, ist nicht nur für die koloniale und halbkolonia-
le Welt, sondern auch für die Metropolen des Kapitals
Realität. Die materielle Verelendung in der Form des
Existenzminimums wurde von Marx in Abhängigkeit zu
den historisch vorhandenen Produktivkräften und zu der
Form der Verteilung des produzierten Mehrwertes gese-
hen. Deshalb kann der Umfang der materiellen Zuwei-
sungen für Arbeiter, auf die Habermas pocht, nicht Kri-
terium verringerter, weil entschädigter Ausbeutung sein.
Gerade die Beschränkung der Selbstvergegenständlichung
des Arbeiters auf den bloßen Konsum, der wiederum den
Zwang zur Arbeit lebendighalten soll; die gestiegenen
Reproduktionskosten für die schnell veraltende Ausbil-
dung der Ware Arbeitskraft; der institutionalisierte Druck
einfachste, biologische Bedürfnisse durch individuellen
Kauf befriedigen zu müssen, beweisen die Intensität der
Ausbeutung.
Die von Engels bereits erkannte Bestechung des Arbeiters
die sich im Monopolkapitalismus in säkularer Form über
die Synchronisierung der Gewerkschaften mit den Kapi-
talinteressen vollzieht, hat den objektiven Faktor des
revolutionären Klassenkampfes, die gesellschaftliche
organisierte Ausbeutung der Produzenten, nicht außer
Kraft gesetzt. Sie ist, mit Modifizierungen, für die ein-
fachen Arbeiter ebenso gültig als für die sogenannte
"Arbeiteraristokratie" und die durch Ausdehnung des
Bildungsprivilegs herunterproletarisierte Intelligenz.
Nach Marx verdankt die Intelligenz ihre ursprüngliche
Existenz der erhöhten Produktivkraft der großen Industrie
die, bei intensiv und extensiv gesteigerter Ausbeutung
der Arbeitskraft, erlaubt, "einen stets größeren Teil der
Arbeiterklasse unproduktiv zu verwenden und so. . .
unter dem Namen der ’dienenden Klasse’, wie Bediente,
Mägde, Lakaien usw., stets massenhafter zu reproduzie-
ren", (2) Die Arbeiterklasse teilt sich demnach in Arbei-
ter, die unmittelbar Mehrwert produzieren, und in solche,
die in den Bereichen Distribution oder Verwaltung der
Produktion tätig sind und die der Kapitalistenklasse den
Mehrwert verwerten helfen. Die Differenz besteht im
unterschiedlichen Verhältnis zu den Produktionsmitteln,
zu denen letztere ein nur mittelbares Verhältnis haben.
Marx trifft die Unterscheidung von produktiven und kom-
merziellen Arbeitern, wobei er als produktiv, ganz im
Sinne der kapitalistischen Produktion, die Lohnarbeit und
die mit ihr verbundene Mehrarbeit versteht. Die Funktion
der eigentlich unproduktiven, weil keinen unmittelbaren
Profit erzeugenden Arbeiter besteht darin, die ideologi-
schen und materiellen Bedingungen für die Ausbeutung
der gesamtgesellschaftlichen Arbeitskräfte herzustellen,
also Profit und Rente realisieren zu helfen. Diese Funk-
tion gibt ihnen, gleich dem Kapital selbst, "das Kom-
mando über fremde Arbeit" in der Form der partiellen
Beherrschung von Menschen. Die wirkliche Verfügung
über den Mehrwert bleibt in den Händen der Bourgeoisie
Der Marxsche Klassenbegriff, der sich nach den beiden
Gegensätzen von Kapital-Lohnarbeit polarisiert, sieht
die den Mehrwert kommerzialisierende Zwischenklasse
als eine vom Kapital modifizierte Arbeiterklasse: als ein
durch die technologische Entwicklung produziertes Klein-
bürgertum, das mit seiner Ideologie und einigen partiel-
len Privilegien an der Lebenslage der Bourgeoisie teil-
nimmt, durch die hinter "Prämien" versteckte Lohnarbeit
und Ausbeutung sowie die Unsicherheit seiner Existenz
an der des Proletariats. Seit den zwanziger Jahren hat
sich die Reproletarisierung des Kleinbürgertums beschleu-
nigt, zugleich mit der in die Gegenwart reichenden
Vermehrung der administrativen und dienstleistenden
Funktionen, ein Prozeß, der die Verbesserung der mate-
riellen Lage des Arbeiters und die Verschlechterung der
ARCH+ 3 (1970 H. 9
des dienstleistenden Kleinbürgertums gebracht hat (3).
Die Verschlechterung der materiellen Lage des Klein-
bürgertums durch seine Vermassung hat bei technologisch
notwendiger, extensiver Vergesellschaftung des Bil-
dungsprivilegs eine Reservearmee auch des qualifizierten
Teils des Kleinbürgertums, der technischen und bürokra-
tischen Intelligenz geschaffen. Damit hat sich unter
ihnen die Konkurrenz vergrößert und die Ausbeutung
durch das Kapital verschärft, der aus mangelnder Selbst-
organisation keine Schranken gesetzt sind. "Der kom-
merzielle Arbeiter produziert nicht direkt Mehrwert.
Aber der Preis seiner Arbeit ist durch den Wert seiner
Arbeitskraft bestimmt, während die Ausübung dieser
Arbeitskraft als eine Anspannung, Kraftäußerung und
Abnutzung keineswegs durch den Wert seiner Arbeits-
kraft begrenzt ist (4)."
In ihrer Funktion, die Exploitation der menschlichen
Arbeitskraft zu optimieren und die von ihr zu diesem
Zweck verbesserten Produktionsmittel für die Kapital-
verwertung einzusetzen, erfährt die Intelligenz gleich-
zeitig die eigene, zunehmende Ausbeutung und Trennung
von den Produktionsmitteln. Damit sind die objektiven
Bedingungen eines mit dem Proletariat gemeinsamen
Interesses zur Aufhebung der Ausbeutung hergestellt.
Durch die Nebel ihrer Ideologie, die sie bisher als Ideo-
log des Kapitals auftreten ließ, wird sie, wie die Uni-
versitätsrevolte beweist, ihrer Klassenlage, die sie mit
dem Proletariat teilt, zunehmend inne.
Damit beginnt sich Benjamins Forderung, der Intellektu-
elle solle seine Technik für den Klassenkampf einsetzen.
heute in einem anderen Sinne zu verifizieren, als sie
vielleicht von ihm gestellt war: die Intelligenz als
eine dem Proletariat gegenüberstehende, revolutionäre
Avantgarde zu verstehen, die sich für dessen Interessen
und Nutzen im Klassenkampf einsetzt, ist, von der re-
volutionären Effektivität her gesehen, schon immer frag-
würdig gewesen. Sie muß heute als appelative Forderung
verstanden werden, aus der Erkenntnis der mit dem Pro-
letariat gemeinsamen Klassenlage die eigene Ausbeu-
tung als Moment der allgemeinen zu bekämpfen. Weniger
denn je ist heute die Forderung als eine intellektuelle
Teilnahme am Klassenkampf interpretierbar, sondern sie
knüpft materialistisch an die eigene Position im Produk-
tionsprozeß an: die Intelligenz muß sich selbst als Sub-
jekt der Revolution begreifen.
Die Darstellung der konkreten Funktion des Architekten
im Klassenkampf, den er, wie allgemein an der Lage der
Intelligenz umschrieben wurde, zur Durchsetzung seiner
eigenen unterdrückten Bedürfnisse führen muß, setzt die
Reflexion seiner konkreten Funktion im gegenwärtigen
Produktionsverhältnis voraus. Sie wird definiert durch
sein Verhältnis zu den Produktionsmitteln, mit deren
Hilfe er produziert bzw. produzieren wird,
Die vulgäre Auffassung bringt den Begriff der architekto-
nischen Produktionsmittel mit der Technologie der
Bauindustrie zur Deckung. Sie unterschlägt das
neben der Industrie konstituierende Moment architektoni-
scher Produktion: das primäre Produktionsmittel in der
Form des Naturelementes Boden. Die Erweiterung
des Begriffes bringt die Anerkennung der geistigen Pro-
duktionsmittel, die Mittel zur Planung in Form erarbeite-
ter Methoden und Konstruktionsschemata und Baugesetzen,
als ein die materiellen Produktionsmittel ergänzendes
Moment. Von allen dreien kann der Architekt nur über
eines wirklich verfügen: über die geistigen Produktions-
mittel, über seine Ideologie.
Die Ideologie des Architekten realisiert sich als ein Be-
wußtsein, das von der Illusion, die er sich über die öko-
nomisch-politische Funktion seiner Tätigkeit macht, aus-
geht und sie auf das architektonische Produkt überträgt,
das als durch den Gedanken hervorgebracht erscheint.
In der Anwendung der bekannten Dialektik, nach der die
Gedanken nichts als die himmlischen Formen der ökono-
mischen Bedingungen sind, hat der Architekt für seinen
Kapitalherrn seine ganz bestimmte Fungibilität. Die
kulturellen Normen, die er mit Hilfe seiner Planungs- und
Kalkulationstechnik als Bauwerk aufrichtet, helfen dem
Auftraggeber, das Bauwerk rentierlich zu verwerten. Es
sind dies Normen, die den Rechts- und Eigentumsvor-
stellungen der vorkapitalistischen Welt angehören, die
Normen für Grundrisse, die vorgeben, es existierten noch
allgemeingültige und als vernünftig anerkannte Bedürf-
nisse, die in solch bestimmten Formen sich eingrenzen
ließen. Im Festhalten vergangener Produktionsverhältnis-
se durch seine Ideologie wird die von ihm vorgeschlagene
Lösung der "Wohnungsfrage" zur radikalen Lösung: Er
trennt im Wohnbereich die Arbeiterklasse von sich selbst
und zwingt sie, nach Zerlegung ihres Lebens in "Funk-
tionen", den Wohnbereich als den einzigen Regenera-
tionsbereich ihrer Physis anzuerkennen, sich individuell,
im Rahmen vereinzelter Familien zu reproduzieren. Das
Subjekt seiner Technik ist nicht der Arbeiter, sondern die
bürgerliche Individualität.
Der in seiner "Wissenschaft" ausgebildete Architekt, der
in den Produktionsprozeß als Verwalter oder Organisator
des Mehrwertes eintritt, findet an seinem Arbeitsplatz,
dem öffentlichen oder privaten Kontor, einen objektiven
Produktionsorganismus als fertige, materielle Produk-
tionsbedingung vor. Zwischen die materiellen Produk-
tionsmittel und ihn haben sich die Institutionen der
Grund- und Kapitalinteressen geschoben, die ihm fest-
gelegte "Programme" zuteilen, zu deren Ausführung er
sich beeilt. Abgetrennt von seinen Verwirklichungsmit-
teln, nur mit seiner Ideologie ausgerüstet, erscheint es
zufällig, ob er vereinzelt oder kooperativ, als "Selb-
ständiger" oder "Angestellter" arbeitet, anders als in
der Groß-Industrie, wo der kooperative Charakter als
durch die Natur des Arbeitsmittels selbst diktierte Not-
wendigkeit erscheint. Es fehlt jeder organisatorische Zu-
sammenhang, der die Architekturproduzenten, das Heer
der Arbeiter in der Baustoffindustrie, der Baumaschinen-
industrie, der Hoch- und Tiefbaubetriebe und der techni-
schen, wie auch verwaltenden Bürokratie, zur Durch-
führung ihrer eigenen, gesellschaftlichen Interessen zu-
sammenschließt. Dieser Zusammenhang ist nur an sich,
als fachliche Interdependenz verschiedener Kapitalgrup-
pen gegeben; der Architekt vermochte bisher nicht, diese
Interdependenz auch für sich durch wissenschaftliche ode
gar politische Kooperation herzustellen.
Wie stellt sich das Verhältnis des isoliert Programme
verarbeitenden Architekten zu seinem unmittelbaren
Produktionsmittel, zur Bauindustrie dar?
Innerhalb des Universums der monopolkapitalistischen
Produktion findet der Architekt in der Bauindustrie einen
nicht nur relativ, sondern absolut veralteten Apparat vor
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Sie wird von ihrer aus der vorindustriellen Zeit in die
Gegenwart herübergeretteten, vorwiegend ständischen
Struktur bestimmt. Diese figuriert in der Neigung der
Bauindustrie zur Organisation der Arbeit in Klein- bzw
Mittelbetrieben auf der Grundlage handwerklicher Tra-
dition (5). Die Zersplitterung des mit Recht sogenannten
Baugewerbes in lokal gebundene, in lokaler Konkurrenz
zueinander stehende Betriebe wird verstärkt durch die
Gewohnheit, für jedes Produkt eine eigene Baustelle
einzurichten und nach der willkürlichen Reihenfolge der
eintreffenden Bauaufträge eine unzusammenhängende
Kette von Produktionsstätten zu durchlaufen. Die vor-
industrielle Organisation der Arbeit verzögert die Ein-
führung industrieller Fertigungsmethoden, die zu ihrem
Ziel die Verlegung der "Baustelle" in die Fabrik hätten
Der Anteil der Fertigteil-Produktion an der Gesamtpro-
duktion mit 5,6 Prozent ist weit geringer als in der
Großindustrie (6). Der geringe Industrialisierungsgrad
schlägt sich in den Produktionskosten nieder, die durch
das Verhältnis von hohen Lohnkosten und geringem
"fixen" Kapital bestimmt werden, ein Verhältnis, das
beim Ausgleich der Durchschnittsprofitrate zwischen den
einzelnen Industriezweigen nur relativ geringe Gewinne
ermöglicht. "Die Bauwirtschaft liegt mit ihren Gewinnen
am Ende der Skala aller Branchen (7).'" Die niedrige
Rentabilität wird mitbedingt durch die Rancune des Bau-
gewerbes gegen Planung der Arbeitsorganisation (8) und
durch die geringe Auslastung des in viele Bauparzellen
zersplitterten Maschinenparkes. Die Vielzahl von Spe-
zialgeräten, die infolge kleiner Bauaufgaben und der
wechselnden Wetterverhältnisse nicht kontinuierlich
eingesetzt werden können, verursachen hohe "tote
Kosten". "Das Bauhauptgewerbe (Anm.: im Unterschied
zur Zulieferungsindustrie) ist als Bereitschaftsgewerbe
gezwungen... den Maschinenpark auf Beschäftigungs-
spitzen auszulegen. Das bedeutet hohe Fixkostenbela-
stung (9). " Infolge der diskontinuierlichen Auslastung
ihrer Produktionskapazität krankt das Baugewerbe an
gleichzeitiger Über- und Unterkapazität. Der Mangel
an Kapital und die daraus resultierende Unmöglichkeit,
die Investitionen selbst zu finanzieren, hat die Kapital-
struktur in Relation zur Großindustrie weiter verschlech-
tert.
Im Versuch der Bauindustrie, ihre Produktion zu ratio-
nalisieren, um über neu zu erobernde Exklusivmärkte den
Anschluß an die hohen Profite der Großindustrie zu
finden, zeichnet sich die Funktion des Architekten ab:
In einer Sphäre, in der die Buchführung noch durch
Handschlag ersetzt, Bauaufträge durch Bestechung in
Form von Naturalrente erlangt werden, erscheint die
Konzentration des Baugewerbes zu einer kapitalintensi-
ven Großindustrie als ein ungeheuverlicher Schritt. Das
Baugewerbe erwartet daher vom Architekten Vorschläge
die die Spezialisierung der nach wie vor ständisch or-
ganisierten Baubetriebe vorantreiben und ihre Koopera-
tion innerhalb von Preiskartellen und Syndikaten einlei-
ten sollen (10). Dadurch soll das schwankende Gewinn-
risiko beseitigt und die noch vorhandene regionale
Konkurrenz abgebaut werden. Die Gewinnung never
Märkte wird von der Bauindustrie nicht als geographische
Ausweitung, sondern als intensive Nutzung des nationa-
len Marktes aufgefaßt, der "durch Forschung, durch
Deckung von Bedarfslücken, durch Ausspähung von An-
gebotsnischen erobert werden kann (11)".
Der für den Architekturbetrieb heute verantwortliche
Architekt, von tendenzieller Arbeitslosigkeit bedroht
(
unterwirft sich diesen Forderungen, noch ehe sie ihm
von der Bauindustrie gestellt werden. In dieser Intention
fordert Architekt Jörn Jansen eine Bauplanung, deren
Aufgabe darin besteht, "ein Maximum von Wissen... zur
Lösung der gestellten Aufgaben zu koordinieren, die
Dispositionen und Beschaffungen, die für die gewünschte
Nutzung erforderlich sind, zu leiten... Aufgrund der
Tatsache, daß Forschung, Produktion und Nutzung kon-
tinvierliche Prozesse sind, programmiert die Bauplanung
diese Prozesse." Die personalisierte Bauplanung hat
Selbstbewegung: sie produziert und programmiert ihren
eigenen Prozeß; sie kompiliert "Wissen", um der "ge-
wünschten Nutzung" optimale Voraussetzungen zu schaf-
fen. Wem nützt die Nutzung und wer wünscht sie daher?
Jansen, der einen Graben der Wertfreiheit für seine
Wissenschaft ausgehoben hat, kann von ihm aus "getrost
unterstellen, daß gesellschaftlicher Nutzen individueller
Nutzen einschließt", weshalb Planungsaufgaben "prin-
zipiell anonym" zu interpretieren seien. Weigert sich
Jansen, den Zusammenhang der gewünschten Nutzung
mit ihrem Adressaten herzustellen, so wird dieser Zu-
sammenhang durch die Angabe der Gliederung der Nut-
zung auf den Begriff gebracht: "Nutzungen sind geglie-
dert nach den Regulativen der Arbeitsteilung. . .
Produktion, Verwaltung, Bildung, Wohnen." In der
Gliederung der Nutzung nach "Regulativen" wird die
Personalunion von Auftraggeber und Nutznießer, das an
profitabler Arbeitsteilung existentiell interessierte Ka-
pital der Bauwirtschaft und des Bodeneigentums sichtbar.
Nach der Absprache mit dem Auftraggeber über die
"gewünschte Nutzung" gehört es nunmehr zur nicht un-
billig geforderten Pflicht des Architekten, die Planungs-
aufgabe "prinzipiell anonym" zu interpretieren. Planung
soll, nach Jansen, in den Verwertungsprozeß des Kapi-
tals nur eingreifen, um auftauchende Disparitäten der
Verwertung - ungenügende Nutzung - auszugleichen.
"Jedes System... benutzt Bauten als betriebstechnische
Hilfsmittel. Treten im System Fehler und Mängel auf,
dann entsteht damit ein Planungsproblem (11a).'" Das
System ist das Kapital und das Bauwerk sein Betrieb, der
Planer Erfüllungsgehilfe zur Beseitigung der innerbetrieb-
lichen Mängel. Von den durch die Planung Betroffenen
ist nicht die Rede.
Der Exkurs zur Position des apologetisch argumentieren-
den Architekten erhellt, wie die politische Tendenz, die
Affirmation der bestehenden Produktionsverhältnisse,
seinen Vorschlägen zur Rationalisierung nur eine "sy-
stem'"'-immanente Funktion zukommen kann: die Ratio-
nalisierung der Waren-Qualität, mit der Architektur
gehandelt werden soll, zu betreiben. Mit Hilfe seiner
Technik beliefert der Architekt den Produktionsapparat
der Bauindustrie.
Die Rationalisierungsvorschläge des Architekten erfüllen
sich nach dem im Monopolkapitalismus üblichen Doppel-
sinn eines beschränkt technologischen Fortschrittes bei
gleichzeitiger Optimierung des Mehrwertes. Bei Modi-
fizierung der Struktur der Bauindustrie zur innerbetrieb-
lichen Kooperation, in der die einzelnen Betriebe recht-
lich selbständig und wirtschaftlich unabhängig bleiben,
wird es möglich, eine bewußt partielle Rationali-
sierung durchzuführen: anstatt sie unter dem Aspekt
einer optimalen Industrialisierung des Bauens bei gleich-
zeitiger Reduktion der menschlichen Arbeit zu betreiben,
werden die gängigen, nur schwer industrialisierbaren
Baustoffe, wie Ziegel, Holz und Beton, und die aus ihnen
entwickelten Baukonstruktionen zur Grundlage verbesser-
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ter Baustellenorganisation erhoben. "Mitunter kann man
nämlich auch alte Produkte in neuen Kleidern weit besser
verkaufen und damit die Konkurrenz hinter sich lassen,
wenn diese es nicht versteht, die Produkte... ebenfalls
mit einem dem Verbraucher ansprechenden Image auszu-
statten (12)." Die partielle Rationalisierung bleibt die
Rationalisierung der in der Bauindustrie sich reproduzie-
renden Rückständigkeit. Da sie hauptsächlich Optimie-
rung des Mehrwertes und damit der Aneignung von Mehr-
arbeit ist, haben ihre Kosten die Masse der unmittelba-
ren Architekturproduzenten (in der BRD 1.558.000
Arbeiter im Bauhauptgewerbe) zu tragen; vermittelt
über die in die Mieten eingehenden, überhöhten Bau-
preise, die gesamte Arbeiterklasse (13). Der Produkti-
vitätsfortschritt des Baugewerbes, mit dem Widerspruch
unproduktiver Arbeit gekoppelt, hat die Exploitation
der Bauarbeiter verschärft, da er sich im Rahmen nahezu
unveränderter Betriebsgrößen vollzog, wodurch die
Mechanisierung der Arbeit mit der Überwachung der
kontinuierlichen Nutzung der Arbeitskraft gekoppelt
werden konnte (14). Die innerbetriebliche Kooperation
die der Architekt durch die Entwicklung der Standardi-
sierung und Normierung der Bauproduktion vorantreibt,
zeigt schon heute die Tendenz einer zum Generalunter-
nehmertum entwickelten Bauwirtschaft, die Bauherrn und
Architekten zu einer trinitarischen Interessensgemein-
schaft zusammenschließt. "Dann werden in enger Zu-
sammenarbeit die Landeinkäufe, die Finanzierungspla-
nung und die Marktforschung betrieben (15)." Der
Architekt in der Charge des Generalunternehmers im
Dienste disparater Kapitalgruppen ist die Wahrheit des
Berufsbildes, das Jansen projizierte.
Das Phänomen der objektiven Rückständigkeit der Bau-
industrie und ihres Produktes, der Architektur, wurde
sicherlich vom Architekten als Organisator verschärfter
Mehrwertschöpfung und Mehrwertverwertung mitbedingt.
Sie bleibt jedoch unerklärlich, solange sie nicht als
Resultat eines historischen Konfliktes von Industrie- und
Grundeigentum einerseits, von diesen und der Lohnarbeit
andererseits verstanden wird. In diesem Konflikt spielt
der Staat die Rolle des Vermittlers, der die Rate der
Verteilung des gesellschaftlich produzierten Mehrwertes
festlegt.
Die Bauindustrie hat, abgesehen von der unmittelbaren
Befriedigung spezifischer Bedürfnisse durch den im
Tauschwert eingeschlossenen Gebrauchswert, für den
Monopolkapitalismus die Funktion, die Grundrente zu
optimieren und zugleich seine krisenfreie Entwicklung
zu beschleunigen. Erfüllt sich ersteres im besonderen
Interesse des Grundeigentums, so umgreift letzteres die
Interessen der Großindustrie. Der Bauindustrie ist von
beiden Kapitalfeldern eine zueinander teilweise antago-
nistische Funktion zugedacht, die der Staat durch ge-
setzliche Eingriffe und Aufträge zu kanalisieren trachtet
Im Monopolkapitalismus ist die Produktionskapazität der
Großindustrie im Normalfall nicht ausgelastet, da die
"effektive Nachfrage" fehlt, um die vorhandene Ar-
beitskraft und Produktionsanlagen auf die Dauer voll zu
nutzen. Es entsteht die Schwierigkeit, das erzeugte wie
auch das brachliegende Surplus zu absorbieren. Durch
den Eingriff des Staates zugunsten des Industriekapitals
wird die Bauindustrie neben der Rüstungsindustrie zum
geeigneten Instrument, das Surplus zu absorbieren und
gleichzeitig die Effektivnachfrage zu verstärken. Die
Absorption vollzieht sich nicht auf Kosten des durch die
Privatindustrie erzeugten Surplus, sondern wird diesem
hinzugefügt. Die Steuern, die für die staatlichen In-
vestitionen eingetrieben werden, erhöhen indirekt die
Profite des Privatkapitals, da die Kaufkraft für seine
Güter steigt, die Steuern selbst auf die Arbeiterklasse
abgewälzt werden können. In den exportintensiven
Ländern wie der BRD wird die Bauindustrie zum Mittel,
der durch Kapitalexport inflationären Entwicklung der
Wirtschaft entgegenzuwirken; als Mittel staatlicher
Konjunkturpolitik eingesetzt, soll sie den für das System
dysfunktionalen Gegensatz von Boom und Depression in
eine organisierte "schleichende" Inflation verwandeln.
Ihre instrumentelle Funktion, in der die Bauindustrie und
ihre Produktion zum Zweck an sich wird, dokumentieren
der relativ geringe Gewinn, mit welchem sie in der Zeit
hoher Kapazitätsauslastung der Großindustrie an der
allgemeinen Prosperität teilnimmt, und die restriktiven
"Maßnahmen", die sie bei geringer Kapazitätsauslastung
härter als andere Produktionszweige trifft (16).
Bleibt die Bauindustrie in dieser Funktion ihrem eigent-
lichen Gegenstand dem Inhalte nach gleichgültig, so
wird ihre Produktion der Form nach in dieser Funktion
bestimmt: Als Mittel zur Erzeugung von Kaufkraft durch
massive Anwendung menschlicher Arbeitskraft muß sie
lohnintensiv, als Mittel zur Surplusabsorption quantitativ
extensiv sein, als Mittel kurzfristiger Konjunkturplanung
darf sie nur kurzfristig sich amortisierende Investitionen
wagen, ihr Kapital bleikt von geringer organischer Zu-
sammensetzung.
Die Funktion der Bauindustrie als Mittel staatlicher Kon-
junkturpolitik reproduziert also ihre historisch tradierte
Struktur, die wir als vorindustrielle charakterisiert
haben; ihre technologische Rückständigkeit, die durch
ihre Arbeitsintensität und durch den Zwang zur geplanten
Vergeudung gesellschaftlich produzierten Surplus vom
Staat her zu ihrem Wesen erklärt wird. Die Kapitalstruk-
tur ist der Spiegel ihrer ökonomisch-politischen Aufgabe,
"Bereitschaftsgewerbe" zu sein: Da ihre Investitionen
nicht langfristig abgeschrieben werden können, investiert
sie wenig, um sich bei der Wendung der Produktion in
die Depression auf die ursprüngliche Stufe des manufak-
turellen Betriebes ohne Schaden wieder zurücksinken
lassen zu können. Sie überbrückt die Schwankungen der
Bauaufträge durch Ausleihen von Geräten und durch ver-
mehrte Ausbeutung der Arbeiter durch Akkord und Über-
stunden. Ihre Flexibilität besteht darin, kurzfristig
Arbeiter, meist Gastarbeiter, aufzunehmen und zu ent-
lassen (17).
Da sie für die Staatsaufträge zuallererst "reine" Produk-
tivität sein muß, ist ihr bevorzugter Baustoff der nur
halbindustrialisierbare Beton.
Im Bewußtsein ihrer Bedeutung für das Funktionieren der
kapitalistischen Gesamtwirtschaft sieht die Bauwirtschaft
zugleich das Mißverhältnis ihrer durch Unsicherheit und
Kapitalschwäche charakterisierten Stellung, in der sie
vom Staat gehalten wird. Sie forderte daher in der jüng-
sten Expansionsphase des westdeutschen Kapitals ver-
stärkten Anteil an den Gewinnen, die sie der Großin-
dustrie indirekt zu produzieren geholfen hatte. Diese
Forderung könnte sich, nach den Vorstellungen der
Bauindustrie, durch die staatliche Garantie für langfri-
stige und umfangreiche Aufträge realisieren. Durch
Großinvestitionen könnte der Sprung in die Großindustrie
gelingen, letztlich auch das Ausland als Markt erreicht
werden.
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Der Gegenstand langfristiger Beschäftigung der Bauin-
dustrie sollte der Ausbau der Infra-Struktur, vor allem
der öffentlich geförderte "soziale Wohnbau" sein.
Am Wohnungsbau zeigt sich die Schranke, auf die die
Forderung nach Ausdehnung der Surplusabsorption stößt:
auf die Schranke der vereinigten Interessen von Indu-
striekapital und Grundbesitz, die darauf drängen, die
Surplusabsorption gesellschaftlich unproduktiv durch-
zuführen, dies, um die Stabilität der Klassenstruktur,
unter der produziert wird, zu erhalten. Investitionen,
durch die die massenhafte Befriedigung kollektiver Be-
dürfnisse realisiert werden könnte, unterbleiben. Die
Surplusverwertung wird auf Gebiete verlagert, wo das
Bedürfnis der beiden Kapitalklassen nach gesellschaft-
lich unproduktiver, das heißt, nur für sie produktiver
Verwendung der Investitionen zusammentrifft, mit der
Chance, durch sie ursprünglich kollektive Bedürfnisse
als individuelle zu produzieren und als individuelle
befriedigen zu können. Das Feld geplanter Vergeudung
ist zur Zeit in der BRD der Autobahnbau (18).
Die langfristig organisierte Surplusabsorption auf dem
Gebiet des "sozialen" Wohnungswesens bedroht das
Sonderinteresse des Grundeigentums, ein großes Ange-
bot von Wohnungen mit niedrigen Mieten brächte den
Markt, an dem sie als Ware gehandelt werden, ins
Wanken. Die Produktion von Wohnbauten basiert unter
dem Einfluß des Grundkapitals auf der Konstanz der
Summe aller Wohnungen unter Ausschluß der je unren-
tierlichsten, womit das Motiv zur kontinuierlichen
Slumsanierung gefunden ist.
Die Konstruktion der Miete liefert für das städtische
Grundeigentum die Basis für sein "Recht", die Grund-
rente einzutreiben. Die Grundrente ist das eigentliche
Geheimnis der Versteinerung des als Ware gehandelten
Wohnungsbaues; Moment dieser Versteinerung ist die
technologische Rückständigkeit der Bauindustrie, welche
dem Grundeigentum die Grundrente zu realisieren hel-
fen muß. Für das Grundeigentum erscheint es als unab-
dingbare Voraussetzung seiner Rentier-Existenz, die
Legitimation für das Eintreiben der Miete bzw. der
Grundrente darzustellen: es gilt, die Annexion der Woh-
nung durch den Boden und den mit ihm verbrieften
Rechte bautechnisch nach außen auszudrücken. Die
Ideologie des Grundeigentums fordert demnach eine
Produktionsweise, die auf die Fertigung immobiler
Bauten und deren Individualisierung nach Parzellen aus
gerichtet ist. Die Bauindustrie wird durch Erfüllung
dieser Forderung gezwungen, von einer Parzelle zur
anderen zu wechseln und bleibt dadurch auf der Stufe
eines abhängigen Subunternehmens oder Reparaturbetrie-
bes stehen.
Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die Rückstän-
digkeit der Bauindustrie als der unmittelbare Ausdruck
der antagonistischen Interessen von Boden- und Industrie-
kapital sich darstellt. Eine Rationalisierung, die an die
in Verkrüppelung gehaltene Struktur des Baugewerbes
anknüpft, kann keine qualitativ veränderte Produktions-
weise und können keine qualitativ veränderten Produkte
- Wohnungen - hervorbringen (19). Da die Rückständig-
keit der Bauindustrie integrales Moment staatlicher
Politik ist, diese selbst nur der Ausdruck divergierender
Kapitalinteressen sein kann, ist die Forderung nach ver-
mehrter staatlicher Subventionierung oder Verstaatli-
chung der Bauindustrie falsch gestellt.
Die dem Architekten heute zugewiesene Funktion, die
Gewinne der Bauindustrie und die Miete zu maximieren.
wäre unverändert. Die Forderung nach Aufhebung des
Privateigentums am Produktionsmittel Boden und damit
der kapitalistischen Form der Grundrente erscheint als
der richtige politische Ansatz zur Lösung der "Wohnungs-
frage", die in der Verwandlung der Wohnung in ein
Produktionsmittel für die Arbeiterklasse besteht.
Die dafür grundlegende Strategie des Architekten; der
die gesellschaftliche Aneignung der architektonischen
Produktionsmittel vorzubereiten sich zur Aufgabe macht,
kann nur aus der konkreten Analyse des konkreten histo-
rischen Verhältnisses des Bodenkapitals innerhalb des
gesellschaftlichen Gesamtprozesses gewonnen werden.
IV
Das Bodeneigentum als Form der privaten Aneignung von
Mehrwert beschäftigt die Nationalökonomie nur am
Rande, sehr im Widerspruch zu seiner realen Bedeutung
für die agrikole und industrielle Produktion. Sie bleibt
die Erklärung über die bewegliche Natur, des Bodens als
Ware, als Kapital, das die Grundrente produziert, schul-
dig. Die Unfähigkeit der bürgerlichen Ökonomen - zu
diesen zählt auch der "betriebswirtschaftlich" kalkulie-
rende Architekt -, diese Frage zu beantworten, resultier!
aus ihrer gesellschaftlichen Position, die sie nach Marx
"als Wortführer des industriellen Kapitals" auftreten
läßt. Der frühbürgerlichen Ökonomie war der Konflikt
von industriellem Kapital und Bodeneigentum noch Ge-
genstand einer breit ausgelegten Diskussion. "Die ganze
Frage des Freihandels ist ein Streit um die Höhe des Brot
preises und damit um die Höhe der Löhne gewesen (20). "
Die Grundrente in ihrer Verwandlung zum Moment der
Miete kann nur aus der Dialektik, in der sie zu den
Löhnen steht, -also auf der Basis des Verhältnisses von
Kapital-Lohnarbeit, entwickelt werden. Wesentlich für
die Rekonstruktion der Grundrente ist es, den Sprung
aufzusuchen, mit welchem sich der durch die kapitali-
stische Produktion produzierte Mehrwert in Rente und
Profit aufspaltet.
"Zentral (ist)... die Frage, woher nach Angleichung
des Mehrwertes unter den verschiedenen Kapitalien...
der überschüssige Teil dieses Mehrwertes stammt, den das
im Boden angelegte Kapital in der Form der Grundrente
an den Grundeigentümer zahlt (21)."
Die einfachste und ursprünglichste Form der Rente ist die
Arbeitsrente, die in der direkten Aneignung der Ar-
beitskraft durch den Grundeigentümer qua Feudalherrn
besteht. Mehrarbeit, Mehrwert und Rente fallen hier
noch zusammen. Mit der Abgabe von agrikolen Produkten
anstatt unmittelbarer Arbeit verwandelt sich die Arbeits-
rente in Produktrente. Der qualitative Umschlag von
Produktrente, die Arbeitsrente war, in Grundrente, die
eine Geldrente ist, entsteht mit der Zwischenschaltung
des Pächters zwischen Grundeigentümer und
Arbeiter.
Die Rente sinkt von der normalen Form des Mehrwertes
herab zum Überschuß des Mehrwertes über den Teil, der
vom Pächter in der Form des Profites angeeignet wird.
Der Pächter-Kapitalist gibt nur einen Teil des exploitier-
ten Mehwwertes an den Grundeigentümer weiter. Mit
Unterscheidung von Profit und Grundrente wird von Marx
das Verhältnis von Kapitalist-Grundeigentümer definiert
als ein Verhältnis, das antagonistische Interessen be-
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stimmen, insofern die Rente als Schranke des Profites er-
scheint. "Ihrem Begriff nach absorbiert die Rente den
Profit. Der Profit entspringt quasi neben ihr. Nicht der
Profit ist die Schranke der Rente, sondern die Rente die
des Profites.'" Der Unterschied von Profit und Rente ist
durch den Klassenunterschied gesetzt. "Das Kapital
pumpt die Mehrarbeit direkt aus den Arbeitern aus. Es
kann also in diesem Sinne als Produzent des Mehrwertes
betrachtet werden. Das Grundeigentum hat mit
dem wirklichen Produktionsprozeß nichts
zu schaffen. Seine Rolle beschränkt sich darauf,
einen Teil des produzierten Mehrwertes aus der Tasche
des Kapitals in die eigene zu schaffen (22). "
Gewendet auf die städtische Grundrente, die Rente, die
aus den Baugrundstücken steigt, stellt sich das Verhält-
nis als ein Gegensatz von Industrie und Hauseigentum,
Profit - Miete dar. Durch die Grundrente wird der Boden
als Kapital verwertet: er hat nicht als Gebrauchswert,
sondern nur als Rente Wert.
Sein Preis ist nach Marx "nichts als die antizipierte
Grundrente (23)", antizipiert, da dieses Kapital nur
an sich Kapital, potentielles Kapital sein kann: es
hängt vom Gebrauch ab, den der Käufer vom Boden
macht, ob sich das Geld als Kapital realisiert, Grund-
rente wird. Dazu bedarf es des Einsatzes von weiterem
Kapital zum Beispiel für Maschinen oder Gebäude. Das
vorgeschossene Kapital realisiert sich als Miete, deren
Höhe aus der Summe der Baukosten und der Bauprofite,
dem Zins für ausgelegtes Kapital und der städtischen
Grundrente gebildet wird. Letztere stellt den "ewigen
Tribut" für von einer Klasse monopolisierten Boden dar,
dessen Wert mit dem Grad seiner Verknappung und Nutz-
barkeit steigt.
Die Aufgabe des von seinem Auftraggeber angewende-
ten Architekten ist es, das Wohngebäude, das er plant,
zur Funktion der Grundrente werden zu lassen. Dies
drückt sich in der Ausschaltung aller Räume und Flächen
aus, die nicht als Ware verkauft werden können: die
Wohnung selbst ist nach dem relativen historischen
"Existenzminimum'" bemessen; sie wird durch Wände nach
Funktionen geteilt (Essen, Schlafen), wodurch die Be-
dürfnisse, wenn nicht befriedigt, so doch durch die
Teilung handgreiflich werden, wofür wiederum höhere
Mieten verlangt werden können.
Die Städte sind nach Hofmann "zur Funktion der Grund-
rente" geworden. Die Mieten, die Grundrente produ-
zieren, treten als falsche Produktionskosten für den
Einzelproduzenten auf und wirken unmittelbar auf die
Löhne. Dieser Zusammenhang von Miete - Profit wurde
in der jüngsten Konjunktur-Phase deutlich: die durch
die Spekulation des Grundkapitals in der BRD extrem
erhöhten Mieten (24) greifen in die Interessens-Sphäre
des industriellen Kapitals ein, das auf Export orientiert
eine Erhöhung der Löhne durch die erhöhten Mieten als
Gewinnschädigung verklagt. Die Bodenpreise und die
sie realisierenden Mieten treten als Schranke der kapi-
talistischen Produktion auf: damit tritt der Antagonismus
der Interessen beider Kapitalgruppen im Kampf um das
gesellschaftliche Mehrprodukt zutage; es ist hier analog
zur Surplusabsorption Aufgabe des Staates, zu vermit-
teln.
Den noch wirksamen Einfluß des Grundkapitals der BRD
beweist die Durchsetzung des "Weißen Kreises', die
Ausdehnung der freien Wohnungswirtschaft auf die Alt-
bauten. Durch ihn werden in den Städten der Mieter-
schutz und die staatlichen Mietkontrollen aufgehoben
und höhere Mieten festgesetzt. Den Einfluß beweist die
in der BRD geplante spekulative Sanierung der städtischen
Innenbezirke ebenso wie die Zurücknahme öffentlicher
Gelder für den "sozialen Wohnungsbau" und zunehmende
Reprivatisierung des Wohnungsbaues (25). Jedoch sind
dem Grundeigentum deutliche Grenzen gesetzt: der sä-
kulare Gegensatz von Großindustrie und Grundbesitz
trägt sich heute aus in der Form wachsender Disparität
der Rendite zuungunsten des letzteren. Die agrarische
Monopol-Rendite, die dem Grundeigentum früherer Zeit
noch ansehnliche Rendite brachte, ist durch die Gewinne
der industriellen Monopole überspielt worden. Der Ren-
tenmarkt ist dem Aktienmarkt gegenüber ins Hintertreffen
geraten. Diese allgemeine Verschiebung zeigt die unter-
schiedliche Rentabilität von Immobilienfonds und Wert-
papierfonds. Die wachsende Diskrepanz der Gewinne
aus Immobilienfonds, der heute gängisten Form des Haus-
besitzes, wird von ihm dahingehend rationalisiert, daß
er "sein Geld weniger in Rentabilität, denn in Sicher
heit investiert (26)". Er setzt auf "Substanzerhaltung"
und hofft nur mehr auf "Substanzvermehrung"; der
Hausbesitzer, der nur mehr auf Kapitalakkumulation
hofft, sie jedoch nicht mehr realisieren kann, erfährt
seine Deklassierung innerhalb des Kapitalmarktes.Die Ren-
dite gilt mit 6 bis 7 Prozent in seinen Kreisen als gut (27).
Seine Entscheidung, sein Kapital in "Sachwerte'" und
nicht in "Geldwerte" Z5 verlegen, bringt ihm außer
Steuervergünstigungen für sein Einkommen und Vermö-
gen den Nachteil der geringen Fungibilität des einmal
eingesetzten Kapitals, die zwar größer als die des indi-
viduellen Hausbesitzes, jedoch geringer als das Wertpa-
pier ist; die Unsicherheit des Fonds, den im Gegensatz
zu den Wertpapierfonds keine Aufsichtsbehörde kon-
trolliert (28), die mit spekulativer Kapitalbeschaffung
verbundene Unsicherheit und letztlich, die Ungewißheit
der Realisierungsmöglichkeit der gekauften Fondsanteile.
das Vermieterrisiko.
"Die Nachteile beginnen beim Vermietungsrisiko. Von
der Vermietung der Objekte hängen schließlich Verzin-
sung und Wertsteigerung ab." Der Hausbesitzer in Form
des Immobilienzertifikates verrät das Geheimnis, woran
seine Existenz als Rentier geknüpft ist: der Kontinuität
der Miete .
Diese Kontinuität zu brechen, erscheint daher als die
Voraussetzung, das Privateigentum an Bauwerk und Bo-
den in ein individuelles, auf der Grundlage der Koope-
ration und des Gemeinbesitzes des Bodens und der selbst
produzierten Produktionsmittel entstandenes, zu über-
führen. Die hier nur im Ansatz durchgeführte Analyse
der architektonischen Produktionsmittel Bauindustrie und
Boden ergab die relative ökonomische Schwäche und
strukturelle Rückständigkeit beider in ihrer Stellung
innerhalb des monopolkapitalistischen Gesamtprozesses.
Beide, die Bauindustrie durch Auftragsgarantien, das
Bodeneigentum durch Subvention der Mieten und der
Wohnbautätigkeit, werden nur über staatliche Zuteilung
des gesellschaftlich produzierten Mehrwertes als Kapi-
talgruppe am Leben gehalten Die stufenweise durchge-
setzte Aufhebung der Miete, gestellt als Forderung nach
der Aufhebung des Privateigentums an Boden und Bau-
werk, hätte demnach unter Ausnutzung der antagonisti-
schen Interessen innerhalb des Kapitals selbst eine histo-
risch reale Chance zu ihrer Durchsetzung. Es ist jedoch
zu prüfen, unter welchem politischen Aspekt der Versuch
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des Architekten, der Arbeiterklasse zu helfen, ihre
Rechnung endlich ohne den Hauswirt zu machen, die
richtige politische Tendenz verfolgt.
JS.
Die "Unwirtlichkeit der Städte" führt Mitscherlich auf
die mit gesellschaftlicher Notwendigkeit auftretende
Ideologie der Planer zurück, die die Folie ökonomischer
Gesetze bildet: den Städtebau nach den Forderungen der
Bodenrente zu verwirklichen.
Mitscherlichs soziotechnische Vorschläge zur Humanisie-
rung der Architektur zielen daher auf die Aufhebung ihrer
bestehenden ökonomischen Bedingungen: der Boden sollte
in "Gemeindeeigentum'", die Wohnung in das Eigentum
des partikularen Bewohners überführt und so aus dem Be-
reich des Marktes herausgelöst werden. Er empfiehlt, das
Wohnungsproblem nach dem aus den zwanziger Jahren
stammenden Konzept Hebebrands "im Sinne einer klaren
Trennung von Boden und Bauwerk, juristisch eines Ober-
eigentums und Untereigentums zu lösen, auch wenn es dem
einzelnen weh tut (29)"
"Nur dann", meint Mitscherlich, "kann es uns gelingen,
Städte nach dem wahren Bedürfnis der sie Bewohnenden
nicht nur zu planen, sondern auch zu bauen. Das setzt
in der Tat eine gewaltige Sinnesveränderung, eine
so gewaltige voraus, daß Stadtplanung zu einem Unter-
nehmen geworden ist, von dem man nicht weiß, ob es
diesseits oder jenseits der Grenze liegt, an der Utopie
beginnt." Die Schlußfigur des Satzes ist rhetorisch.
Mitscherlich setzt erst eine doppelt gewaltige Sinnesver-
änderung voraus, um dann zeigen zu können, daß sein
Vorschlag doch "jenseits der Grenzen" der Realität
bleibt. Ein Blick auf die Baupolitik der österreichischen
Sozialdemokratie der zwanziger Jahre genügte, um ein-
zusehen, daß dieser Utopie innerhalb des kapitalistischen
Wirtschaftssystems die Chance zu ihrer Realisierung offen
ist. Als Beispiel bekannt sind die 1922 bis 1932 erbauten
Superblocks für Arbeiter der "Gemeinde Wien". Der Bo-
den blieb Eigentum der "Gemeinde", die Wohnungen
wurden Eigentum der Bewohner. Die Miete betrug 2 bis
4 Prozent ihres Lohnes: sie hatte nur die Erhaltungs- und
Betriebskosten des Bauwerks zu decken. Das Geld wurde
über eine allgemeine Wohnbausteuer eingeholt, die Her-
stellung und den Transport der Baumaterialien übernahmen
die Betriebe der "Gemeinde Wien". Der Versuch der
Gemeinde Wien, Boden und Bauwerk die Kapitalqualität
zu nehmen, war ein bedeutender Fortschritt gegenüber
dem Städtebau der Bauspekulanten. Da keine Rücksicht
auf die Rendite zu nehmen war, ermöglichte die Reform
eine städtebaulich großzügige Planung, eine organisierte
Wohnungsverteilung an Bedürftige, einen Schutz des
Mieters vor den Angriffen des Grundeigentums, eine ko-
stensparende Bauökonomie in bescheidenen Ansätzen und
eine kollektive Bedürfnisbefriedigung der dort wohnenden
Arbeiter durch "Wohnfolgeeinrichtungen". Diese für die
Auflösung der kapitalistischen Form der "Wohnungsfrage"
wichtigen Momente waren jedoch, eingestellt in eine
revisionistische Gesamtstrategie der Sozialdemokratischen
Partei, zugleich Ursache der Rekonstruktion der Woh-
nungsfrage in sozialdemokratisch modifizierter Form.
Da die Lösung der Wohnungsfrage nicht als Moment einer,
auf Veränderung des kapitalistischen Produktionsverhält-
nisses gerichteten Strategie reflektiert war, konnte sie
keine Änderung der Klassenlage der Arbeiter bringen. Das
Privileg der billigen Wohnungen zwang die Arbeiter zur
Immobilität, das vom Staat zur Lohnkürzung in der Höhe
der üblichen Miete ausgenutzt wurde.
Friedrich Engels hat in seiner Schrift "Zur Wohnungs-
frage" die von Mitscherlich als "Anstiftung zum Unfrie-
den" getarnten Reformvorschläge in ihren historischen
Vorläufern, aen Schriften eines Mühlbergers, Sachs und
Huber, bekämpft und deren ökonomische Legitimation
als Proudhonismus, als kleinbürgerliche Utopie darge-
stellt. Den Proudhonismus der Reformvorschläge kenn-
zeichnet die Ausklammerung revolutionärer Klassenpo-
litik, was dadurch erreicht wird, daß die "Wohnungs-
frage" als ein ökonomisches Problem mit sich selbst
kurzgeschlossen wird, so daß ihre Lösung durch Lösung
der Wohnungsfrage, als Ausgleichung von Nachfrage
und Angebot auf dem Wohnungssektor möglich scheint:
eine Ausgleichung, bei der alle Klassen zu ihrem Recht
kommen sollten. Die "Selbsthilfe" der Arbeiter wird als
auf der Grundlage der Warenwirtschaft möglich vorge-
stellt.
Mitscherlichs emphatischer Ansatz zur Lösung der Woh-
nungsfrage durch die Trennung von Boden und Bauwerk,
die die Wohnung als Instrument der Ausbeutung beseiti-
gen soll, ist juridisch gestellt und an die parlamen-
tarische Demokratie gerichtet. Der revisionistische
Ansatz gründet darin, daß Mitscherlich gleich der
National-Ökonomie die Konsumtionssphäre, die Wohnung
des Monopolkapitalismus nicht als Moment der Produk-
tionssphäre, sondern als Resultat, als selbständige Sphäre
auffaßt. Er verkennt, daß Eigentumsverhältnisse nicht
Willensverhältnisse, sondern Produktionsverhältnisse sind:
seine Idee einer im Parlament durchgesetzten Enteignung
des Haus- und Grundbesitzes, die es erlauben soll, "die
Städte nach dem wahren Bedürfnis der Bewohner zu
bauen", rechn&amp;t mit der formellen Seite der Demokratie,
läßt aber ihren reellen Inhalt, Vermittlungsorgan des
Monopolkapitals zu sein, völlig außer acht. Sein Vor-
schlag, juridisch gestellt, fern einer Strategie, die mit
der Lösung der Wohnungsfrage die politische Forderung
der Aufhebung der. Kapitalqualität der Arbeit verknüpft,
ist schlicht reaktionär, da, im Kapitalismus durchaus
verwirklichbar, er die Ausbeutung begünstigt: die vom
Lohn durch das industrielle Kapital gleich abgezogene
Miete stellt eine Rückkehr zur modifizierten Form der
ursprünglichen Arbeitsrente dar. "Die Masse der-der
Arbeiterklasse abgenommenen Arbeit bliebe genau die-
selbe, auch wenn den Hausbesitzern die Möglichkeit,
Grundrente und Zins sich zahlen zu lassen, morgen ge-
nommen würde. Bei der Annahme mietfreier Wohnungen
gehen die Kosten der Wohnung nicht mehr in den Wert
der Arbeitskraft ein, die Reproduktionskosten der Arbeits-
kraft sinken und damit ihr Wert. Der Arbeitslohn würde
also um den Durchschnittsbetrag fallen, das heißt, der
Mieter würde seine Miete trotzdem bezahlen, abernicht
wie früher in Geld, sondern in unbezahlter Arbeit an
den Fabrikanten. "Wenn die Kapitalisten ihr wahres
Interesse kennten, würden sie den Arbeitern gute Woh-
nungen liefern und sie überhaupt besserstellen (30). "
An den Vorschlägen Mitscherlichs, wie auch vorher an
denen Jansens, wird deutlich, wie ohne richtige Politik
auch Technik, die bestimmte Form der Aneignung von
Natur un&amp; gesellschaftlicher Produktion abstrakt bleibt.
Ihre Vorschläge werden als Reform des institutionellen
Rahmens der juridischen und organisationstechnischen
Struktur eingebracht und wollen das Kontrollverhältnis
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von Bourgeoisie und Staat modifizieren. Sie werden
nicht als Moment einer qualitativen Umwälzung der be-
stehenden Produktionsverhältnisse reflektiert. Eine sol-
che Umwälzung strebt eine aus den historischen Produk-
tionsbedingungen entwickelte Strategie an, deren
allgemeiner Ausgangspunkt die Aufhebung der Wohnung
qua Ware als Moment der Aufhebung der Ware Arbeits-
kraft begreift. Es gilt daher nicht die Wohnungsfrage
innerhalb des bestehenden Systems, sondern durch dessen
Aufhebung die Wohnungsfrage zum Verschwinden zu
bringen.
/1
Wie an der politisch-ökonomischen Situation der Bau-
industrie und des Boden-Hausbesitzes dargestellt wurde
sind die dahinterstehenden Kapitalgruppen gegenüber
dem Industriekapital in historische Bedrängnis geraten.
Beide suchen die Intervention des Staates. Vorschläge
zur Aufhebung der Miete können daher realistisch vom
massiven Eingriff des Staates in den Wohnungsbau und
die Bauindustrie ausgehen. Der Staat leistet zur Ge-
samtbausumme des Wohnungsbaues 51 Prozent Anteil und
zusätzliche Subventionierung in Form von Aufwendungs-
zuschüssen und Steuervergünstigungen. Zwei Drittel aller
Projekte werden von kommunalen oder gemeinnützigen
Bauunternehmen realisiert. Der Staat stellt die Bedin-
gungen für die Einhaltung festgesetzter Normen des
Wohnstandards, die wiederum Voraussetzung der Ver-
gabe öffentlicher Mittel ist. Er übernimmt die Kosten,
die durch die "Verbesserungen" der schlechten Bausub-
stanz in Sanierungsgebieten (Entwicklungsgebiete) im
Laufe der Ordnungsphase entstehen (31). Der Eingriff
des Staates bedeutet keine Sozialisierung, sondern, wie
am Beispiel der Bauindustrie gezeigt wurde, eine In-
strumentierung des Wohnungsbaues nach den Zwecken
des Monopolkapitals, das dabei ist, die Rendite unter
sich neu zu verteilen. Die staatliche Subvention hat
daher die Aufgabe, Disparitäten auszugleichen. Als Teil
der der Arbeiterklasse exploitierten Mehrarbeit kommt
sie im Wohnungsbau nicht dieser, sondern den mit ihm
Handel Treibenden zugute. Die steigende Subventionie-
rung des Wohnungsbaues durch den Staat ist in letzter
Zeit mit der steigenden Reprivatisierung desselben ge-
koppelt worden (32). Die Klasse der Grundrentner hat
nach wie vor über Vermittlung des Staates den "Verzehr
fremder Arbeit" zu ihrem Hauptgeschäft, mit dem ver-
feinerten Unterschied, daß diese Klasse den in Form der
Grundrente dem Arbeiter abgenommenen Mehrwert zwei-
Fach entgegennimmt: einmal als einfache Miete und
einmal als Miete, die der ideelle Gesamtpächter bzw.
Gesamtkapitalist Staat als Subvention zuschießt (33).
Beide Formen der Miete bezahlt die Arbeiterklasse.
Die Kritik der bestehenden politischen Praxis, die sich
im Wohnungsbau realisiert, muß von der Darstellung der
organisierten Vergeudung des gesellschaftlich produzier-
ten Mehrwertes ausgehen.
Die bestehende Praxis des Staatseingriffes, die in der
Anwendung der dialektischen Beziehung von Produktion
und Konsumation, in der staatlichen Vermittlung der
Interessen des Grund- und Industriekapitals im Interesse
des Gesamtkapitals und in der realen Funktion der Bau-
industrie als Multiplikator der kapitalistischen Produk-
tivität sich darstellt, verdeutlicht den Grad der realen
Vergesellschaftung des Wohnungsbaues
Die Kritik kann zeigen, daß, geht man von der Summe
der öffentlichen Subventionen aus, die gegenwärtig in
die Hände der privaten (34) Kapitalgruppen gespielt
werden, diese Summe für die Senkung der Miete einge-
setzt werden könnte und letztlich die Nullmiete bzw. die
"Instandhaltungsmiete'" möglich machen würde.
Da der Boden- und Hauspreis antizipierte Grundrente
ist, fiele mit der Durchsetzung der Nullmiete der Preis
des Bodens und der Häuser. Das städtische Grundeigen-
t+um würde die nicht mehr vermietbaren Häuser an den
Staat abstoßen.
Der Forderung nach Nullmiete, die Voraussetzung zur
Aufhebung der Wohnung als Ware ist, bleibt die Gefahr
des Proudhonismus immanent. Wie das Beispiel der Wiener
Gemeindebauten zeigte, kann sie vom Kapital im geeig-
neten historischen Augenblick selbst zum Programm er-
hoben und verwirklicht werden. In.der Ära des hoch-
organisierten Monopolkapitals brächte diese Form der
Verwirklichung verschärfte Ausbeutung, da über die als
Arbeitsrente vom Lohn abgezogene Miete dem industriel-
len Kapital auch die Verfügungsgewalt über die Wohn-
sphäre gegeben wäre. Die Forderung nach der Nullmiete
kann daher nur als Moment der revolutionären Verände-
rung der Bedingungen, unter denen gewohnt und gearbei-
tet wird, verstanden werden.
Die Aneignung der Wohnung als ein Produktionsmittel für
die Arbeiterklasse setzF eine Strategie voraus, die die
Aufhebung der Wohnungsfrage mit der Aufhebung der
Lohnarbeit verknüpft.
Es ist die politische Aufgabe des Architekten, aus der
Analyse des historischen Kräfteverhältnisses von Grund-
besitz - Industriekapital - Lohnarbeit die konkrete Theo-
rie zu entwickeln, die in der Praxis der Veränderung
umschlagen kann. Diese Analyse wird eine ökonomisch
bestimmte Analyse sein müssen, die die Widersprüche
des Kapitalprozesses nach den Momenten Wohnen - Ar-
beit sichtbar macht, Widersprüche, die durch die
politisch-organisierte Praxis zu entwickeln und dadurch
zum Weg ihrer Aufhebung und Neubestimmung zu führen
sind
VII.
Das Ziel des Architekten ist die Umwandlung der Woh-
nung vom Mittel zum Konsum in ein Produktionsmittel.
Diese Neubestimmung der Wohnung im Interesse des
Proletariats wird dem Architekten in doppelter Weise
schwierig: er sieht die architektonischen Produktions-
mittel zur Verwirklichung in den Händen des Kapitals.
Die Produktionsmittel sind auf die Bedürfnisse von ano-
nymen Konsumenten zugespitzt. Ihre Bedürfnisse, die
vom Kapital produziert werden, erzwingen, daß die
Mittel fortbestehen als Mittel zur Warenproduktion. Um
die Wohnung in ein Produktionsinstrument für das Prole-
tariat zu verwandeln, ist ein Bewußtsein notwendig, das
sich die Wohnung in dieser Form anzueignen versteht.
Er sieht, daß seine Idee alternativer Planung nur prak-
tisch werden kann, wenn es ihm gelingt, dieses Bewußt-
sein herzustellen. Er weigert sich, länger Agent zur
Erfüllung von "Programmen" zu sein, die die Bedürfnisse
nach exploitativen Gründen befriedigen. Er beginnt, die
Bedürfnisse, die der Inhalt seiner alternativen Architek-
tur werden sollen, vorerst zu produzieren, bevor er
ihnen Raum aibt. Er bezieht in seine Praxis die Mittel
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politischer Agitation ein.
Der konkrete Wille zu solcher Praxis zeigt sich im Ent-
schluß Berliner Architekten und Architekturstudenten,
Kontor und Hochschule mit dem Sanierungsgebiet Kreuz-
berg als Arbeitsfeld zu vertauschen. Das Sanierungsge-
biet Kreuzberg ist ein Wohnquartier der frühen Gründer-
zeit. Es wird von Arbeitern und Arbeiterrentnern der
billigen Mieten wegen bewohnt und soll als Modell für
die geplante Sanierung der Städte der Bundesrepublik
dienen. Durch eine Stadtautobahn, Altbauten sollen
durch Flächensanierung vernichtet und durch Neubauten
mit vervierfachter Miete ersetzt werden. Drastisch ist
in diesem Sanierungsgebiet die organisierte Zerstörung
von Schauplätzen kollektiver Handlung und deren Er-
setzung durch isolierte Wohnzellen, die individualisierte
Bedürfnisse zu befriedigen haben, vermittelt. Das Be-
dürfnis der Arbeiter nach einer Veränderung ihrer Klas-
senlage, die sich in der Verwandlung der Wohnung in
einen Ort allseitiger Produktion seiner gesellschaftlichen
Fähigkeiten ausdrückte, wird in Konsum abgebogen.
Der Versuch der Bourgeoisie, die Bedürfnisse in der
Wohnsphäre ästhetisch, durch Isolierung von der Pro-
duktionssphäre, zu befriedigen, beantwortet das Ar-
beitskollektiv mit einer Praxis, die die politisch-ökono-
mische Vermittlung dieses Ästhetisierungsversuches auf-
zeigen und einer architektonischen Alternative konfron-
tieren soll.
Die architektonische Alternative des Arbeitskollektivs
bestimmt sich in folgender Tätigkeit: Okkupation von
aufgelassenen Straßenläden und Fabrikhallen des Sanie-
rungsgebietes als lokale Zentren für Gruppen mit spezi-
fischer Aufgabenstellung; organisierender Zentralrat,
Schüler- und Kinderläden, Straßentheater, Informations-
büros; Herstellung von Flugblättern, die die Planungs-
praktik der Wohnbaugesellschaften an aktuellen Beispie-
len darstellen; Redaktion einer Zeitung, in der die
Konflikte der Arbeiterklasse mit dem Grundeigentum
am Beispiel ihres Wohnquartiers analysiert werden;
Verteilung von Hauslisten, in denen die schweren Mängel
der Wohnungen aufgezeigt und auf die Möglichkeit einer
Mietverweigerung hingewiesen wird; Gründung eines
Arbeitskreises von Juristen, der die Arbeiter in den Pro-
zessen gegen die klagenden Hauseigentümer und Ver-
walter unterstützt; Zusammenarbeit mit Gruppen, die
innerhalb der Fabriksbetriebe politische Aufklärung
leisten; letztlich, und erst hier figuriert, was traditio-
nell als architektonische Praxis begriffen wird, Entwurf
von architektonischen Alternativen, die auf der Grund-
lage ökonomischer Kalkulation in permanenter Wander-
ausstellung im Sanierungsgebiet gezeigt werden.
Ich habe das Beispiel der Tätigkeit des Arbeitskollektivs
gebracht, um zu zeigen, wie weit der Begriff architek-
tonischer Technik gefaßt werden muß, um zu einem tak-
tischen, ins Produktionsverhältnis eingreifenden Begriff
zu werden.
In der politischen Agitation der Lohn- und Mietabhängi-
gen durch den Architekten konkretisiert sich der Begriff
von Planung. Die architektonische Alternative konstitu-
iert sich nicht als positives Resultat, als Bauwerk, son-
dern ist, in strenger Aufhebung des Begriffes Architektur,
wesentlich Planungstätigkeit, in der die Arbeiter ihre
eigenen Bedürfnisse selbst einbringen. Eine emanzipie-
rende Architektur setzt eine Emanzipation des Planungs-
prozesses voraus. Der von der Masse der Mieter durchge-
führte und vom Architekten organisatorisch unterstützte
Mieterstreik, in engen Bezug zur Strategie des Arbeits-
streiks gestellt, kann zum praktischen Anfang dieser
Emanzipation werden.
nn
Bleibt die politische Aktivierung der von der Sanierung
Betroffenen in der Tätigkeit des Arbeitskollektivs zunächst
abstraktes Postulat, so wirkt sie doch als Tätigkeit auf
die Gruppe zurück: die Architekten erfahren praktisch
die Wirkung der Zusammenarbeit mit Gruppen der ver-
schiedenen Fachbereiche, wie Juristen, Ökonomen,
Soziologen, Lehrer etc. Die Notwendigkeit, für die
Agitation eine konkrete Analyse der über Architektur
vermittelten Zwänge zu erstellen, hebt die gängige
Arbeitsteilung auf und produziert eine Solidarität, die
sie auf Zusammenarbeit mit Mietern einübt. Ohne
eigentlichen Zusammenhang mit diesen, bleibt jedoch
die politische Tendenz populistisch. Die Funktion des
Architekten, der Arbeiterklasse die architektonischen
Produktionsmittel aneignen zu helfen, setzt eine Ver-
mittlungsform voraus, die seine Analysen der breiten
Masse der Arbeiter zugänglich macht. Voraussetzung
dazu ist, daß er sich als zur Arbeiterklasse gehörig er-
kennt und sich in der aus ihr sich bildenden Partei organi-
siert. Nur innerhalb der Partei kann er wirksam die
gesellschaftliche Aneignung der architektonischen Pro-
duktionsmittel vorbereiten und lernen, Produzent im
vorher definierten Sinne zu werden.
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Was hier geschrieben steht, schrieb ein
Kugelkopf. Besser gesagt: Der Kugelkopf
(Es gibt ihn ja nur bei einer ganz be-
stimmten elektrischen Schreibmaschine).
Dieser Kugelkopf macht den Wagen und
alle 44 Typenhebel überflüssig: Flüssi-
ges Schreiben ist jetzt-möglich.
Übrigens: Mit dem Kugelkopf kann man
blitzschnell die Schriftart wechseln.
Achtzehn Mal. Oder auch nur ein Mal.
Auf jeden Fall: Einmalig !
Doch diese Schreibmaschine ist mehr
als einmal einmalig: Sie hat noch eine
Farbbandkassette. (So daß man beim Farb-
bandwechsel keine schmutzigen Finger mehr
bekommt). Und einen Regler für die Stärke
des Anschlags. .
Lassen Sie doch Ihre Sekretärin auf-die-
ser Schreibmaschine schreiben. Sie werden
mit der Schreiberin zufrieden,
vom Geschriebenen beeindruckt
und von der Schreibmaschine
begeistert sein. Sie wissen
ja, wie diese Schreibmaschine
heißt: IBM 72.
Stephan Brandt
ZUR DEMOKRATISIERUNG DES PLANUNGSPROZESSES
Auszug aus einer Vertiefungsarbeit an der Architektur-
abteilung der Universität Stuttgart (Oktober 1969)
Teil A
Teil B
Die Demokratisierung des Planungsprozesses
Beispiele der "Nutzerbeteiligung" am Pla-
nungsprozeß
(Citizen Participation und Advocacy Planning
in den USA)
Teil C Darstellung und Kritik des Rittelschen Pla-
nungsmodells und des Rittel/Mussoschen
Bewertungsverfahrens
VORBEMERKUNGEN
Der vorliegende Beitrag stellt einen Auszug aus einer
Vertiefungsarbeit an der Architekturabteilung der Uni-
versität Stuttgart dar, entstanden aus einer Entwurfsauf-
gabe am Lehrstuhl Prof. Gutbrod.
Meine Wahl des Vertiefungsentwurfes "Staatsgalerie
Stuttgart" resultierte aus einem an den Berufsbildern des
freien Architekten orientierten Selbstverständnis, das
während der Bearbeitung zunehmender Verunsicherung
und Veränderung unterworfen wurde.
Zunächst wollte ich als Ansatz zu kommunikationstheo-
retischer Repertoireforschung den projektierten Vertie-
fungsentwurf in der an der Hochschule erlernten archi-
tekturbezogenen "Spezialistensprache" darstellen, um
die Aussagen dann mit Hilfe eines Films in eine dem
späteren Nutzer verständliche "Sprache" zu übersetzen,
mit dem Ziel, der von der Planung betroffenen Bevölke-
rung in zunehmendem Maße autonome Entscheidungs- und
Beurteilungskompetenz zu ermöglichen; kurz: die Demo-
krotisierung des Planungsprozesses auf dem Wege einer
von Habermas postulierten "Entschränkung der Kommuni-
kation" auf der Ebene des institutionellen Rahmens der
Öffentlichkeit.
Mit zunehmender Vertiefung des Problems der Demokra-
tisierung anhand von Diskussionen und Literaturstudium
wurde mir jedoch bewußt, daß die projektierte "Über-
setzung" einer in Ansätzen schon bearbeiteten Entwurfs-
idee keinen Ansatz zur Demokratisierung des Planungs-
prozesses darstellen kann: Die Erforschung des "Nutzer-
repertoires", also seiner kommunikativen Fähigkeiten,
mag zwar helfen, allein technische Entwurfsvorstellungen
zu relativieren; es besteht jedoch die Gefahr, daß Ent-
scheidungen über die Art der Befriedigung von Nutzer-
bedürfnissen um so mehr im Bereich technologischer Sach-
kompetenz monopolisiert werden, je perfekter die
technischen Möglichkeiten zur Interpretation und Be-
friedigung dieser Bedürfnisse zu seinscheinen. Das
heißt: es kann die potentielle Möglichkeit geschaffen
werden, den Demokratisierungsprozeß als werblichen
"Persuasionsprozeß" mißzuverstehen.
Nach dem Versuch, Kriterien für eine Demokratisierung
des Planungsprozesses ausfindig zu machen (Teil A), war
ich angesichts dieses Mißverständnisses bemüht, Ansätze
zur unmittelbaren "Nutzerbeteiligung'" am Entwurfsprozeß
zu finden , Dazu dient die Darstellung von Problemen
und Projekten der citizen participation und advocacy
planning in den USA (Teil B).
Rittel knüpft mit seinem Planungsmodell, das er in einem
Kurzseminar im Sommersemester an der Universität Stutt-
gart vorstellte, an die Forderung nach "Nutzerbeteili-
gung" am Planungsprozeß und an Vorstellung der advocacy
planning an (Teil C). Daher schien mir dieses Planungs-
modell zunächst ein möglicher, auf meinen Vertiefungs-
entwurf übertragbarer Ansatz zur Demokratisierung des
Planungsprozesses zu sein.
Nach der Beschreibung emanzipationsfeindlicher Verselb-
ständigungstendenzen der "positiven Planung" (Teil A) -
und das wahrscheinlich sowohl auf der Grundlage einer
neuen Handlungswissenschaft als auch vor dem Hinter-
grund eines positivistischen Wissenschaftsbegriffs - wird
unter Demokratisierung des Planungsprozesses verstanden
daß für den am Planungsprozeß beteiligten und von der
Planung betroffenen Bürger die Fähigkeit und die Mög-
lichkeit der autonomen Verfügung über die den individuel-
len Habitus bestimmenden Umweltfaktoren zum Prüfstein
zweckrationalen Handelns gemacht werden.
Ausgehend von dem kritischen Hinweis auf einen modell -
immanenten Widerspruch innerhalb des von Rittel und
Musso entworfenen Planungs- und Bewertungsmodells wird
das erarbeitete Demokratieverständnis als Beurteilungs-
kriterium zur Kritik des Rittelschen Planungsmodells
herangezogen, und zwar ausschließlich hinsichtlich seines
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demokratischen Gehalts.
Eine differenzierte Darstellung möglicher Planungsmetho-
den und -verfahren war nicht das Ziel dieser Arbeit.
Mit den an dem Rittel/Mussoschen Planungsmodell
exemplarifizierten Ansätzen zu einer Kritik der positiven
Planung soll die Diskussion und kritische Analyse neuer
Handlungswissenschaften in der Planung und Planeraus-
bildung vorangetrieben werden.
Es sei an dieser Stelle auf die intensive Zusammenarbeit
mit G. Melville hingewiesen, dem ich wichtige Anre-
gungen zu der vorliegenden Arbeit verdanke.
Die dem Teil A vorangestellte Einführung von Chr.
Feldtkeller hilft vielleicht, eine der vielen Lücken
dieser Arbeit aufzufüllen.
EINFÜHRUNG
Faßt man den Begriff der Planung unabhängig davon, ob
der Planträger Privatmann oder ein öffentliches Amt ist,
nämlich ganz allgemein als konzeptionelles, meistens
auch in Modellen repräsentiertes Vorwegnehmen von
Handlungen, so gilt, daß Planung allen Individuen und
allen Gesellschaftsordnungen eigen ist. Der Unterschied
zwischen der liberalkapitalistischen und der monopol-
kapitalistischen Phase der ökonomischen Entwicklung
läßt sich unter anderem gerade durch die unterschied-
liche Planträgerschaft charakterisieren.
In der liberalkapitalistischen Phase sind die Planträger,
deren Planung gesellschaftliche Auswirkungen hat, die
Eigner von Kapital: von Finanzen, Produktionsmitteln
und Grund und Boden; und die Planziele sind dadurch
beschränkt, daß alle anderen Privatleute von der gesell-
schaftlich relevanten Planung ausgeschlossen sind sowie
dadurch, daß jeder Kapitalist einen mindestens ebenso
hohen Profit machen muß wie seine Konkurrenten. Die
Aufgabe des Staates bleibt darauf beschränkt, darüber
zu wachen, daß die errungenen bürgerlichen "Freihei-
ten" des gesellschaftlichen Verkehrs von jedermann
respektiert werden.
Je mehr nun im Übergang zur monopolkapitalistischen
Phase die einzelnen Kapitalisten sich zu Kapitalgesell-
schaften zusammenschließen, um gemeinsam der übrigen
Konkurrenz besser gewachsen zu sein, je höher als Folge
davon der gesellschaftliche Surplus (1) und je härter
deshalb die Wirtschaftskrisen zu werden drohen, desto
mehr müssen Planungsaufgaben vom Staat übernommen
werden. Handelt es sich zunächst um die Kontrolle der
"natürlichen" Monopole (2), der Versorgungsbetriebe und
um gelegentliche Interventionen zur Investitionsförderung
so erweitert sich die planerische Tätigkeit des Staates in
Zusammenarbeit mit den kapitalistischen Gruppen all-
mählich zu einer permanenten Wirtschaftsplanung.
Die Entscheidungsfäller bei dieser konzertierten plane-
rischen Tätigkeit sind das Management und ihre Bündnis-
gruppen in der politischen Führung sowie in der staatli-
chen Verwaltung. Die Planziele sind inhaltlich bestimmt,
einmal durch das Interesse der größeren Kapitalgesell-
schaften, höheren Profit zu machen als die kleinen, und
zum anderen durch die Notwendigkeit der Sicherung der
bestehenden Gesellschaftsstruktur überhaupt.
Dies erfordert Maßnahmen zur Stabilisierung der Wirt-
schaft, nämlich langfristige Möglichkeiten der Surplus-
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absorption durch den Staat zu schaffen und gleichzeitig
die beherrschte Klasse zu befriedigen ohne damit aber
die Gesellschaftsstruktur zu gefährden.
Dabei soll das Fehlen neuer epochaler Erfindungen, wie
der Dampfmaschine, Eisenbahn und des Automobils, die
immense Investitions- und Absatzmöglichkeiten schufen
und (neben Rüstung und Kriegsführung) dazu beitrugen,
Krisen zu vermeiden (3), in den USA offenbar durch
Verlagerung der wirtschaftlichen Interessen auf die "Stadt"
als neues Konsumgut wettgemacht werden (4).
Die prinzipielle Irrationalität der kapitalistischen Pla-
nung, gesamtgesellschaftlich betrachtet, bleibt auch in
der monopolkapitalistischen Phase bestehen: die Planung
bleibt im gesellschaftlichen Produktions- und Konsump-
tionsprozeß auf Teilbereiche beschränkt, deren wirkliche
Bedeutung erst außerhalb des geplanten Bereichs durch
das "blinde Gesetz' des Marktes sich ergibt.
Die oben skizzierte Entwicklung war in den USA - dort
ergaben sich die Ansätze zur Demokratisierung, die im
folgenden dargestellt sind - viel ausgeprägter als in der
BRD. Hier konnte sich der Liberalismus nicht entsprechend
entwickeln und es wurden die von der Feudalherrschaft
überkommenen Planungsaufgaben vom Staat nicht in dem
Maße abgebaut wie in den USA. Am bedeutensten ist in
dieser Hinsicht vielleicht der Hinweis, daß die Steuerung
der Bodennutzung durch die Bauleitplanung (zoning) in
den USA bis zum Jahre 1926 als verfassungswidrig galt
(5).
Vor dem Hintergrund immer höher sich entwickelnder
Produktivkräfte ergab sich das - noch ganz im Sinne der
liberalen Ideologie begriffene - Problem der Demokrati-
sierung der Planung und die Frage nach ihrem gegenwär-
tigen politischen Charakter, und zwar aus der Tatsache,
daß einerseits nicht mehr nur die Kapitalisten und Kapi-
talgesellschaften, sondern auch die gewählten Repräsen-
tanten der Gesamtgesellschaft - jedenfalls formal - als
Planträger auftraten, daß aber andererseits die staatliche
Planung nicht den gesamtgesellschaftlichen Bedürfnissen
entsprach.
Dabei kommt dem Selbstverständnis der als Fachleute im
Planungsprozeß eingesetzten technischen Intelligenz zu-
nehmende Bedeutung zu, insofern nämlich, als es von
diesem Selbstverständnis abhängt, ob dem technischen
Apparat, mit dem die Voraussetzungen für die Demokrati-
sierung erst geschaffen wurden, eine Demokratisierung
verhindernde Funktion eigentümlich wird oder nicht.
Chr. F.
Teil A DEMOKRATISIERUNG DES PLANUNGSPRO-
ZESSES
1. Planung und Öffentlichkeit
Die Orts-, Regional- und Landesplanung sowie die Pla-
nung aller öffentlichen Gebäude wie Schulen, Rathäuser,
Museen sind Planungen der politischen Öffentlichkeit,
d.h. die Öffentlichkeit steuerzahlender Bürger tritt als
Planungs- und Bauträger auf.
Der historische Entfremdungsprozeß des Nutzers von sei-
nem der Nutzung dienenden Objekt und die Deligation
existenzsichernder Planungs-, Versorgungs- und Erzie-
hunasaufagaben des Bürgers an den Staat haben zu einem
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zunehmenden Autonomieverlust des Individuums im fort-
schreitenden Prozeß gesellschaftlicher Arbeitsteilung
geführt. Deligation und Arbeitsteilung ermöglichen eine
zunehmende Verselbständigung des Planungsapparates,
des "Systems zweckrationalen Handelns", das gleichwohl
der Legitimation durch die Öffentlichkeit, durch den
"institutionellen Rahmen", durch das "System kommuni-
kativen Handelns" bedarf.
Unter zweckrationalem Handeln versteht Habermas
"rationale Wahl" und "instrumentales Handeln", das
sich nach technischen Regeln auf der Grundlage empi
rischen Wissens vollzieht.
Unter kommunikativem Handeln versteht er
".. ‚andererseits eine symbolisch vermittelte Interaktion
Sie richtet sich nach obligatorisch geltenden Nor-
men, die reziproke Verhaltenserwartungen definieren
und mindestens von zwei handelnden Subjekten verstan-
den und anerkannt werden müssen. Gesellschaftliche
Normen sind durch Sanktionen bekräftigt. Ihr Sinn ob-
jektiviert sich in umgangssprachlicher Kommunikation
(1 ): "
1.1 Die Verselbständigung des soziotechnischen Sub-
systems zweckrationalen Handelns
- Zum Verhältnis von Wissenschaft (Technik) und
Planung -
1. Nach der Habermas’ schen Definition zweckrationa-
len Handelns erfüllt sich dies im wesentlichen in zwei
Elementartätigkeiten, nämlich in der Auswahl angemes-
sener Mittel zur Erreichung bestimmter Ziele (instrumen-
tales Handeln) und in der Bewertung möglicher Verhal-
tensalternativen (strategisches Handeln). Strategisches
Handeln bedeutet "rationale Wahl". "Rationalisierung"
im System zweckrationalen Handelns meint die "Steige-
rung der Produktivkräfte" und die "Ausdehnung techni-
scher Verfügungsgewalt". Instrumentales Handeln und
rationale Wahl (= Entscheidung nach Maßgabe gewich-
teter Entscheidungskriterien) kennzeichnen die Rationa-
lisierung des Planungsprozesses aufgrund der "alternie-
renden Elementartätigkeiten" (2), nämlich der Erzeu-
gung und Reduktion von Varietät (3).
Erzeugung von Varietät bedeutet, daß eine Vielzahl
alternativer Lösungsmöglichkeiten definierter Planungs-
probleme bereitgestellt werden als Mittel, bekannte
oder neue (unbekannte) Ziele zu erreichen. Reduktion
von Varietät bezeichnet die rationale Wahl der Mittel,
deren Bewertung und Auswahl hinsichtlich ihres
"optimalen" Einsatzes zur Erreichung bestimmter Ziele-
Dieser kurze Anriß soll zunächst nur den Rationalitäts-
begriff der Planung als einen zweckrationalen (Zweck-
Mittel-Relation) ausweisen. Wenn nämlich im folgenden
von der Verselbständigung des Systems zweckrationalen
Handelns die Rede ist, soll "Rationalität" und "Rationa-
lisierung" vor dem Hintergrund eines noch zu spezifizie-
renden Planunasbeariffs sichtbar werden -
Diese Verselbständigung ist gekennzeichnet durch ein
historisch verändertes Verhältnis von Wissenschaft und
Technik einerseits, nämlich durch den zunehmend in-
strumentalen Charakter der (Natur-)Wissenschaften:,
indem diese technisch verwertbares Wissen produzieren,
und zum anderen durch eine fortschreitende Verwissen-
schaftlichung der Politik, deren "unabweisbare Folge
‚..die Politisierung der Wissenschaften (ist)" (4).
2. Aus der Vielzahl der Definitionen des Begriffs "Pla-
nung" seien einige herausgegriffen:
a) "Nach Marx unterscheidet sich der Mensch von den
übrigen Naturwesen dadurch, daß er das Ergebnis
seiner Tätigkeiten im Kopfe vorwegnimmt, also seine
Tätigkeiten plant (5)." (Abendroth)
b) "Planung ist der methodisch durchgeführte Entschei-
dungsprozeß zur Vorbereitung von äußeren Handlun-
gen (6)." (Schnelle)
c) "Planung (wird) als Mittel zur Entscheidungsvorberei-
tung gesehen (7)." (Vente)
Es ist nun von besonderer Bedeutung, ob Planung (nur)
als Mittel zur Vorbereitung von Entscheidungen verstan-
den wird, oder ob die Auswahl möglicher Alternativen
und die Entscheidung über deren Verwirklichung
(Implementation) selbst als Gegenstand der Planung be-
griffen wird:
4) "Planung umfaßt neben der Entscheidung auch noch
die Organisation von Maßnahmen zur Durchführung
eines gefällten Entschlusses, d.h., daß sich Planung
nicht nur mit der Wahl zwischen alternativen Mög-
lichkeiten von zukünftigem Handeln beschäftigt,
sondern diese auch formuliert, aufstellt und nach der
Entscheidung die Maßnahme zu Implementation steuert
(8). " (Dietze)
Wenn der Definition (d) ein neuer Wissenschaftsbegriff
zugrunde liegen muß, indem nämlich der Entscheidungs-
vorgang selbst zum wissenschaftlichen Objekt wird, so
kann doch der Definition (c) ein positivistischer Wissen-
schaftsbegriff unterstellt werden. "Der positivistisch
allein zugelassene ist einer rationalen Erörterung. ..
(praktischer) Fragen nicht mächtig. Theorien, die gleich-
wohl Lösungen anbieten, können nach diesen Maßstäben
des Dogmatismus’ überführt werden." Rationalisierung
bleibt auf die reine erfahrungswissenschaftliche, "wert-
neutrale" Vermittlung von Techniken beschränkt gegen-
über der irrationalen Wahl sogenannter Wertsysteme .
"Der Preis für die Ökonomie der Mittelwahl ist ein frei-
gesetzter Dezisionismus in der Wahl der obersten Ziele
(9). "'
Wenn Planung rationales Handeln bedeutet, ist wissen-
schaftliche Planung im positivistischen Sinne undenkbar,
da ",..Rationalität des Verhaltens ein Wert (ist), den
wir durch Entscheidung akzeptieren oder ablehnen (10)";
- es sei denn, Planen sei ohne Entscheiden möglich, wie
Chr. Alexander glaubt, der "den Entwurfsvorgang" so
definiert, "daß die Richtigkeit oder Falschheit eines
Obiektes eine Frage der Fakten ist" (11).
In seinem Aufsatz, "Zur wissenschaftlichen und politi-
schen Bedeutung der Entscheidungstheorie", hat Rittel
einen Wissenschaftsbegriff entworfen, der auf einen
"apodiktischen Objektivitätsanspruch verzichtet".
"Die Wissenschaft vom Handeln, insbesondere vom
zweckrationalen Handeln. . . ist gleichzeitig:
- deduktiv (wie die Mathematik), indem sie aus axioma-
tischen Systemen Folgerungen ableitet und Modelle für
Handlunastypen konstruiert;
induktiv (wie die Physik), indem sie empirische Befunde
über Verhaltensweisen zu Hypothesen verarbeitet,
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welche die Grundlage für Theorien bilden;
- instrumentell (wie das Ingenieurwesen), indem sie die
Mittel und Methoden für die Anwendung in konkreten
Situationen entwickelt;
- pragmatisch, indem sie diese Anwendbarkeit ständig
berücksichtigt und bei der Anwendung selbst beteiligt
ist (wie die Medizin) (12)."
Dieser Wissenschaftsbegriff und damit der erweiterte
Planungsbegriff der Definition (d) liegt auch der opera-
tionalen Forschung zugrunde (operations research).
Bei der operationalen Forschung geht es um die "Lösung
operationaler Probleme mit Hilfe der Wissenschaft
schlechthin" (13), wobei Churchman, Ackoff und
Arnoff folgende Planungsphasen unterscheiden: Formu-
lierung des Problems, Modellkonstruktion, Ableitung
einer Lösung aus dem Modell, Test des Modells und der
Lösung, Vorsorge für eine Überwachung und Anpassung
der Lösung und deren praktische Verwirklichung.
Es soll hier nicht weiter auf die operationale Forschung
eingegangen werden; in diesem Zusammenhang ist vor
allem die Tatsache bedeutsam, daß der Planungsbegriff
des operations research auch auf die Regelung (Steue-
rung), d.h. auf die Stabilisierung verwirklichter
Lösungen erweitert wird (14).
Wenn wir davon ausgehen, daß ein solcher Planungsbe-
griff in zunehmendem Maße aus dem Bereich der Unter-
nehmensführung zur Grundlage behördlicher Planung
avanciert, dann läßt sich aus diesem Umstand die Ver-
mutung bekräftigen, daß vor dem Hintergrund
der bestehenden gesellschaftlichen Ver-
hältnisse mit den neuen technischen Möglichkeiten
der (zweck-)rationalen Organisierung der soziotechni-
schen Umwelt die Gefahr heraufzieht, Planungsimpera-
tive aus vermeintlichen technologischen "Sachzwängen"
abzuleiten mit dem Ziel einer konfliktvermeidenden
Stabilisierung (Steuerung und Regelung) soziotechnischer
Prozesse; kurz: die Gefahr der Verselbständigung des
Subsystems zweckrationalen Handelns zu einem techno-
kratischen Verwaltunasapparat
1.2 Das "technokratische Modell"
Die vorgestellte Vermutung soll zunächst gesellschafts-
politisch untermauert werden; auf ihre psychologischen
Aspekte wird unter Punkt 1.5 dieses Teils kurz einge-
gangen.
Habermas erklärt, daß sich heute die Frage stelle, ob
das dezisionistische Modell ("in letzter Instanz kann
sich das politische Handeln nicht rational begründen")
einem technokratischen weicht, in dem sich der "Sach-
zwang" der Spezialisten gegenüber der Dezision der
Führer (durchsetzt). Der Staat "...scheint nicht länger
ein Apparat zur gewaltsamen Durchsetzung prinzipiell
unbegründbarer, nur’dezisionistisch vertretener (Eigen-)
Interessen zu bleiben, sondern Organ einer durchgängig
rationalen Verwaltung zu werden".
Systemforschung, Entscheidungstheorie und operationale
Forschung stellen nicht neue Technologien bereit und
verbessern damit die herkömmlichen Instrumente, "...
sondern rationalisieren durch berechnete Strategien und
Entscheidungsautomatiken die Wahl als solche" (15). Der
Auffassung der Volkswirtschaft als "zweckorientierte
Maschine" (social engineering) liegt eine tendenzielle
und strukturelle Gleichsetzung der staatlichen Verwal-
tung mit dem Management von privaten Wirtschaftsun-
ternehmen zugrunde. Das bedeutet also, daß in der
Planung der Einsatz von Mitteln allein nach Kosten
optimiert wird. Es muß dann versucht werden, gesell-
schaftlichen Nutzen und Wert in Kostendimensionen zu
quantifizieren.
Wenn die Kostenminimierung bzw. die Profitmaximierung
als diskutable subjektive Wertsetzungen im Dienste der
herrschenden Klasse der Kapitalisten zugunsten quasi
naturgesetzlicher Sachzwänge aus dem Bewußtsein der
Planer und Politiker verdrängt werden, können erst
Sachzwänge als Ausdruck technischer (a priori) Notwen-
digkeiten die Leistung eines Systems definieren und
zur Legitimation politisch-technokratischer Entscheidun-
gen herangezogen werden. "Wertneutralität'" verwandelt
sich. in "Wertfreiheit".
Eine derart quantifizierbare Leistung kann dann den
"Sollwert" zur Steuerung und Regelung (kybernetischer)
Systeme abgeben. Das soziotechnische System "Gesell-
schaft" wird dann als äußerst komplexes System (black
box) (16) definiert. Dabei soll über die analytische Er-
fahrungsgewinnung hinaus das System mit Hilfe des
Prinzips der "Eingangsmanipulation und Ausgangsklassifi-
kation" (17) gemäß eines solchen Sollwertes stabilisiert
werden, d.h. potentielle Konflikte sollen frühzeitig er-
kannt und eliminiert werden. Wenn wir davon ausgehen,
daß die Methoden des operations research zunehmend
auch zur Grundlage behördlicher Planungen werden, so
wird die Möglichkeit des Einsatzes "lernfähiger" Auto-
maten oder Automaten mit "Bewußtseinsmechanismen"
(18) zur Stabilisierung bestehender Verhältnisse zur
"realen Utopie".
Bezeichnend ist das Emanzipationsverständnis technokra-
tischer Ideologiekritik: Wenn eine sinnvolle Gestaltung
der Umwelt einen wissenschaftlichen Erkenntnisprozeß
voraussetzt, so kann argumentiert werden, daß dieser in
der Geschichte durch "Ideologien", durch Transzendie-
rung auf einen wissenschaftliche Erkenntnis übersteigen-
den Wert hin immer wieder korrumpiert wurde; und diese
Transzendierungen geben die Basis für die inhumansten
Gesellschaftssysteme ab. Jede Ideologie wird daher als
inhuman begriffen; d.h. aber, daß die Frage nach dem
"Sinn des Lebens" nicht Gegenstand ideologiekritischen
Erkenntnisinteresses sein kann.
Am Verhältnis der Geistes- zu den Naturwissenschaften
wird dieses Dilemma besonders deutlich: so bei H.P.
Barth, H. Krauch und H. Rittel unter dem Thema "Die
Technik der wissenschaftlichen Arbeit in Gruppen":
"Anerkennung ’ wissenschaftlicher” Methoden: Die
Mitglieder eines Kooperativs müssen sich über die Be-
nutzung ’wissenschaftlicher” Methoden und deren Not-
wendigkeit einig sein. Diese Tatsache schafft einen
objektiven Arbeitsstil, der in der Lage ist, innenpoliti-
sche Rücksichten und persönliche Argumente weitgehend
zu relativieren und auszuschalten. Er ist durch strenge
Sachbezogenheit und Folgerichtigkeit ausgezeichnet.
Behauptungen sind zu begründen, Gegenargumente zu
prüfen. So selbstverständlich diese Forderung zu sein
scheint, so schwer ist sie zu realisieren. Insbesondere
Teams, ‚die sich aus Natur- und Geisteswissenschaftlern
zusammensetzen, drohen ständig im ” Methodenkrieg‘
auseinanderzubrechen. Die verständliche Tendenz der
Geisteswissenschaftler zur Erörterung der ’ Sinnfrage’
ARCH+3 (1970) H. 9
läßt diese oft an der hier geforderten Arbeitsweise ver-
zweifeln (19). "
Die Resignation vor Erkenntnisfragen (Sinnfragen) wird
damit aus dem Bewußtsein gestrichen. Unter dem aus
den bestehenden Herrschaftsverhältnissen destillierten
"Handlungszwang" werden "Leistung", "Stabilität" und
"technischer Fortschritt" als gesellschaftliche
Werte verinnerlicht und erlangen normative
Eigengesetzlichkeit; sie werden einer allgemeinen und
öffentlichen Kommunikation als indiskutabel entzogen.
Mit dem Verweis der Ideologiekritik auf den historischen
Mißbrauch manipulierter Wertsetzungen kann ein techno-
kratischer Apparat, können Planer und Politiker in ihrem
Selbstverständnis jede politische Entscheidung mit dem
Hinweis auf Sachzwänge legitimieren. Denn Sachzwänge
sind einer hinterfragenden Kontrolle durch die Bürger
eines Staates schwer zugänglich. Der Leistungsbegriff
gilt dann als Synonym für Fortschritt, und zwar für einen
autonomen technisch-wissenschaftlichen Fortschritt, der
den ihm unterlegten herrschaftsimmanenten Leistungsbe-
griff zunehmend verdeckt:
"Die immanente Gesetzlichkeit dieses Fortschrittes
scheint die Sachzwänge zu produzieren, denen eine
funktionalen Bedürfnissen gehorchende Politik folgen
muß. Wenn sich dieser Schein aber wirksam festgesetzt
hat, dann kann der propagandistische Hinweis auf die
Rolle von Technik und Wissenschaft erklären und legi-
timieren, warum in modernen Gesellschaften ein demo-
kratischer Willensbildungsprozeß über praktische Fragen
seine Funktionen verlieren und durch plebiszitäre Ent-
scheidungen über alternative Führungsgarnituren des
Verwaltungspersonals ersetzt werden muß (20). "
Vor diesem Hintergrund erhält der Glaube Alexanders
an die normative Kraft des Faktischen seine besondere
Brisanz. (Er sei deshalb noch einmal zitiert): Der Ent-
wurfsvorgang wird so definiert, daß "die Richtigkeit
oder Falschheit eines Objekts eine Frage der Fakten,
nicht der Wertung ist" .
Wenn sich der Fortschritt von Wissenschaft und Technik
derart verselbständigt, dann wird er gemäß den Exploi-
tationsbedürfnissen der herrschenden Klasse auf die
Zielrichtung seiner "immanenten Gesetzlichkeit" kana-
lisiert. Dann kann ein technokratischer Verwaltungs-
apparat als "Konfliktvermeidungsmaschine" die Regelung
und Steuerung gesellschaftlicher Prozesse usurpieren und
die Stabilität der bestehenden Verhältnisse "sichern".
"Das Modell, nach dem eine planmäßige Rekonstruktion
der Gesellschaft sich vollziehen soll, ist der Systemfor-
schung entnommen. Es ist im Prinzip möglich, einzelne
Unternehmungen und Organisationen, aber auch politi-
sche oder wirtschaftliche Teilsysteme und Gesellschafts-
systeme im ganzen nach dem Muster selbstgeregelter
Systeme aufzufassen und zu analysieren. ...Wenn man
dieser Intention einer instinktanalogen Selbststabilisie-
rung gesellschaftlicher Systeme folgt, ergibt sich die
eigentümliche Perspektive, daß die Struktur des einen
der beiden Handlungstypen, nämlich der Funktionskreis
zweckrationalen Handelns, nicht nur gegenüber dem
institutionellen Zusammenhang ein Übergewicht erhält,
sondern kommunikatives Handeln nach und nach als
solches absorbiert. ... Der Mensch kann nicht nur, soweit
er homo faber ist, zum ersten Mal vollständig sich
selbst objektivieren und den in seinen Produkten ver-
selbständigten Leistungen gegenübertreten, er kann, als
homo fabricatus, seinen technischen Anlagen auch
selber integriert werden, wenn es gelingt, die Struktur
zweckrationalen Handelns auf die Ebene der Gesellschaft
abzubilden (21). "
Habermas unterschlägt allerdings in dieser Darstellung
den klassenspezifischen Integrationswillen der Herrschen-
den!
Die fortgeschrittenste Stufe des technokratischen Modells
und zugleich die fortgeschrittenste Stufe ideologiekri-
tischen Fatalismus’ ist dann die Darstellung der totalen
Systematisierung gesellschaftlicher Zustände. Wertungen
werden "neutralen" Instrumenten überlassen, die selbst-
tätig neue Zielsetzungen aus den bestehenden Verhält-
nissen extrapolieren und diese als Sollwerte für die
Steuerung und Regelung gesellschaftlicher Prozesse
etablieren und variieren. Die Utopie einer technokrati-
schen Herrschaft sei noch mit dem Hinweis auf eine zu-
nehmende Perfektionierung der Techniken der Verhaltens-
kontrollen, der genetischen Steuerung und der Anwendung
und Wirkung never Drogen vervollständigt.
Diese Darstellung sollte dazu dienen, den ungeheuer er-
weiterten Bereich technischer Verfügungsgewalt abzu-
stecken und möglicherweise eine Sensibilität wachzuru-
fen für die Forderung nach einer Demokratisierung des
Planungsprozesses.
Bevor ich jedoch näher eingehe auf das, was Demokrati-
sierung bedeutet bzw. Bedeuten soll, werde ich noch
einige Aspekte zur Erläuterung des "Systems kommuni-
kativen Handelns" anhand der politischen Funktion der
Öffentlichkeit im sozialen Rechtsstaat der Bundesrepublik
aufzeigen.
1.3 Zum "pragmatischen Modell"
An dieser Stelle sei noch kurz auf das "pragmatische
Modell" der Gesellschaft eingegangen, das sich zwischen
den oben erwähnten dezisionistischen und technokrati-
schen Modellen als ein die politischen Landschaften
westlicher Demokratien kennzeichnendes etabliert hat
Rapaport weist darauf hin, daß der ideologiekritische
Pragmatiker behaupte, "Politik habe nach den Regeln
eines Marktes zu verfahren, wo die Wählerstimmen die
Rolle des Geldes spielen; was du mit ihnen kaufst:
Arbeitsplätze, Verträge, Subventionen, Gesetze, Kan-
didaten nach eigener Wahl, das ist das, was Politik dir
verschafft" (22).
Der Pragmatismus geht von der Hypothese aus: "Verstän-
digung ist möglich", die sich als richtig erweist, wenn,
wie Rapaport ironisch feststellt, "...eine genügend
große Anzahl einflußreicher Leute an sie glaubt".
Denn ohne Garantie sozialer Chancengleichheit werden
Konflikte zugunsten derjenigen gelöst, die im "pragma-
tischen Modell" das bessere Argument, und das heißt im
Lichte (wertneutraler) Ideologiekritik: die Macht haben.
Für Habermas und Rittel ist das pragmatische Modell als
einziges geeignet, so etwas wie Öffentlichkeit wieder-
herzustellen, denn der "...rückgekoppelte Kommunika-
tionsprozeß" zwischen Sachverständigen und politischen
Instanzen "ist an dem festgemacht, was Dewey die
value beliefs nannte, eben an einem historisch be-
stimmten Vorverständnis des in konkreter Lage praktisch
Notwendigen. Dieses Vorverständnis ist nur hermeneu-
tisch aufzuklärendes Bewußtsein, das sich im Miteinan-
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dersprechen zusammenlebender Bürger artikuliert (23). "
Auch wenn die Sprachen der Wissenschaft und Technik
dem Bürger verständlich übersetzt werden, wie Habermas
fordert, und er sich zum sachverständigen Diskutanten
"emanzipiert", bleibt die Frage nach dem politisch re-
levanten Einfluß seines Sachverstandes unbeantwortet .
Auch von C. Offe wird das von Habermas angebotene
"pragmatische Modell", das dieser dem technokratischen
gegenüberstellt, "... demzufolge die rigide Rollentei-
lung zwischen Wissenschaftler und Politiker in einen
Dialog aufgelöst werden soll", kritisch beurteilt:
"Problematisch bleibt bei diesem Vorschlag der Weg, auf
dem er realisiert werden soll: Wie kann die mit Exper-
tenwissen ausgerüstete Bürokratie zum Dialog mit jenen
Instanzen institutionell gezwungen werden, welche die
Artikulation gesellschaftlicher Bedürfnisse leisten sollen
also mit den "Politikern", wenn sie es selbst ist, die
die Existenz der "politischen" Instanzen überflüssig
macht? Diese Frage ist ungelöst (24)."
Die politischen Parteien versuchen, mit den gleichen
Mitteln wie die Industrie, den Fortbestand ihrer Arbeit
und Machtausübung durch Akklamation der Bevölkerung
zu garantieren, nämlich mit Hilfe der Werbung, der
"Öffentlichkeitsarbeit":
"Publizität hieß einst die Entblößung der politischen
Herrschaft vor dem öffentlichen Räsonnement; publicity
summiert die Reaktionen eines unverbindlichen Wohl-
wollens (25). "
Die Planungs- und Baubehörden benötigen zur Konsoli-
dierung ihrer Machtpositionen, ebenso wie die politi-
schen Parteien und die Industrie, die numerische Unter-
stützung der Öffentlichkeit; jedoch in einem allgemeine-
ren Sinne der publicity, der Imagepflege: nämlich
weniger zur Legitimation der jeweils herrschenden poli-
tischen Parteien, als vielmehr zur Etablierung eines
allgemeinen good will der Bevölkerung in die Planungen
der Bürokratien. Der Gefahr einer systemgefährdenden
Kontrolle der Behörden durch eine demokratische Öffent-
lichkeit soll durch den publizistischen Nachweis der
"verantwortungsvollen Verwaltung öffentlicher Angele-
genheiten" vorgebeugt werden. Der Umstand, daß die
Planungs- und Baubehörden nur mittelbar über die von
parteipolitischen Repräsentanten geleiteten Ministerien
dem Akklamationszyklus öffentlicher Wahlen unterworfen
sind, hat eine behördliche "Öffentlichkeitsarbeit" bisher
in weitaus geringerem Maße notwendig erscheinen lassen
als die partei- und verbandspolitische "Meinungspflege".
So kann Göderitz in einem Nachwort zu "Demokratische
Stadt- und Landesplanung" die öffentliche Auseinander-
setzung über Probleme der Stadtplanung noch zur bloßen
Anerkennung von Sachzwängen mißverstehen:
"... Über die vorgeschriebenen Verhandlungen mit den
beteiligten Kreisen hinaus haben die Stadtplaner in
Vorträgen, Schriften und Ausstellungen geradezu Werbe-
aktionen für ihr Vorhaben durchgeführt und sich um
Auseinandersetzung um ihre Probleme bemüht. Aller-
dings sind sie der Meinung, daß Stadt- und Landespla-
nung kein Tummelplatz für Dilettanten ist, sondern ein
schwieriges und verantwortungsvolles Fachgebiet, dessen
Beherrschung ernsthaftes Studium und lange Erfahrung
erfordert (26). "
lichkeitsarbeit" der Planungs- und Baubehörden erscheint
vorgezeichnet: ähnlich den Werbekampagnen politischer
Parteien wird eine mögliche demokratische Kontrolle
staatlicher Planung durch auf bloße Akklamation ausge-
richtete publicity- und public-relations-Strategien
unterwandert .
1.4 Werbung
Von Planern und Architekten wird in zunehmendem Maße
in der Werbung ein Mittel zur effektiveren Kommunika-
tion zwischen Planer und Nutzer entdeckt, um die Iden-
tifikation des Nutzers mit seinem der Nutzung dienendem
Objekt zu ermöglichen. Wie das public-relations-Mana-
gement sind auch die Werbeagenturen darauf aus, "Öf-
fentlichkeit" immer wieder künstlich herzustellen; es
müssen immer neue Objekte der Identifikation geschaffen
werden. "Altmann nennt das zutreffend den Akt der
Kommunifikation (27). "
In der Werbepsychologie erfährt der Kommunikations-
begriff im Zusammenhang mit "Persuasion" eine spezifi-
sche Nuance: das Kommunikationsmodell der Werbung
ist unilateral, da keine Rückkopplung vom Empfänger auf
den Sender und damit auf das zu verkaufende Produkt
besteht (s. Abb. 1). Im Persuasionsprozeß werden soge-
nannte "Sekundärsender'" eingeführt, die die Intention
und Existenz der Werbeagenturen verschleiern helfen, da
das Vertrauen der Empfänger in die "Medien" als solche
und in die (Primär)Sender gering ist (28).











































Das Ziel einer allmählich sich konstituierenden "Öffent-
nach P.,TEIGELER, "Verständlichkeig und Wirksamkeit von
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Im Unterschied zur Industriewerbung ist das Ziel pla-
nungsbehördlicher Werbekampagnen nicht die materiale
Verkäuflichkeit von Produkten, sondern vielmehr die
(meist nachträgliche) Legitimierung von Planungsent-
scheidungen durch die Öffentlichkeit. Die Erfüllung des
Planerwunsches nach gesellschaftlichem placet mit Hilfe
persuasiver Werbekampagnen kann nur undemokratisch er-
folgen; denn Werbung reduziert auf Signale, "die weniger
Reflexion als Handeln hervorrufen" (29).
Der Hinweis von Haseloff, daß die Persuasionswirkung
aufgrund der "hochkomplexen psychologischen und so-
zialen Bedingungen" der Empfänger sehr begrenzt sei
und daß die Lösung von Kommunikations- und Persuasions-
aufgaben "... mit Hilfe der psychologisch-pragmatischen
Semantik. . .nicht Manipulation (ist), sondern Vorbe-
dingung der Kontrollierbarkeit des Kommunikators durch
den Kommunikanten" (30), erweist sich als Scheinargu-
ment: indem nämlich im gleichen Zusammenhang (Aufsatz)
darauf hingewiesen wird, daß die effektivsten Persua-
sionsinstrumente (z.B. Film) zugleich auch die teuersten
sind, bleiben diese an die herrschenden ökonomischen
Machtmonopole gebunden.
1.5 Psychologische Aspekte zur Öffentlichkeit
Wenn der Hinweis auf moderne Persuasionstechniken
schon das Problem der Manipulierbarkeit gesellschaftli-
cher Bedürfnisse anriß, so erfährt das "technokratische
Modell" unter dem Aspekt der psychologisch steuerbaren
"Entpolitisierung des Bewußtseins" eine besondere Bri-
sanz:
Horn weist darauf hin, daß durch eine zunehmende
Bürokratisierung die verwalteten Individuen in "verding-
lichte Abhängigkeit" geraten, daß deren "praktisches
Erkenntnisinteresse" einfriere.
Der Anpassungsvorgang an die "Technifizierung der so-
zialen Bedingungen" führe zum ichfremden Handeln
(31).
Diese "passive Anpassung" (32) kann in einer entpoliti-
sierten Gesellschaft mit Hilfe der wissenschaftlichen
Erforschung der Möglichkeiten der Verhaltenskontrollen
und -manipulationen in zunehmendem Maße gesteuert
werden, wobei ",.. das Verhalten der Psyche, Unbe-
wußtem und Unterbewußtsein erfolgreich erschlossen
wird und die Ergebnisse für kommerzielle und politische
Zwecke ausgewertet werden" (33); - und zwar in der Art,
daß nur solche Bedürfnisse geweckt (manipuliert) werden,
die nach Maßgabe der bestehenden ökonomischen und
politischen Verhältnisse auch technisch befriedigbar
sind.
Es sei hier darauf hingewiesen, daß dieser Umstand vor
allem im Bereich der Architektur und Stadtplanung be-
deutsam ist: Der Grad der Identifizierung der
Nutzer mit dem der Nutzung dienenden Objekt der
gebauten Umwelt beschreibt den Erfolg einer Planung. So
ist das Ziel jeder Planungsmaßnahme und deren Materia-
lisierung die größtmögliche Identifikation Nutzer-Ob-
jekt, freilich nur im Rahmen optimaler Profitmaximierung
Mitscherlich hat darauf hingewiesen, welche nevurotisie-
renden Folgen die repressive Gleichsetzung von "Be-
darfsdeckung" und "Bedürfnisbefriedigung" auf das
Selbstverständnis der Verplanten vor allem im Sozialen
Wohnungsbau schon erkennen läßt (34), wenn auch seine
liberalen Lösunasversuche (siehe G. Kohlmaier in diesem
ARCH+ 3 (1970) H. 9
Heft) durchaus systemstabilisierende Funktion erlangen
können.
Ein wesentliches Identifizierungsmerkmal einer Gesell-
schaft oder einer bestimmten Gruppe ist das gemeinsame
"Ich-Ideal", wie z.B. in der christlichen Gemeinde,
nach Freud "einer Gruppe von Menschen, die eine
Idealfigur-Christus an die Stelle ihres Ich-Ideals gesetzt
haben, für die sich aus dieser gleichartigen Einsetzung
einer Leitfigur die bindende Gemeinsamkeit ergibt" (35)
Auch Marcuse weist darauf hin, daß in der modernen
Industriegesellschaft die Steuerung und Kontrolle der
Psyche die "Aussöhnung" des einzelnen mit der ihm von
der Gesellschaft aufgezwungenen Lebensform zum Ziel
hat. Diese Aussöhnung erfordert zusätzliche Repression,
zusätzlich zu der Repression, der das Individuum auch
im Prozeß der aktiven Anpassung ausgesetzt sei. Daher
müsse, so Marcuse, eine "libidinöse Vermittlung der
Ware erreicht werden, die das Individuum kaufen oder
verkaufen soll, der Dienstleistungen, die es benutzen oder
erbringen soll, der Kandidaten, die es wählen soll -
eine zwingende Notwendigkeit, denn von der ununter-
brochenen Produktion und Konsumierung dieser Waren
hängt die Existenz der Gesellschaft ab. Mit anderen
Worten: die sozialen und politischen Bedürfnisse müssen
sich in individuelle triebmäßige Bedürfnisse verwandeln
(36)."'
Für die Bedürfnisbefriedigung in der fortgeschritten indu-
striellen Gesellschaft ist nach Horn eine äußerst geringe
Unlusttoleranz im Verhalten der Konsumenten charakteri-
stisch. Angst und Unsicherheit seien die Gründe, warum
die Subjekte politische Apatie, die Unterwerfung unter
eine technische Verwaltung der Reflexion über politische
Alternativlösungen vorziehen, "wozu größere, mit Unlust
verbundene synthetische Ichleistungen" - im Sinne der
aktiven Anpassung - "notwendig wären" (37).
2. Die Demokratisierung des Planungspro-
zesses
Warum Demokratisierung? Wenn man einem Verfechter
des technokratischen Modells mit dem oben dargestellten
Hinweis auf die Eigengesetzlichkeit einer utopischen
"Konfliktvermeidungsmaschine" nicht von vornherein
Zynismus unterstellt, dann ist es sinnvoll, die Notwen-
digkeit einer Demokratisierung antithetisch zu entwik-
keln.
Dabei entsteht scheinbar das Dilemma, gegen eine wert-
freie (oder wertneutrale) wissenschaftliche Theorie wert-
setzend - und damit auf einer anderen Ebene, nämlich
auf der der ideologischen Spekulation - zu argumentieren.
Wenn im "technokratischen Modell" "die Entscheidung
praktischer Fragen als eine Wahl in Situationen der Un-
sicherheit" (Habermas) rationalisiert wird, und zwar mit
Hilfe optimaler Optimierungsstrategien und Steuerungs-
vorschriften, so liegen doch den vermeintlichen Sach-
zwängen verinnerlichte Wertsetzungen und Normen
zugrunde; zumal jede "rationale" Planung selbst aus einer
Folge von Entscheidungen besteht, deren Rationalisierung
im einzelnen nicht für notwendig bzw. für zu aufwendig
erachtet wird. Wenn keine wertneutrale Handlungswis-
senschaft denkbar ist, kann gegen das "technokratische
Modell" sehr wohl auf der Ebene der ideologischen
Spekulation araumentiert werden.
»£
"Demokratie" und "Technokratie" werden hier bewußt
als ideologische Begriffe verstanden.
Marcuse sagt, die Technokratie liefere die "... große
Rationalisierung der Unfreiheit, sein Leben selbst zu
bestimmen. Denn diese Unfreiheit ... erscheint als
Unterwerfung unter den technischen Apparat, der die
Bequemlichkeiten des Lebens erweitert und die Arbeits-
produktivität erhöht" (38). Diese Unterwerfung scheint
nicht mehr auf der Grundlage des traditionellen Klassen-
kampfes aufgehoben oder verhindert werden zu können,
da der im Hinblick auf ihre ökonomischen Interessen
definierten "Klasse" (des Proletariats) nicht nur mit der
Steigerung des Lebensstandards und Arbeitsproduktivität
die traditionelle Organisationsbasis entzogen werde (wie
Rapaport feststellt), sondern auch deshalb, weil ein über
neue Manipulationstechniken forcierter Identitäts- bzw.
Loyalitätsdruck die alten Klassengegensätze zunehmend
verschleiert.
Als Ziel einer Demokratisierung sei die Emanzipation der
Individuen definiert als ein permanenter Befreiungspro-
zeß von der Herrschaft der Menschen (bzw. Apparate)
über Menschen. Das Ergebnis eines gesellschaftlichen
Emanzipationsprozesses ist nicht planbar.
Habermas versteht unter Demokratie "...die institutio-
nell gesicherten Formen einer allgemeinen und öffent-
lichen Kommunikation, die sich mit der praktischen
Frage befaßt: wie die Menschen unter den objektiven
Bedingungen ihrer immens erweiterten Verfügungsgewalt
miteinander leben können und wollen" (39). (Dabei
interpretiere ich die "institutionell gesicherten Formen"
als das Schaffen von Freiräumen, in denen Emanzipation
möglich wird; Emanzipation selbst 1äßt sich natürlich
nicht institutionell sichern.) Demokratie wird nicht durch
Technik als solche ausgeschlossen. Entscheidungen über
den Einsatz und die Nutzanwendung technischer Poten-
tiale muß vielmehr der demokratischen Willensbildung
und der gesellschaftlichen Kontrolle zugänglich gemacht
werden, wobei die verhärteten institutionellen Deliga-
tionssysteme einer repräsentativen Demokratie aufgeweicht
werden müssen. Marcuse betont deshalb, daß Emanzipa-
tion nur möglich sei, "... wenn die indirekte Demokratie
des korporativen Kapitalismus’ " durch die "direkte De-
mokratie, bei der Wahlen und Repräsentanz nicht mehr
als Institutionen der Herrschaft dienen", ersetzt werden
(40).
Demokratisierung des Planungsprozesses
bedeutet dann, daß für den am Planungsprozeß beteilig-
ten und von der Planung betroffenen Bürger die Möglich-
keit und Fähigkeit der autonomen Verfügung über die
den individuellen Habitus bestimmenden Umweltfaktoren
zum Prüfstein zweckrationalen Handelns gemacht werden.
Vor diesem Hintergrund erscheint der Anspruch, inner-
halb des "Subsystems zweckrationalen Handelns" opti-
male Verfahren zur optimalen Befriedigung gesellschaft-
licher Bedürfnisse zu entwickeln, dann emanzipations-
feindlich, wenn diejenigen, deren Bedürfnisse befriedigt
werden sollen, von den Entscheidungen über Maßnahmen
zur Bedürfnisbefriedigung ausgeschlossen werden.
Ein scheinbar noch so demokratisches Planungsergebnis,
mit demokratisierungsfeindlichen Methoden aus dem
Repertoire positivistischer Handlungswissenschaften er-
zeugt, genügt der oben dargestellten Maxime zweckra-
tionalen Handelns im demokratisierten Planungsprozeß
nicht: Scheinmöglichkeiten zur Demokratisierung
mit diesen Methoden anzubieten bedeutet, die Fähig-
keiten zu demokratischem Verhalten unterdrücken.
Der naive Versuch, aus pragmatischem Ansatz unreflek-
tiert Fähigkeiten demokratischen Verhaltens einzu-
üben, genügt der oben dargestellten Maxime ebenso-
wenig: Das Spiel mit den Verplanten domestiziert eman-
zipatorische Forderungen, die aus dem Bewußtsein der
Hilflosigkeit gegenüber den herrschenden gesellschaftli-
chen Gewalten entstehen könnten.
Teil B BEISPIELE DER "NUTZERBETEILIGUNG" AM
PLANUNGSPROZESS
(Citizen Participation und Advocacy Planning
in den USA)
Im folgenden Teil der Arbeit sollen auf der Grundlage
der vorangegangenen theoretischen Darstellungen Bei-
spiele der "Nutzerbeteiligung" am Planungsprozeß als
"Versuche zur Demokratisierung" erörtert werden.
Il. "Citizen Participation” und "Advocacy
Planning"
In Europa beschränken sich, soweit mir bekannt ist, die
Ansätze und Modelle der "Nutzerbeteiligung am Pla-
nungsprozeß'" noch vorwiegend auf "Laboratoriumsver-
suche", unter denen die Planspiel-Simulationen (41)
wohl zu den fortschrittlichsten zählen.
In den Vereinigten Staaten werden dagegen seit einigen
Jahren Versuche unternommen, die von der Planung Be-
troffenen aktiv am Planungsprozeß zu beteiligen - citizen
participation. Dabei artikuliert sich zunehmend ein
neues Selbstverständnis von Planern und vor allem Sozio-
logen, die sich als Anwälte der Betroffenen in einer
pluralistischen Gesellschaft begreifen - advocate planner.
Bevor ich anhand einiger, dem AIP-Journal entnommener
Berichte auf Probleme der citizen participation und
advocacy planning eingehe, sei noch auf eine Einschrän-
kung hingewiesen in der Übertragbarkeit der dargestellten
Thesen und Projekte auf die Verhältnisse in der BRD: In
den USA konzentriert sich die citizen participation vor-
nehmlich auf slum-clearing-Projekte, also auf die Sa-
nierungsprobleme großer amerikanischer Städte. Diese
Art der Planungsprobleme ist stark verflochten mit den
spezifischen Ursachen inneramerikanischer Konflikte wie
Korruption in der Bauwirtschaft, Rassismus, Bürgerrechts-
und Armenbewegung.
1.1 Citizen Participation Strategies (Burke) (42)
E.M. Burke versteht citizen participation als nationalen .
demokratischen Auftrag, der Tradition der amerikanischen
Demokratie verpflichtet. Die Problematik der Bürgerbe-
teiligung sei gekennzeichnet durch die Diskrepanz der
geforderten Konkretion des Bürgerrechts auf Mitbestim-
mung einerseits und andererseits durch das bislang Exper-
ten vorbehaltene "Sachwissen'", das die kompetente
Mitbestimmung aller Beteiligten erschwere.
Zur Überwindung dieser Diskrepanz untersucht er aus
seinem scheißliberalen Blickwinkel fünf citizen partici-
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pation strategies: "education-therapy, behavioral
change, staff supplement, cooptation and community
power",
"Die Relevanz einer Strategie hängt einmal ab von der
Möglichkeit einer Organisation, die notwendigen An-
forderungen an die Effektivität einer Strategie zu er-
füllen, und zum anderen von ihrer Anpassungsfähigkeit
an die jeweiligen Gegebenheiten der Umwelt (43). "'
1.11 Education-Therapie-Strategy (ausbildungsbezogene
Strategie)
Dieser Strategie liegt ein didaktisches Verständnis von
Partizipation zugrunde: citizen participation wird als
ein Mittel zum "citizenship training" verstanden, um
die Einsicht der Bürger in die Notwendigkeit koopera-
tiven Handelns zur Lösung von Problemen, die die Öf-
fentlichkeit betreffen, zu evozieren.
Die krasseste Form dieser Strategie liegt in der thera-
peutischen Behandlung einzelner zur Förderung koopera-
tiven Verhaltens, z.B. im Rahmen fürsorgerischer Re-
sozialisierungsprogramme .
Burke erläutert, daß ausbildungsbezogene Strategien
immer wieder an dem Unvermögen gescheitert seien,
funktionstüchtige Organisationen zu bilden: manstellte
fest, daß die Bevölkerung sich durch lautere Bildungsab-
sichten offenbar schwer zur Zusammenarbeit bewegen
läßt, zumal wenn ihr, ähnlich einem Lehrer-Schüler-
Verhältnis, "Sachverstand" nicht zugebilligt werde und
die Beteiligten sich daher im permanenten Zustand des
Faktenlernens befänden.
1.12 Behavioral Change Strategy (Strategie der Verhal-
tensänderung)
Diese Strategie basiert auf der Gruppenmitbeteiligung
(group participation). Die Änderung gesellschaftlicher
Systeme kann nach Burke erreicht werden:
1) indem man den Zustand der Elemente eines Systems
oder Subsystems, d.h. das Verhalten der Gruppen-
mitglieder verändert und/oder
2) indem man die äußeren Einflüsse auf das System än-
dert (die inputs einer black box manipuliert).
Nicht nur die Ziele, die sich eine Gruppe setzt, sind
veränderbar, sondern auch die Gruppe selbst. Daher
resultiert die Anwendbarkeit dieser sozialtechnischen
Strategie aus folgenden Erkenntnissen:
1) Verhaltensänderungen von Individuen lassen sich
leichter als Folge von Verhaltensänderungen der
Gruppe bewirken als bei ungebundenen Personen.
Im Gegensatz zur education-therapy-strategy geht
diese Strategie von der Erkenntnis aus, daß die Öf-
fentlichkeit eher geneigt sei, Entscheidungen zu
unterstützen, wenn sie am Problemfindungsprozeß
(an der Artikulation notwendiger Zustandsänderungen)
aktiv beteiligt war.
7)
Burke sieht vor allem zwei Hauptschwierigkeiten bei der
Anwendung dieser Strategie:
1) Die Planer verbringen ihre Zeit "nur" noch damit,
gruppenpolitisch zu agieren und zu beraten.
2) Die Gruppen selbst bestehen letztlich doch wieder
aus Repräsentanten, da die Großgruppe ’ Gesellschaft”
nicht arbeitsfähig sei.
1.13 Staff Supplement Strategy (Strategie der Zusammen-
setzung der Teilnehmer)
Diese Strategie basiert auf der freiwilligen Mitarbeit
einzelner oder der ganzen Bevölkerung. Sie findet die
häufigste Anwendung bei Wohlfahrtsinstituten: Die Or-
ganisation selbst wird nicht in Frage gestellt; bei den
Mitgliedern wird vielmehr die Übereinstimmung mit den
Zielen der Organisation vorausgesetzt. Diese stellen sich
in den Dienst der guten Sache’ . Entscheidungskompe-
tenzen liegen allein bei den Fachleuten, während die
freiwilligen Mitarbeiter lediglich als good-will-Fußvolk
fungieren.
Burke weist darauf hin, daß die staff supplement strategy
für eine autonome Mitbestimmung der Bevölkerung nur als
"Zusatzstrategie"(!) anwendbar sei, die als "Hauptstra-
tegie" den Technokraten offenbar als zu entschleiernd
dreist reaktionär erscheint.
1.14 Cooptation (Kooptation)
"(This) citizen participation practice is to involve citizens
in an organization in order to prevent anticipated ob-
structionism." (S. 291)
Burke unterscheidet "informal'" und "formal cooptation",
1) Informal cooptation: Das Zusammenführen unterschied-
lich motivierter Gruppen und Individuen zum Zweck
des möglichst reibungstosen Interessenausgleichs.
Formal cooptation: Überzeugungskräftige Personen
werden im Sinne von Sekundärsendern (vor allem
Geistliche) ohne wesentliches Mitspracherecht in eine
Organisation integriert,
Burke weist darauf hin, daß die Bürger sich nur sehr wi-
derwillig zu Sanktionierungsagenten (sanctioning agents)
im Sinne der formal cooptation degradieren lassen, daß
also der sozialtechnische Charakter dieser Strategie zu
leicht entlarvbar sei.
1.15 Community Power Strategy (CPS) (Strategie gesell-
schaftlicher Machtkämpfe)
"Power may be defined as the ability to exercise one’s
will even over the opposition of others." (S. 292)
Es gibt nach Burke zwei Möglichkeiten, gesellschaftliche
Machtverhältnisse für das Erreichen von Planungszielen
auszunutzen:
1) Integration gesellschaftlicher Kräfte in bestehende
Organisationen, um sie zum politischen Kampf um
die Inhalte der Organisationen einzusetzen (ähnlich
informal cooptation und staff supplement):
Die Forderungen der Gesellschaft bzw. bestimmter
Gruppen werden von den Planungsbehörden oder ge-
sellschaftlichen Organisationen anerkannt, aber nicht
ihre Lösungsvorstellungen .
Gesellschaftliche Veränderungen werden durch gesteuer-
te Machtkämpfe gesellschaftlich-politischer Zentren er-
reicht. Dazu lassen sich Organisationen zu Machtzentren
ausbilden, die weniger durch Zielvorstellungen charakte-
risiert sind, wie "Kontrolle der Eigentumsverhältnisse"
und "Kontrolle staatlicher Institutionen", sondern deren
Macht allein auf ihrer Größe und sozialen Zusammen-
setzung beruht. Die Konfliktstrategie (conflict strategy,
bei Burke synonym verwendet für CPS) eigne sich am
besten für Organisationen, deren Ziel es ist, Grundkon-
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zepte und Forderungen durchzudrücken und die weniger
Einzelergebnisse im Auge haben.
Diese Organisationen müssen dauernd versuchen, ihre
Mitglieder zu engagieren, um trotz der unterschiedli-
chen Aktualität der Konflikte die Wirksamkeit dieser
Strategie über einen längeren Zeitraum zu garantieren.
Es handelt sich bei dieser Strategie um den umfassenden
Versuch, gesellschaftliche Gruppen syndikalistisch auf
technokratische Progressivität zu verpflichten gegen die
reaktionär-feudalistische Irrationalität der herrschenden
Stadtplanung.
Zusammenfassend
Die Konfliktstrategie kommt nach Burke weniger zur
Förderung des Emanzipationsprozesses in der Planung
in Frage, sondern eher für umfassende soziale Reform-
bestrebungen. Die Tatsache, daß die behavioral change
Strategie den meisten Erfolg verspricht, wenn alle Be-
troffenen am Problemfindungsprozeß beteiligt werden,
macht diese Strategie möglicherweise für systemimma-
nente öffentliche Planungsaufgaben interessant. Staff
supplement und cooptation eignen sich dagegen kaum als
Partizipationsstrategien, da die Bevölkerung vorwiegend
zur Legitimation administrativer reaktionärer Organisa-
tionen und Entscheidungen herangezogen wird:
"Selbst die totalitärste technokratisch-politische Ver-
waltung bedarf, um reibungslos zu funktionieren,dessen,
was gewöhnlich ’moralisches Rückgrat” genannt wird:
einer (relativ) ’ positiven’ Einstellung der ihr unterwor-
fenen Bevölkerung zur Nützlichkeit ihrer Arbeit und zur
Notwendigkeit der Repression, wie die gesellschaftliche
Organisation der Arbeit sie ausübt (44).
1.2 Advocacy and Pluralism in Planning (Davidoff) (45)
Davidoff beschreibt die Aufgaben des Planers im Parti-
zipationsprozeß, Die Bezeichnung advocate (planner)
ist der Rechtspflege entlehnt: Politische Prozesse dienen
nach Davidoff im Idealfall der Wahrheitsfindung in ähn-
licher Weise wie die Rechtssprechung, "d.h. der Findung
der relativen Wahrheit, der gerechten Entscheidung".
"Der Anwalt (advocate) vertritt ein Individuum, eine
Gruppe oder Organisation. Deren Positionen verteidigt
er in einer Sprache, die sowohl seinem Klienten als
auch dem Entscheider, den er zu überzeugen sucht, ver-
ständlich ist." Pluralismus als Grundlage politischer
Auseinandersetzungen beschreibt den Prozeß der Vertei-
digung, während Anwaltschaft (advocacy) die Rolle des
Experten, des "Professional" in diesem Prozeß darstellt.
Ein entscheidendes Problem der advozierenden Planung
sieht Davidoff in den unterschiedlichen Wertvorstel-
lungen und -systemen der Anwälte und ihrer
Klienten und daraus resultierend in der Suche nach ge-
eigneten Bewertungsverfahren.
"Technical devices such as cost-benefit analysis by
themselves are of little assistance without the use of
means for appraising the values underlying plans."
Advocate planning müsse jeweils exakte Definitionen
von z.B. "sozialen Kosten und Nutzen" angeben, denn
es gebe nicht ein neutrales Bewertungsverfahren, son-
dern ebenso viele wie Wertsysteme. Daher betont Da-
vidoff auch, daß keine wertneutralen Positionen möglich
seien:
7
"Appropriate planning action cannot be prescribed from
a position of value neutrality, for prescriptions are based
on desired objectives." (s. Rittel, Teil C 1.)
Diese Einsicht müsse den advocate planner veranlassen,
ständig die Vorurteile aufzudecken, die Informationen
und deren Interpretationen zugrunde liegen.
Interessant ist in diesem Zusammenhang die Feststellung
Davidoffs, daß professionelle Planer sich bisher selten
als advocate planner betätigen. (Möglicherweise ist
deren "Akkommodationsprozeß" an die bestehenden Ver-
hältnisse mit dem Abschluß der Hochschulausbildung
effizienter im Sinne einer ökonomisch prädeterminierten
Statuszuweisung vollzogen als dies bei Soziologen und
Fürsorgern aufgrund ihres diese Statusvorteile ersetzenden
Idealismus’ der Fall sein kann.)
Als Informant der verschiedensten Gruppen, vor allem
seiner Klienten, habe der advocate planner, so Davidoff,
auch Bildungsaufgaben zu übernehmen. Im Gegensatz zur
Burkeschen educational-therapy-strategy beschränkt er
diese Bildungsaufgaben jedoch vornehmlich auf die Auf-
klärung der Klienten über deren gesetzliche und politi-
sche Rechte.
Er weist auch darauf hin, daß nicht der eine Plan
(als Ergebnis eines frühzeitig herbeigeführten Consensus)
das Ziel der advocacy planning sein soll:
"Lively political dispute aided by plural plans could
do much to improve the level of rationality in the pro-
cess of preparing the public plan."
Ein Diskussionsforum für eine Vielzahl alternativer Pläne
besteht in den USA formal in der Einrichtung der "plan-
ning commission'"., Davidoff sieht jedoch in der planning
commission eine "verkümmerte Institution" aus dem An-
fang dieses Jahrhunderts, als das "dirty business" der
Politik noch einer "Aristokratie" vorbehalten war, die
bestimmte, was rechte Politik war. Auch Rittel weist
darauf hin, daß diese Kommission ein scheindemokrati-
sches Forum sei, da keine wirklichen Alternativen dis-
kutiert würden: Eine öffentliche Diskussion über die
Alternativen verschiedener Experten komme nicht zu-
stande, weil die allseitige Kommunikation durch die
Spezialistensprache in den Expertisen und Argumentatio-
nen verunmöglicht werde und sich daher zur sozialtech-
nischen Befriedung der Nutzeransprüche als dysfunktional
erweist.
1.3 Reflections on Advocacy Planning
Auch Lisa R. Peattie (46) unterstreicht in ihrem Aufsatz
die Notwendigkeit, viele alternative Pläne anzufertigen:
Der advocate planner gehe davon aus, daß jeder Plan die
Verkörperung bestimmter Gruppeninteressen darstelle. Es
gebe keine "beste" Lösung und kein "Allgemeinwohl"
genereller Art in der Planung, daher werde Planung
"pluralistisch, partisanenhaft, offen, öffentlich und
politisch"
Peaitie leitet die Notwendigkeit der citizen participa-
tion ab aus dem Unbehagen breiter Bevölkerungsschich-
ten, besonders der Armen, von dem System zweckrationa-
len Handelns unkontrollierbar überwältigt (oberwhelmed)
zu werden. Der advocate planner fungiere jedoch nicht
einfach als "Kanal, durch den die Interessen der Ge-
meinschaft fließen", diese Interessen müßten vielmehr
zur Konkretion in einem Plan noch transformiert werden
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Als Mitglied der UPA (Urban Planning Aid) sah Peattie
große Schwierigkeiten beim Auffinden vor allem solche
Probleme und Bedürfnisse, die die advocate planner in
einen "Gemeinschaftsplan'" überführen sollten. Beson-
ders bei den Unterprivilegierten sei ein generelles Des-
interesse an Planungsproblemen spürbar. Dieses Interesse
sei vor allem deshalb so gering, weil die Probleme der
Stadterneuerung den Unterprivilegierten weniger dringend
erscheinen, zumal mit besseren Häusern die Mieten und
damit die Einkünfte der Mittelklasse stiegen. Gesell-
schaftliche Zielsetzungen werden von der Mittelklasse
bestimmt, die auf deren Profitmaximierung ausgerichtet
seien. Das Gewinnstreben der armen Bevölkerung, wie
Peattie nachweist, ist häufig an anderen Objekten
orientiert, wie der Sicherung des Arbeitsplatzes statt
Hausbesitz. Die Werte der Gesellschaft seien diejenigen
der Mittelklasse und Partizipation erfülle sich im Er-
reichen dieser Werte und Zielsetzungen, so daß die
Armen viel weniger "selbstbestimmungsfähig" seien und
sich auch so begreifen würden.
2. Zwei Projekte der citizen participation
Als Ergänzung zu den zitierten Darstellungen der citizen
participation und advocacy planning soll noch kurz von
zwei amerikanischen Beispielen empirischer Ansätze der
Partizipation berichtet werden:
Das erste Beispiel, ein Sanierungsprojekt in Boston
South-End, ist dem Bericht von H.H. Hyman (47) ent-
nommen. Das zweite Beispiel, die Bart-Studie (Bay Area
Rapid Transit-Oakland), stützt sich auf einen Bericht
von Rittel während seines Seminars im SS 1969 an der
Uni Stuttaart.
2.1 "Planning with Citizens: Two Styles" (Hyman)
Es handelt sich hier um den Vergleich von zwei Arbeits-
methoden, die von zwei verschiedenen Planungsteams
(PT I und PT II) an einem Sanierungsprojekt in Boston
durchgeführt wurden.
Hyman bezeichnet die Modelle als "power elite model"
(PT I) und "pluralistic model" (PT II). Ein Vergleich der
unterschiedlichen Methoden biete sich an, da der Pla-
nungsvorschlag des PT | (power elite model) von der
Bevölkerung abgelehnt wurde und daraufhin das PT II in
den Jahren 1964/65 mit denselben "citizen groups"
einen neuen Plan verfaßte (pluralistic model).
Das Gebiet der "South End Urban Renewal Area" umfaßt
eine etwa 1 qkm große "Nachbarschaftseinheit" mit
rückläufiger Bevölkerungsentwicklung (vor allem der
weißen Einwohnerschaft). Obwohl alle äußeren Anzei-
chen das Gebiet als Slum auswiesen (Statistik), fühlten
sich die letzten Alteingesessenen (Stable Elements) nicht
als Slumbewohner .
1961 beauftragte die "Boston Redevelopment Authority"
(BRA) das PT | "to work with people".
Hyman vergleicht das PT I mit dem nachfolgenden PT II
anhand von vier Unterscheidungsmerkmalen:
1) Planungsabsichten (planning orientation)
2) Einbeziehung (Zusammenarbeit mit) der Bevölkerung
(involvement with citizens)
3) Das Verhältnis der Planungsteams zur zentralen Be-
hörde (relationship to central office)
4) Der Einfluß der Bürger auf die Planung (uses of
influence)
Zu 1) Planning Orientation:
Der Leiter des PT I war als "community organization
social worker" ausgebildet:
"Traditionally the role of the community organizer has
been to serve as an /enabler’ or catalytic agent."
In diesem Sinne verstand sich sein Team als der "commu-
nity power elite" unterstellt. Im Auftrag der BRA fertigte
ein Architekt einen detaillierten Plan an, der starke
Fixierungen (Standort der Nutzungen und formale Ge-
staltung projektierter Gebäude) aufwies.
Der Leiter des PT Il war Städteplaner an einer Universi-
tät, "where the pluralistic model of power as developped
by Banfield, Dahl and Polsby was emphasized'. Er trug
mit dazu bei, einen groben Rahmenplan aufzustellen,
dessen Konzeption flexibel genug war, um Vorstellungen
aus der Bevölkerung aufzunehmen.
Während das PT I den architektonischen Entwurf in den
Vordergrund stellte, kümmerte sich das PT II um die
"politische Angemessenheit" und "Verkaufbarkeit" ihrer
Planvorschläge. PT | war überzeugt, daß es die Herr-
schenden (power elite) zu überzeugen galt, die dann
ihrerseits über die Realisierung des Plans zu verfügen
hätten.
Zu 2) Involvement with Citizens:
Zur Untersuchung des Sanierungsgebietes wurden zehn
Bevölkerungsgruppen in "communitywide" und "neigh-
bourhoodbased" unterschieden. PT I befaßte sich vor
allem mit den "communitywide bodies'", während PT II
- auch angesichts der schlechten Erfahrungen von PT I -
vornehmlich mit den "neighbourhood-based bodies"
zusammenarbeitete. Da die Nachbarschaftsgruppen sich
von den Entscheidungen des PT I übergangen fühlte,
wurde diesem nach mehreren Auseinandersetzungen der
Auftrag wieder entzogen.
Das Planungsteam Il versuchte nun, die aufgrund der
Erfahrungen mit PT I hervorgerufene Skepsis der Einwoh-
ner von Boston South End dadurch abzubauen, daß den
einzelnen Nachbarschaftsgruppen jeweils genug Mitar-
beiter als Berater zugeteilt wurden. Nach ca. 150 öf-
fentlichen Diskussionen, in denen die einzelnen Gruppen
ihre Vorstellungen, unterstützt von den Beratern des PT
Il, artikulierten, wurde der Rahmenplan stark modifiziert
angenommen .
"The planning concept and votes gained or lost were the
chief criteria that determined positions taken by PT 11."
Die ausführlichen Diskussionen, Abstimmungsverfahren
und deren Ergebnisse wurden von Teammitgliedern als
"no planning at all" bezeichnet, weil dem Plan kein
einigender Entwurf (unified design) zugrunde liege und
die Teilnahme der Bevölkerung ändernd und verbessernd
gewirkt habe
Zu 3) Relationship to Central Office:
Das PT I hatte sich in eine starke, selbstgewählte Ab-
hängigkeit von der behördlichen Autorität begeben, so
daß der Bevölkerung gegenüber keine selbständige Posi-
tion vertreten werden konnte. Außerdem waren aufgrund
zu sporadisch stattfindender Teambesprechungen die
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einzelnen Teammitglieder unterschiedlich gut informiert
und wurden daher von der Bevölkerung immer weniger
als Berater anerkannt.
Das PT Il etablierte eine straff organisierte Teamarbeit
in den Quartieren selbst, um die permanente Diskussion
mit der Öffentlichkeit zu ermöglichen und die Einwoh-
nerschaft bei akuten kleineren Planungsproblemen zu
unterstützen (wie z.B. beim Aufstellen von Verkehrs-
ampeln und Anpflanzen von Bäumen).
Zu 4) The planner’s Use of Influence:
Der Plan des PT I scheiterte vor allem deshalb, weil
dieses Planungsteam der communitywide Bürgergruppe
und der power elite, der Administration, den größten
Einfluß auf die Planung ermöglichte. Der Plan des PT |
wurde von den Nachbarschaftsgruppen abgelehnt, weil
deutlich erkennbar wurde, daß in dem Plan nur die In-
teressen weniger, nämlich der power elite, vertreten
wurden.
Vergleich der beiden Pläne
Das PT I1-Projekt erforderte wesentlich geringere Ein-
griffe in die bestehende Siedlungsstruktur als der Plan
des PT I, der eine große Grünzone vorsah und, gemäß
den Wünschen der elite power, die weniger günstigen
Gebiete des Sanierungsbereiches für Arme, Alte und
Neger vorsah.
Der PT I1-Plan stellte noch nicht die Endlösung dar. 1967
bildete sich eine Gruppe "CAUSE" (Community Assembly
of Unified South End) aus Negern, Weißen (Armen und
Mittelschichtlern) und Studenten, die den Planungsaspekt
der gerechten, sozialen Wohngebietsverteilung noch
verstärken konnten und die Projektierung zusätzlicher
"oublic houses" erwirkten.
Es wird deutlich, daß PT Il eine weniger reaktionäre
Planung betrieb als PT 1, das vielmehr auf der Grund-
lage Davidoffschen Pluralismus” eine "gerechtere" Pla-
nung durchzusetzen versuchte, die durchaus einem
linksliberalen technokratischen Selbstverständnis der
Planer entsprechen mag. Der Handlungsspielraum zur
Veränderung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse
ist indessen bestimmt durch die resignative Anerkennung
der "objektiven" gesellschaftlichen Normen und Gesetze
der herrschenden Klasse, worauf Lisa R. Peattie als ein-
zige zaghaft hinweist.
2.2 Bart-Studie (Bay Area Rapid Transit) (Rittel, 48)
Bei dieser Studie handelt es sich um eine Untersuchung,
die Rittel mit einer Gruppe von Studenten aus Berkeley
durchführte. Bei der Projektierung eines neuen U-Bahn-
Netzes um San Franzisco hatten die staatlichen Pla-
nungsämter es unterlassen, den Einfluß der drei Haupt-
stationen auf die umliegenden besiedelten Gebiete zu
untersuchen. Die Stadtplaner hatten ihrem Projekt, das
als vorbildlich geltende System der kanadischen U-Bahn
Toronto, zugrunde gelegt.
Die Studentengruppe aus Berkeley stellte sich die Auf-
gabe, die Einzugsbereiche für drei Substationen in Oak-
land, einem Schwerpunkt in dem gesamten U-Bahn-Netz,
mit Hilfe der ansässigen Bevölkerung zu untersuchen,
mit dem Ziel, Vorschläge für Sanierungen und Neupla-
nungen auszuarbeiten .
Die erste Station lag in der Nähe eines großen Stadions
IC
inmitten eines "schwarzen Quartiers"; die zweite in
einer vorwiegend von Weißen bewohnten Kleinindustrie-
gegend und die. dritte in einer dicht besiedelten Region
mit vorwiegend weißen Bewohnern irischer Herkunft.
Von dem Studententeam wurde zunächst die generelle
Übertragbarkeit des Toronto-Systems bestritten und eine
Analyse der spezifischen Situation unter Einbeziehung
der Ortsansässigen vorgenommen und die bestehenden
Eigentumsverhältnisse sowie die herrschenden sozialen
Gruppen und deren Repräsentanten ermittelt.
Rittel betont, daß es sich nicht darum handele, eine
getreue Repräsentanz aller Nutzer ausfindig zu machen,
sondern vielmehr um das Aufdecken der Kon- und Diver-
genz möglichst vieler Standpunkte der einzelnen sozialen
Gruppen und Individuen.
Den einzelnen Betroffenen wurden drei Fragen gestellt:
1) "Was würde Ihrer Meinung nach in diesem Gebiet
geschehen, sobald das U-Bahn-Netz fertiggestellt
ist?"
2) "Ist das, was Sie erwartet, in Ihrem Interesse; haben
Sie etwas zu befürchten oder zu begrüßen?"
3) "Was sollte Ihrer Meinung nach statt dessen geschehen?"
Die Beantwortung der letzten Frage stellt schon eine
Annäherung an einen Planvorschlag der Betroffenen dar.
Die Antworten und statements der einzelnen Bürger wur-
den in Listen einander gegenübergestellt und den Be-
teiligten vorgelegt, die somit ihre eigene Auffassung
mit der anderer vergleichen (anonym), ihre Meinung
beibehalten, ändern oder modifizieren konnten (s. dazu
Teil C,. Pkt. 2).
Nach mehreren Durchgängen dieser Art wurden die Be-
troffenen von den sich als advocate planners begreifen-
den Studenten angeleitet, Pläne zu lesen und selbst
Planzeichnungen anzufertigen.
Außerdem wurden die Bewohner über die Finanzierungs-
möglichkeiten, die Durchführbarkeit u.a.m. ihrer
Vorstellungen von den Studenten ständig beraten, so daß
nach einigen Wochen viele alternative Pläne der Be-
wohner mit eingetragenen Standorten, möglicher Nutzun-
gen sowie Finanzierungsvorschlägen vorlagen. Die
alternativen Pläne für jede Station zeichneten sich durch
die Nichtübereinstimmung mit der prototypischen Lösung
der Stadtplanungsbehörde aus.
Aufgrund der Normierung aller Planunterlagen und
-zeichen waren die verschiedenen Pläne gut vergleich-
bar und wurden, von den Studenten graphisch überar-
beitet, der Stadtplanungsbehörde vorgelegt. Durch die
Vielfalt alternativer Pläne wurden die "Sachzwänge"
in der prototypischen behördlichen Planung relativiert.
Die Stadtplaner wurden angeregt, die verschiedenen
Pläne weiterzuverfolgen und in den öffentlichen hearings
der "planning commission" zu diskutieren, die aufgrund
der neugeschaffenen, breiten Interessenbasis der Bevöl-
kerung zu einer funktionstüchtigen demokratischen Ein-
richtung wiederbelebt werden könne. In öffentlichen
Diskussionen solle deutlich gemacht werden, aufgrund
welcher politisch-planerischer Maßnahmen welche
Gruppe oder Person unterstützt, bzw. benachteiligt
werde.
Damit sah die Studentengruppe ihre Arbeit als abgeschlos-
sen an. Die Fortführung des Projekts scheiterte daran,
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daß der Chef der Stadtplanungsbehörde, entgegen einer
Absprache mit den Studenten, für jede Station ein Tref-
fen der Beteiligten mit ausgewählten Experten arrangierte
um einen allgemeinen Konsensus über den "besten" Plan
herbeizuführen. Die Bewohner fühlten sich durch das
Sachwissen der Experten frustriert und enthielten sich der
Diskussion. Damit argumentierten die Experten in einer
scheindemokratischen Veranstaltung wieder "unter sich".
Das Ziel sollte jedoch die Aufdeckung des Dissensus
sein; der Konsensus sollte nicht unter den Experten voll-
zogen werden, sondern aufgrund ausführlicher und öffent-
licher Diskussionen aller Beteiligten. Der Diskurs fand
jedoch auf einer von Fachleuten eingenommenen und
begrenzten Ebene statt, und daher standen die entschei-
dungsbefugten Politiker einer schon von Experten berei-
nigten Lösungsmannigfaltigkeit, bzw. einer Lösung
gegenüber .
Dieser Vorgang muß einer technokratischen Planung
revisionistisch erscheinen, da der gescheiterte Integra-
tionsversuch der Betroffenen als "Freizeitplaner" die
Möglichkeit potentieller Konflikte erhöht und damit
"yvermeidbare Reibungsverluste" schafft.
Die advozierende Planung muß als Produkt eines libe-
ralkapitalistischen Sozialreformismus’ an den "objekti-
ven" Grenzen der die bestehenden Herrschaftsstrukturen
des Kapitalismus stabilisierenden Sachgesetzlichkeit
scheitern, die K. Pfromm in seinem Aufsatz "Advozie-
rende Planung" (ARCH+ 8) als den "Rahmen der herr-
schenden Toleranzgrenzen" anerkennt. Die advozierende
Planung weist sich daher - wie in Teil C exemplarisch
nachgewiesen werden soll - als eine sublime Herrschafts-
technik aus, die systemgefährdende Konflikte durch
frühzeitige Integration der traditionell unterprivilegier-
ten Teile der Stadtbevölkerung vermeiden hilft und
damit deren bestehende Klassenlage verschleiert.
K. Pfromm spricht es offen aus:
"Die Stadtplaner müssen in einer direkten Abhängigkeit
von den durch ihre Planung Betroffenen stehen. Eine
Möglichkeit wäre die Auftragserteilung durch ein über
öffentliche Finanzen verfügendes Bürgerkommitee, das
mit dem Recht zum Auftragsentzug ausgestattet ist."
Die Abhängigkeit der Planer von einem über öffentliche
Finanzen verfügenden Bürgerkommitee (ein weiterer
Ableger des kapitalistischen Parlamentarismus) macht
deutlich, welche Interessen der Planer auch weiterhin
zu vertreten hat,
Unter den "konstituierenden Prinzipien" der advozie-
renden Planung bemüht sich Pfromm ferner, auch solchen
Planern diese neue Sozialtechnik anzudienen, die den
Absprung von der "patrozinierenden Planung" - die noch
an der Überwindung positivistisch wertfreier Planungs-
methoden zu knacken hat - zu einer operablen techno-
kratischen Planungstechnik noch nicht geschafft haben:
"Gleitet die Führung in die Hände der Bürger, so können
auch Programme, die auf Initiative der Planung begon-
nen wurden, noch den vollen sachlichen Vorteil der
Partizipation erreichen (49). "




Dieser Teil der Arbeit setzt sich mit einem von Rittel
während seines Seminars im SS 1969 an der Uni Stuttgart
vorgestellten Planungsmodell auseinander, und zwar mit
der Frage, ob dieses Modell einen Ansatz zur Demokra-
tisierung des Planungsprozesses darstellt oder nicht. Dabei
schien mir zunächst ein entscheidender Vorteil des Rit-
telschen Verfahrens auf der Hand zu liegen:
Die "neuere Planungsdiskussion sieht zwar das Problem
der Zielfunktion... aber meist eben.nur unter dem
Wertungsaspekt; sie schlägt deshalb vor, die Wertungen
etwa des ’ Großteils der Bevölkerung” , der ’parlamen-
tarischen Mehrheit’, der Regierung’ oder einer ande-
ren als entscheidend’ angesehenen ’ Wertungsinstanz’
festzustellen und in geeigneter Form in die Zielfunktion
aufzunehmen" (50). Diese gesellschaftlichen Instanzen
müssen jedoch ihre Wertungen und Zielsetzungen ohne
Kenntnis des Planungsverfahrens abgeben, so daß sie die
Folgen ihrer Entscheidungen und möglicherweise deren
Modifizierung aufgrund kestimmter Planungstechniken
nicht in ihre Überlegungen einbeziehen können.
Rittel versucht nun, den derart abgeschnittenen Reali-
tätskontakt der Planung dadurch wieder herzustellen,
indem er ein Modell ausarbeitet, mit dessen Hilfe er die
von den Planungsmaßnahmen betroffenen Gruppen und
Individuen aktiv am Planungsprozeß beteiligt, und zwar
derart, daß über geeignete Methoden zur Festlegung des
Planungskontextes, zur Erzeugung von alternativen Lö-
sungsmöglichkeiten sowie zur Beurteilung und Bewertung
alternativer Lösungen, als Vorbereitung der endgültigen
Entscheidung der gesamte Planungsablauf transparent und
intersubjektiv eindeutig kommunizierbar gemacht werden
soll. Damit scheint ein Ansatz zur Demokratisierung des
Planungsprozesses über das von Rittel vorgeschlagene
Planungsmodell geleistet zu werden.
Rittel (51) unterscheidet "Wissen" als Grundlage der
Entscheidungen in:
1) faktisches Wissen oder Sachwissen
("das, was für jemanden der Fall ist") "Sachwissen ist
das Wissen über Sachverhalte. ( Gestern fiel der Dow-
Jones-Index um 3,4 Punkte’, ’ Kraft ist Masse mal Be-
schleunigung’ .) Sachwissen kann situationsspezifisch
sein oder eine allgemeine Regel beinhalten (52). "
2) deontisches Wissen
("das, was für jemanden der Fall sein soll")
3) erklärendes Wissen
("etwas ist der Fall, weil ... "/ eine ’ Unterabteilung‘
der erkl. W. ist kausales Wissen: "warum etwas der Fall
ist ...")
4) instrumentelles Wissen
("wann immer das und das der Fall ist und das und das
erreicht werden soll, ist die und die Aktion angebracht")
"Instrumentelles Wissen verknüpft Sachverhalte mit
Handlungsanweisungen im Hinblick auf die Erreichung
von Zielen. Es besteht aus Rezepten, Heuvristiken,
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Regeln, Techniken und Methoden, mit deren Hilfe man
seine Situation manipuliert. ... Die Grundlage dieser
Art von Wissen ist natürlich immer "Sachwissen" über
Kausalzusammenhänge, erweitert durch die Kenntnis von
Handlungsmöglichkeiten und erwünschten oder wenig-
stens akzeptablen Situationen (53). "
Instrumentelles Wissen ist eine notwendige Voraussetzung
für erklärendes Wissen, wenm die Konsequenzen alterna-
tiver Handlungsstrategien abgeschätzt werden sollen.
"Erwartungen" stellen eine Unterabteilung des fakti-
schen Wissens dar, das selbst die Grundlage jeder wis-
senschaftlichen Aussage ausmacht: "Sein (des Wissen-
schaftlers) Handwerk ist es nämlich, verläßlich und
systematisch zu ergründen, was der Fall ist - und nicht
das, was der Fall sein sollte. Weder in der Wissenschaft
noch sonstwo gibt es eine ’wissenschaftlich richtige’
Entscheidung, die aus irgendeiner ”objektiven’ Theorie
gefolgert werden könnte (54). "
Planung erfordert hingegen "deontisches Wissen", das
die Artikulation von Zielvorstellungen und Leitbildern
beinhaltet. Nach Rittel ist es daher sinnlos, "von wis-
senschaftlicher Planung zu sprechen", denn im Gegen-
satz zur Wissenschaft sei die folgendlose Wiederholbar-
keit von Experimenten (als "Mittel zur Erfahrungsgewin-
nung") in der Planung nicht möglich. Wissenschaft
erzeuge Erkenntnisse, aber keine Veränderungen. Die
Implamentationen von Plänen (bzw. von Planungsent-
scheidungen) sind irreversibel: "Jeder Schritt zählt".
Veränderungen verursachen jeweils Folgen. (Auch bei
Modellen, als Abstraktionen der Realität, seien die
Bedingungen des Experiments nicht gegeben.)
Mit zunehmenden Erkenntnissen im Planungsprozeß werde
der Planer durch den Zweifel an der eigenen Handlungs-
kompetenz verunsichert. Alle Entscheidungen stellen
eine Bindung, eine Verpflichtung (commitment) dar.
Rittel betont, daß das entscheidende Problem der Pla-
nung darin liege, wer dieses commitment eingehe: der
Planer, der Experte oder der Verplante. "Wir sind ganz
schlecht organisiert, um diejenigen, die verplant wer-
den, das commitment eingehen zu lassen", d.h. diese
selbst über Planungsmaßnahmen entscheiden zu lassen,
mit deren Folgen sie allein leben müssen.
|
"Auch das wissenschaftliche Wertsystem ist der Änderung
unterworfen, es hat seinen Platz im Widerstreit der
Wertsysteme, und der Wissenschaftler ist nolens volens
ein politischer Mitspieler in der resultierenden Ausein-
andersetzung. ... Die Institution Wissenschaft hat ihre
Rolle geändert. Die unabweisbare Folge der Verwissen-
schaftlichung der Politik ist die Politisierung der Wissen-
schaft (55). "
Im Planungsprozeß werden Entscheidungen aufgrund
"deontischen Wissens" getroffen, während "Fakten nur
Vorwände zum Planen bieten"! Planungsmethoden sol-
len, so Rittel, situationsspezifisch entwickelt
und eingesetzt werden. Der Planungsprozeß lasse sich
nicht in wohldefinierte Phasen aufteilen; es gebe keine
"beste" Methode, die zum Ziel führe.
Methodisches Vorgehen und Analysieren stellen nach
Rittel eine entscheidende Hilfe der Kommunikation im
Planungsprozeß dar, ein Werkzeug, "um die Projektion
deontischen Wissens für andere explizit zu machen",
denn aus der Differenz zwischen bestehenden und wünsch-
baren alternativen Zuständen, zwischen "deontischem
vn
und faktischem Wissen" entstehen alle Planungsprobleme.
1. Beschreibung des Rittelschen Planungs-
modells (56)
Rittel stellt den Planungsprozeß anhand von drei Model -
len (Boxen) und den diese Modelle beeinflussenden
Variablen dar (s. Abb. 2):
Darstellung des RITTEL'schen Planungsmodells Abb 2
apP —©&amp;
| A2 (manipulierbar)
C = Context-Modell, predictor- (Voraussage-)Modell
ci= Contextvariable, als inputs des Objektmodells
= Objektmodell (2.B. Zwicky-Box, "System. Zweifel")
dj= Designvariable, als inputs des Objektmodells
Ppi= performance- (Bewertungs-)Variable:
Pi= f(c1, C2, «&lt;«&lt;Cni d1, d2 «.o dp)
P = Performance-Modell (Evaluator), Modell d. Bewertungs-
systems
X = Endurteil (als Stellgröße): x = f(m4)
nach H.RITTEL (Seminar SS 1969
Von dem context-Modell (C) als predictor-( Voraussage)-
System wirken die context-Variablen (c;) als Inputs auf
das Objektmodell (A), das durch design-(Entwurfs)-
Variable (dj) beeinflußbar ist,
Die performance-(Güte-, Wert-)Variablen (p;) sind’eine
Funktion der context- und design- Variablen
(pP; =f (c1/ Corees pr dir d,. . .d.» und
Inputs für das "Modell des Bewertungssystems" (P).
Die "P-Box" als evaluater (Bewerter) enthält die Bewer-
tungsfilter zur Reduktion von Varietät (der p;-Alternati-
ven) auf die Stellgröße x, auf das Enturteil.
Es handelt sich also um ein Modell zur Erzeugung von
Varietät (Entwurfsalternativen) und deren Reduktion
durch die Bewertung bis zu einem vergleichenden Ge-
samturteil, das die endgültige Wahl einer Alternative
ermöglichen soll.
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Das Planungsziel besteht ganz allgemein darin, solche
Variablen auszuwählen, die ein möglichst hohes x er-
zeugen, wobei x eine Funktion der performance-Variab-
len ist: x = f (ps).
Im folgenden seien die einzelnen "Boxen" anhand eini-
ger in ihnen möglichen Verfahren näher erläutert.
Das systematische Auflisten und Abschätzen der c-, d-
und p-Variablen bezeichnet Rittel als Morphologi-
sche Analyse.
Die die Boxen beeinflussenden Variablen lassen sich auf
verschiedenen Skalen messen.
"Auf den Nominal-Skalen wird einfach numeriert
oder klassifiziert." (57) (Es werden diskrete Alternativen
gemessen, die keine natürliche Ordnung haben. A, D,
Fake)
Auf einer Ordinal-Skala wird schon eine Rangordnung
diskreter Variablen (A B C) unterschieden; es lassen
sich jedoch mit zugeteilten Zahlen noch keine arithme-
tischen Operationen durchführen (Beispiel: Bewertung von
Wettbewerbsentwürfen).
Auf der Intervall -Skala (auch Differenzen-Skala),
"... die konstante Maßeinheiten hat, wird im ’land-
läufigen Sinne’ gemessen. Der Nullpunkt ist dabei
willkürlich festgelegt, wie z.B. bei den Temperatur-
skalen nach Reaumur und Celsius" (57).
Die Ratio-Skala (auch Verhältnis-Skala) zeichnet
sich durch "Normierungskonstanten wie Kelvins Tempe-
raturskala oder die Zahlenreihe selber" aus. Auf dieser
Skala lassen sich mathematische Operationen durchfüh-
ren, da sie eine natürliche Null hat.
Zu Anfang eines Planungsprozesses werden die Variab-
len vornehmlich auf Nominalskalen gemessen (z.B. bei
der Wahl eines Bauplatzes: es gibt kein "mehr oder weni
ger", sondern nur ein "entweder oder''), während gegen
Ende des Planungsprozesses die Variablen eher auf In-
tervall- und Ratio-Skalen gemessen werden. (Bewertung)
1.1 Kontext-Modell (context-Variable)
In der C-Box, im context-Modell, wird darüber ent-
schieden, welche Randbedingungen (constraints)
eines Planungsobjektes (z.B. Bevölkerungswachstum,
Bedarfsprognose, bestehende Verkehrserschließung,
Besiedlung) als context-Variable, als "unabdingbar",
nicht manipulierbar, angenommen werden. ("Im contex*
werden alle die Faktoren aufgestellt, die nicht beein-
flußt werden können oder sollen, die jedoch berück-
sichtigt werden müssen. "')
Die Bezeichnung context-Variable deutet an, daß
es sich bei der Antizipierung des contextes keineswegs
um die Ermittlung ’objektiver” Tatbestände bzw. um das
Aufspüren von ’ Sachzwängen’ handelt, sondern viel-
mehr um individuelle Entscheidungen. Bestimmte Prog-
nosen und Trendanalysen (58), die der Planung per
definitionem zugrunde gelegt werden, garantieren nach
Rittel kein "rationales Handeln", denn rational handeln
würde bedeuten, daß ein Aktor die Konsequenzen seiner
Aktionen vorausschätzt und entsprechend handelt: Die
notwendige Fixierung auf einen bestimmten Prognose-
zeitraum verhindert jedoch den Überblick über die Kon-
sequenzen bestimmter Aktionen. "Wird z.B. für die
ersten zehn Jahre prognostiziert, kann es sein, daß die
Prognose für die nächsten zehn Jahre nur negative Fol-
gen hat." Ebensowenig sei der Trend eine normative
Größe: "Trend ist die Vermutung über das, was passieren
würde, wenn nichts passiert."
Das Abschätzen der context-Variablen stellt keine An-
nahme dar, sondern vielmehr das Treffen von Entschei-
dungen, also bereits ein Planungsproblem .
Arten der Entscheidungen:
Das Abschätzen der context-Variablen stellt einen per-
manenten Entscheidungsvorgang dar. Die Entscheidungen
werden mit einem unterschiedlichen Grad der Gewißheit
bzw. Ungewißheit gefällt.
Rittel unterscheidet drei Arten von Entscheidungen (Ent-
scheidungsmodellen). Die Wahl eines bestimmten Ent-
scheidungsmodells stellt wiederum eine subjektive Ent-
scheidung dar, die nicht auf Sachzwänge zurückgeführt
werden kann.
Entscheidungsmodelle (59):
1) Entscheidungen unter Gewißheit
2) Entscheidungen unter Ungewißheit
3) Entscheidungen unter Risiko
1) Entscheidungen unter Gewißheit (certainty) basieren
auf der Annahme, daß das, was vorausgesagt wird, auch
tatsächlich eintritt, daß z.B. in einem Bauplanungspro-
zeß bestimmte Zahlungen (Kosten) in einer bestimmten
Höhe (DM) zu einer besfimmten Zeit (t) zu leisten sind
2) Entscheidungen unter Ungewißheit lassen sich am
besten im Vergleich mit
3) Entscheidungen unter Risiko verdeutlichen. Hier wer-
den alternativen Zukünften Wahrscheinlichkeiten (p)
zugeordnet. Diese Wahrscheinlichkeiten "... kann man
sich ausdenken, ahnen, oder aufgrund von Analogien
ermitteln". Es wird angenommen, daß das tatsächlich
eintretende beobachtbare Verhalten unabhängig von der
gegenwärtigen Voraussage ist, d.h.: unabhängig von
den subjektiv eingeführten Wahrscheinlichkeiten.
Beispiel: Es ist ungewiß, ob es regnet oder nicht. Sol!
man einen Schirm’ mitnehmen?
Entscheidung unter Risiko.
Auszahlungsmatrix:




Die verschiedenen Kombinationsmöglichkeiten (R = es
regnet nicht, S = keinen Schirm mitnehmen) werden
unter der Annahme bestimmter Wahrscheinlichkeiten
gewertet, wobei angenommen wird, daß die Wahrschein-
lichkeiten durch persönliche Aktionen nicht beeinflußt
werden können. In der Auszahlungsmatrix (von -3 bis
+3) werden die resultierenden Aktionen bewertet, wenn
bestimmte individuelle Aktionen (Strategien S und S)
mit bestimmten zukünftigen Ereignissen zusammentreffen .
Dabei wird die Strategie gewählt, die im Durchschnitt
das beste Ergebnis gewährleistet (optimistische Strategie):
Strategie S= 0,15 x 0 + 0,85 x (-1) = 0,85
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Strategie S = 0,15 x (-3) + 0,85 x (+3) = 2, 10 (wird
gewählt)
zu 2) Entscheidungen unter Ungewißheit
sind hingegen durch pessimistische Strategien gekenn-
zeichnet. Es wird angenommen, daß immer das Gegenteil
meiner Aktionen eintritt, d.h.: die Wahrscheinlichkeit
des Eintreffens eines Ereignisses ist von der Wahl meiner
Aktionen beeinflußt (Konkurrenzsituation) (60).
Beispiel: Ein schlechter Schachspieler vertraut darauf,
daß der Gegner seine Fehler nicht bemerkt. Ein guter
Spieler wird dagegen nicht auf der Grundlage psycho-
logischer Verhaltenserwartung spielen, sondern die je-
weils pessimistischste aller Möglichkeiten in Betracht
ziehen (Auszahlungsmatrix: -1, -3). Er legt zeinem
Spiel die Maximin-Strategie (60) zugrunde, d.h *
er wählt die Möglichkeit, die das Maximum des Mini-
mums garantiert. Er nimmt das Schlechteste an, von
dem das Beste zu erwarten ist (also Strategie S).
1.2 Objekt - Modell (design-Variable)
Design- (d-)Variable sind manipulierbar. Sie werden
auf Nominalskalen gemessen, so daß jede Kombination
von diskreten d-Variablen eine Art Lösung beschreibt.
Solche Kombinationen lassen sich anhand des "Morpho-
logischen Kastens" nach F. Zwicky (61) (Zwicky-Box)
verdeutlichen.
Zwicky entwickelte den ersten "morphologischen Kasten"
anhand des folgenden Problems:
"Es soll eine für den Ersatz der im zweiten Weltkrieg
vernichteten Bestände wissenschaftlicher Bibliotheken
genügende Zahl von Zeitschriften und Büchern kosten-
los beschafft und später geordnet dort abgeliefert
werden, wo man sie am nötigsten braucht (62). "
Das in Abb. 3 dargestellte Schema ermöglichte ihm die
Eintragung aller möglichen "Lauflinien" einer oder
mehrerer Zeitschriften vom Verlag über die verschiede-
nen Benutzer der Zeitschriften bis zu deren möglicher
Vernichtung bzw. endgültigen Aufbewahrung. Der Para-
meter P1 (von k bis m) gibt die gewünschten Zeitschrif-
ten der Zahl m nach an. Der Parameter P„ repräsentiert
"die ersten Abonnenten oder Empfänger der oben
(unter P1) erwähnten Zeitschriften" und der dritte Para-
meter P3 "die möglichen Zweithandbesitzer", P4 die
Dritthandbesitzer usw. bis zum Parameter P_, der etwa
folgende Komponenten hat: Pa] = Aufbewahrung in
einer öffentlichen Bibliothek, Pa2 = totale Vernichtung,
Pa3 = Kehrichthaufen etc.
Auf diese Weise konnten alle Zeitschriften erfaßt wer-
den. Mit Hilfe von "Lauflinien" (Verbindungslinien
zwischen den Parametern) konnte der Ort vieler ge-
wünschter Zeitschriften ausfindig gemacht werden und
von dort, wo diese Zeitschriften mehrfach vorhanden
waren oder nicht mehr gebraucht wurden, über eine um-
fangreiche Hilfsorganisation den Bestellern übermittelt
werden, und das meist kostenlos, weil solche Besitzer
mit Hilfe des morphologischen Kastens ausgemacht wer-
den konnten, die sich gerne von der Last unbenutzter
(weil mehrfach vorhandener) Exemplare der gewünschten
Zeitschriften befreiten.
Dieses Schema des morphologischen Kastens kann zur
Erzeugung von Varietät in der Planung abge-
wandelt werden (Abb. 4).
Morphologische Analyse
(ZWICKY = BOX)









a. 1] N 1
Pa(von k-m) * gewünschte Art und Anzahl der Zeitschriften
P, = die ersten Abonnenten oder Empfänger einer Zeit-
schrift
Pz Pj 000 BP = der Ort, an dem sich die Zeitschrift
’ jeweils befindet bis zur endgültigen
Aufbewahrung oder Vernichtung
nach F.ZwWICKY a.a.0., S. 126
Die Parameter P bis P. werden als design-Variable
(dj bis dp) aufgefaßt, also als Variable, die verschie-
dene Möglichkeiten der Anderung eines Objektzustandes
beschreiben. Wenn z.B. der Wunsch besteht, ein inner-
städtisches Gelände intensiv zu nutzen, so können in
der Zwicky-Box alle dazu möglichen Maßnahmen be-
schrieben werden. Eine d-Variable könnte dann z.B.
bedeuten dj = 1. = "Kindergarten auf dem Gelände
vorsehen", Man könnte sich nun entscheiden für "nein"
(1.1) oder "ja" (1.2); ferner für "wenn nein, dann..."
(z.B. Kindergarten an einem anderen Ort in der Stadt
vorsehen = 1.11 bzw. 1.12) oder für "wenn ja, dann..."
(z.B. Art des Kindergartens: K.-Krippe oder/und K.-
Tagesstätte sowie die näher bestimmte Lage auf dem ge-
gebenen Gelände, 1.21, 1.22). Die Aussagen brauchen
nicht notwendig binär zu sein. Die Variablen können
auch aus Kombinationen mehrerer Entscheidungen be-
stehen (z.B. "Kindergarten ja, mit Kinderkrippe und
näher bestimmten Lage auf dem Gelände" = 1.21, 1.22).
Die zweite Variable dp kann z.B. bedeuten, eine zu-
sätzliche Nutzung vorzusehen; d3 z.B. die Organisation
der Fußgängererschließung usw.
Eine auf diese Weise ausgefüllte Zwicky-Box kann prin-
zipiell alle alternativen Lösungsmöglichkeiten enthalten,
indem alle denkbaren Verbindungen ("Lauflinien") her-
gestellt werden. Jede Lauflinie würde dann eine Alter-
native beschreiben. Bei z.B. sechs d-Variablen (d -
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Lösung II — —-
nach H.RITTEL (SEMINAR SS 1969) a.a.0.
d6), deren Entscheidungsmöglichkeiten bis auf jeweils
fünf aufgeteilt sind (Abb. 4), ergeben sich 5 6-1 =
15.625 Alternativen als die Summe aller überhaupt
möglichen Lauflinien. Die Aussagen der einzelnen Va-
riablen sind jedoch nicht alle untereinander "verträg-
lich", so wäre beispielsweise eine Kombination: "Kin-
dergarten ja, Fußgängererschließung nein" (1.2, 3. 1)
wahrscheinlich sinnlos. Um die Lösungsmannigfaltigkeit
von vornherein auf ein übersichtliches Maß einzuschrän-
ken, wird versucht, logische "constraints'" zu finden.
Die Aussage "wenn 1.2, dann nicht 3.1" (1.21 3.1)
stellt eine explizite Wertung dar, denn es wäre
ja technisch durchaus denkbar, einen Kindergarten ohne
Fußgängererschließung (mit Fahrverkehr) auf dem Ge-
lände vorzusehen. Dies erscheint dem Bewerter jedoch
nicht sinnvoll. Logische constraints (Bedingungen,
Zwänge) sind keine "Sachzwänge', sondern individuelle
Soll-Setzungen, die mit Hilfe der Zwicky-Box kommu-
nizierbar, intersubijektiv mitteilbar, gemacht werden
sollen.
Das Prinzip des systematischen Zweifels:
Eine weitere Möglichkeit, innerhalb des Objektmodells
Lösungsmannigfaltigkeit zu erzeugen, stellt das "Prinzip
des systematischen Zweifels" dar. Es besteht im wesent-
lichen in der Beschreibung des Problems in kurzen Sät-
zen, durch deren Umkehrung (Zweifel) eine Vielzahl von
Strategien aufgezeigt wird (63).
Rittel berichtet von einem Beispiel in Oakland: Dort
wurde versucht, mit Hilfe des systematischen Zweifels
das Problem der Abfallbeseitigung zu lösen, das durch
Dauerparker verursacht wurde. Mit der Negierung der
Beschreibung des Problems (kurze Sätze) werden zugleich
verschiedene Lösungstypen angedeutet:
BESCHREIBUNG NEGIERUNG LÖSUNGSTYP
1) Es gibt Abfall in den Es gibt ihn nicht .
Straßen.
2) Es gibt Dauerparker. Es gibt sie nicht.
3) Abfall sammelt sich Er tut es nicht.
unter Dauerparkern ,
1) Straßenfeger können Ab- Sie können es.
fall unter Dauerparkern
nicht beseitigen.
5) Wind treibt Abfall unter Er tut es nicht.
Dauerparker.
6) Es sollte kein Abfall auf Es g80ll doch.
den Straßen sein.

















Das Situationsbild So kann in der Aussagelogik durch
So = (1) A (2) A (3) A (4) A (5) A (6)a (7) ... ausgedrückt
werden und die Negierung von Sy als : S1 : (Dv(2)v
(3)v... (7) ... (A = und, v = oder, (1) = nicht (1).
Die verschiedenen Strategien (Lösungstypen) lassen sich
natürlich kombinieren.
1.3 Das Modell des Bewertungssystems - P-Box
Rittel und Musso weisen darauf hin, daß es kein allge-
meingültiges normatives Bewertungssystem geben könne.
Qualität, Wert, Performance und Nutzen werden synonym
für "Güte" verwendet. Aussagen über die "Güte" eines
Objektes sind subjektiv: es muß angegeben werden, "...
von wem, zu welchem Zweck, über welches Objekt und
wann das Urteil gefällt worden ist" (64). Das heißt also,
daß alle Urteile aufgrund subjektiver Bewertungen situa-
tionsspezifisch gefällt werden, abhängig von P, T, O und
t (Person, Zweck, Ort und Zeit).
Eine Liste repräsentiert die von den verschiedenen Teil-
nehmern an dem Bewertungsverfahren aufgestellten Beur-
teilungsaspekte zur Bewertung alternativer Lösungen
(Reduktion von Varietät). Jeder Bewerter muß explizit
angeben, was er für "angemessen" hält, er muß seine
Urteile intersubjektiv mitteilbar machen. Die im Hinblick
auf einen bestimmten Zweck gefällten Urteile
können spontan (off hand) oder überlegt (deliberated),
sie können Gesamt- oder Teilurteile sein.
Neben der Unfähigkeit zu und dem Mißtrauen gegen
Spontanurteile ist die "Kommunikation"der Urteilsbasis
ein entscheidender Grund zur "Deliberierung" von Ge-
samt- und Teilurteilen. Diese Kommunikation der Urteils-
basis nennt Rittel "Objektifizierung". Damit ist die
intersubjektive Mitteilbarkeit von individuellen Urteilen
gemeint, und zwar jeweils im Hinblick auf eine bestimmte
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Teilnehmer- oder Bezugsgruppe, während "Objektivie-
ren" die Abstraktion von einer Bezugsgruppe, also die
absolute Aussagegültigkeit für alle Individuen bedeuten
würde.
"A hat seine Urteilsbasis erfolgreich gegenüber B objek-
tifiziert, wenn B zu dem Urteil von A kommen kann,
ohne es notwendig zu teilen."
Um zu gültigen Teil- und Gesamturteilen zu gelangen,
müssen in einer Liste alle genannten Beurteilungsaspekte
erfaßt und die Aspekte selbst untereinander logisch un-
abhängig sein. Faktisch können sie untereinander korre-
lieren (z.B. Kosten und Raumgröße). Ferner müssen die
Urteile selbst logisch eindeutig sein. Ein Urteil wie "A
ist besser als B, aber ich entscheide mich für B, weil B
einfacher zu verwirklichen ist" ist unzulässig, weil die
"Einfachheit der Verwirklichung" selbst ein Beurteilungs
kriterium hätte sein sollen, so daß dann B besser als A
bewertet worden wäre.
1.31 Transformation von Teil- zu Gesamturteilen
Rittel/Musso führen zum "Messen der Güte" alternativer
Lösungen (p;) eine Intervallskala von +M bis -M (bei
M = 5) ein. Wenn die Lösung A den Wert -2 bekommt
und B den Wert -3, dann ist A besser als B, aber beide
sind schlecht. Die Null bedeutet weder gut noch schlecht
In Abb. 5 ist ein möglicher Urteilsbaum dargestellt.
xX1-n bzw. x] - xIk repräsentieren jeweils Beurteilungs-
aspekte (z.B. "Angemessenheit der Kosten", "Angemes-
senheit der Verkehrserschließung'") als Grundlage zur
Bewertung alternativer Lösungen. Die Beurteilungsas-
pekte werden von jedem Bewerter gewichtet (4,3 ...0p),
und zwar so, daß die Wichtungspunkte jeweils auf 100
(%) aufaddierbar sind. Z.B.: Angem. Kosten = 10 +
Angem. Gestaltung = 50 + Angem. Konstruktion = 20 =
100 ist also die Wichtung (in %) eines Teilurteils in be-
zug auf ein Gesamturteil.





X19 Xp000X, = Teilurteile
$= Funktion der Zusammenführung = 2(x.4 Xnr000X.)
= Wichtumg der Beurteilungsaspekte (in%)
nach H.,RITTEL (Seminar SS 1969)
Ein Teilurteil muß dann weiter "deliberiert" werden,
wenn die Beteiligten nicht das gleiche unter einem Be-
griff verstehen. Bezüglich der "Terminals" (Endpunkte
eines Urteilsbaumes) muß Übereinstimmung herrschen.
Die Endurteile sind immer Spontanurteile, d.h.: je
weiter die Deliberierung getrieben wird, desto mehr
Spontanurteile werden gefällt. Um die Teilurteile in ein
Gesamturteil zu überführen, bedarf es einer Funktion $
{des Zusammenführens): ® = (xj, Xx9s +. Xp).
Je nachdem welcher Einfluß einem besonders günstigen
oder besonders ungünstigen Teilurteil auf das Gesamtur-
teil zugebilligt werden soll, lassen sich verschiedene
Axiome für ® , für das Zusammenführen, unterscheiden:
1) wenn alle x; = a, dann (a, a, ...)= a, dann (+5,
+5, ...)= +45
2) $ = +5, dann und nur dann, wenn alle x; = +5
3a) # = -5, dann und nur dann, wenn alle x; = -5
3b) @# = -5, wenn irgendein x; = -5. (Beispiel: wenn
eine Lösung das Teilurteil "Angemessenheit der
Gestaltung +5", aber das Teilurteil "Ange-
messene statische Festigkeit -5" erhält, dann
ist das Gesamturteil x = -5, denn Einsturzge-
fahr geht vor Gestaltung.)
(XI, X9r «=. Xn) = (01 TAX], --- X FA My)
und für x;&gt;0.
Der Differenzialquotient muß positiv sein, denn
falls ein Urteil unter einem Aspekt verbessert
wird, kann das Gesamturteil dadurch nichtschlech-
ter werden.
Aus diesen Funktionen lassen sich verschiedene Glei-
chungen für das Gesamturteil x ableiten, je nachdem
welche (s) Axiom(e) für $ in Anspruch genommen wird
(werden).
Wenn $ die Axiome (1), (2), (3a) und (4) erfüllt, dann
Ist BR
X = Zekix;, wenn gilt, daß ‚Zot;j= 1 (bzw. 100 %) und
2443 . a=1
X=0 ist.
(x, als Gesamturteil, repräsentiert die gewichtete Summe
der Teilurteile.)
Wenn 6 die Axiome (1), (2), (3b) und (4) erfüllt, dann
ist
x =Minx; (d. h.: etwas ist so gut wie sein schlechtester
Aspekt. In diesem Fall entfällt die -Wichtung).
1.32 Transformationsfunktionen (65)
Die objektiven Eigenschaften eines Objektes (einer Lö-
sung), die über das Teilurteil abgegeben werden sollen,
".,. müssen auf einer Skala abgebildet werden können
und (ein Aktor) A muß die Abhängigkeit der Werte seiner
Güteskala von den Werten dieser Skala durch eine
Transformationsfunktion festsetzen" (66) (Abb.
6). Die "Objektifizierung" besteht darin, daß ein Urteil
in bezug auf den i-ten Teilaspekt als Funktion meßbarer
Größen ausaedrückt wird.
Gruppengütefunktion:
Die Teilnehmer an einem Planungs- und Beurteilungsver-
fahren geben ihre Urteile einzeln (jedoch nicht geheim)
ab. Diese werden dann über geeignete Regeln zu einer
Gruppenfunktion zusammengefaßt. Dabei können ver-
schiedene Präferenzen berücksichtigt werden:
(G = Gruppe, k = Gruppenmitglieder, x = Gesamturteil,
Xi.= Teilurteil)
(1) xS = x) (einer bestimmt)
(2) „S =LZx k (Durchschnittsurteil, Abstimmung)
(3) xG = "Min xk (der "Schwächste" entscheidet)
(4) xS = Min 6xi- x)2 (es wird die Lösung genommen,
auf die die Gruppe sich am besten einigen
kann).
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Iransformations£®unktionen Abb 6
S5eman. .„CNeb v4. _-Yential (Polaritätsprofil), Abb
Beispiel: Beschreibung des Begriffs
" ""Einsapkgit", (jonesomeness) anhand a
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)5 /ahderen das Gegenteil
(Mnktion muß nicht linear sein)
Oo
nach H, RILITEL (Seminar SS 1969)
Antiurteile bzw. Epigonalurteile:
Unter Anti- bzw. Epigonalurteilen sind solche zu ver-
stehen, die als Reaktion auf das Urteil eines anderen
Bewertes abgegeben werden. Ein Bewerter macht sich das
Urteil eines anderen Bewertes (z.B. seines Vorgesetzten)
zu eigen bzw. wählt immer das Gegenteil (Abb. 6 unten)
1.33 Semantisches Differential
Mit dem Ziel, Urteile über die architektonische Gestal-
tung zu objektifizieren, wurde in Berkeley das Seman-
tische Differential nach Osgood, Suci und Tannenbaum
("The Measure Ment of Meaning') auf den Bereich der
Architektur übertragen (67), und zwar auf das Problem
der "Beurteilung der Dimensionen des semantischen Rau-
mes in einer geometrischen Analogie des Bedeutungsrau-
mes" (Rittel).
In Abb. 7 ist ein "Polaritätsprofil" nach Hofstätter dar-
gestellt, das dem Osgoodschen weitgehend entspricht.
(Osgood und seine Mitarbeiter gingen allerdinas von 50
Seagensatzpaaren aus.)
Die Liste der Gegensatzpaare läßt sich auch für die Be-
urteilung von Gebäuden verwenden, wenn auch die
Termini nicht ohne weiteres übernommen werden können,
da sie im Hinblick auf Personen oder Begriffe (Einsam-
keit - lonesomeness) allegorisch verwendet werden,
während die Beurteiler bei der Bewertung architektoni-


























1 Kleim"ZZschwach3_krank4 Klar5_feige6 le r| 7 traurig
i 8 seicht }
19 gut
| 10 leise 1
| 11 frisch












24 jung | 1
80-—0-— =amerikanischeVersuchspersonen
I—0-—0= deutsche Versuchspersonen
(Skala mach 0SGO0OD, SUCI, TANNENBAUM)
nach P.R. HOFSTÄTTER, "Gruppendynamik" SS. 6h
Sinne zu verwenden.
1.34 Erfahrungen bei der Kommunikation, Wichtung
und Transformation der Beurteilungsvariablen
Beim Auflisten der Beurteilungsaspekte sollte eine u.U.
notwendige Normierung für verschiedene Begriffe ähn-
licher Bedeutung das Ergebnis einer Absprache zwischen
den Bewertern sein.
Es stellte sich heraus, daß die Beteiligten - nachdem sie
in einem ersten Rundgang die Beurteilungsaspekte "ge-
wissenhaft" gewichtet hatten - in einem zweiten Rund-
gang nicht alle durch andere Gruppenmitglieder ergänz-
ten Aspekte mit 0 (4) wichteten. Es zeigte sich, daß die
Reihenfolge ihrer eigenen Aspekte zwar (ca.)dieselbe
blieb, daß diese aber in der gesamten Wichtung der neuen
Liste weniger als 100 % ausmachten (bis zu 50 %). "Je
stabiler die Gewichtsvektoren eines Bewerters sind, um so
kleiner ist das Gewicht, das den Aspekten anderer bei-
gemessen wird (68)."
Rittel schlägt vor, die Listen der Beurteilungsaspekte und
-subaspekte über mehrere Stufen anzufertigen (Baum) und
empfiehlt, auf einer Ebene möglichst nicht mehr als 10-
12 Aspekte vorzusehen, um die Prozentverteilung über-
sichtlich zu halten. Damit ist ein allgemeines Klassifi-
zierungsproblem gegeben. Innerhalb einer Begriffshierar-
chie, wie sie in dem vorgestellten Verfahren aufgebaut
werden muß, entsteht das Problem, daß es einerseits bei
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einer Vermischung von Aspekten unmöglich ist, die
exakte Stellung innerhalb der Hierarchie zu bestimmen,
daß es andererseits aber durch den Normierungszwang
zu einer fortschreitenden Entfremdung eines Begriffs von
der ihm unterstellten subjektiven Bedeutung kommen
kann und damit zu einer "Verwässerung" des Realitäts-
kontaktes (69).
2. Kritische Betrachtungen zum Rittel-
schen Planungsmodell
2.1 Das Rittelsche Planungsmodell als "Ansatz zur
Demokratisierung des Planungsprozesses''
Der Planungsprozeß wird von Rittel durch drei "Boxen"
dargestellt, die ein context-Modell (C-Box), ein
Objekt-Modell (X2 -Box) und ein Modell des Bewertungs-
systems (P-Box) repräsentieren. Von der Formulierung
eines Planungsproblems bis zur Auswahl und Bewertung
einer Lösung (Gesamturteil x) werden zur Erzeugung und
Reduktion von Varietät verschiedene Methoden (Organi-
sationen, Untersuchungen) und Verfahren (Hilfsmittel,
Techniken) angewendet. Im Gegensatz zu Churchman,
Ackoff und Arnoff geht Rittel davon aus, daß es keine
optimale Methode, kein "bestes" Verfahren geben
könne, sondern daß die Annahme einer Methode (z.B.
ein bestimmter statistischer Untersuchungsplan zur Ab-
schätzung des Bevölkerungswachstums) und die Annahme
eines Verfahrens (z.B. eine bestimmte mathematische
Tabelle oder Formel) vielmehr auf Entscheidungen der
am Planungsprozeß Beteiligten beruhen, also nicht
"rational" ableitbar seien im Sinne einer "wertfreien"
Wissenschaft.
Da "rationales Planen" streng wissenschaftlich nicht
möglich ist (es sei z.B. an die divergierenden prognosti-
schen und demoskopischen Verfahren erinnert) und somit
der Planungsprozeß als permanenter Entscheidungsprozeß
begriffen werden muß, taucht die Frage nach den Trä-
gern dieser Entscheidungen als die zentrale Frage über-
haupt auf, denn "Planen" und "Entscheiden" bedeuten
nach Rittel ein "commitment" (eine Verpflichtung) ein-
gehen, das legitimerweise nur von denen eingegangen
werden könne, die von Planungsentscheidungen betrof-
fen sind.
Rittel versteht dieses Planungsmodell daher als Kommuni-
kationsbasis, auf der die Betroffenen und die Experten
ihre Meinungen und Entscheidungen transparent, nach-
vollziebar und einer öffentlich kritischen Argumentation
zugänglich machen.
Wenn die Betroffenen am Planungsprozeß beteiligt wer-
den, so garantieren "solche Prozeduren ... nicht bessere
Entscheidungen, aber
- sie können die Wahrscheinlichkeit verringern, daß
wichtige Faktoren übersehen werden,
- sie können helfen, die Gebiete deutlich zu machen,
auf denen der Bewerter nicht genügend informiert ist,
- sie können den Einfluß momentaner Launen und von
Vorurteilen reduzieren und
- sie können Konflikte oder Übereinstimmungen deutlich
machen" (70).
Der Wert dieser "Konflikterzeugungsmaschine" (Rittel)
ist im Selbstverständnis seiner Erfinder ein primär demo-
kratischer. Unter einer der öffentlichen Diskussion derari
zugänglich gemachten Prozedur zur Erzeugung und
X
Reduktion von Varietät können sie, der Habermas’ schen
Definition des Begriffs "Demokratie" folgend, "... die
institutionell gesicherten Formen einer allgemeinen und
öffentlichen Kommunikation verstehen, die sich mit der
praktischen Frage befaßt: wie die Menschen unter den
objektiven Bedingungen ihrer immens erweiterten Ver-
fügungsgewalt miteinander leben können und wollen"
(71).
Wenn wir also von dieser Beschreibungstiefe des vorge-
stellten Modells ausgingen, wären wir am Ziel dieser
Arbeit angelangt: Wir hätten nämlich ein Planungsmodell
ausfindig gemacht, das einen "Ansatz zur Demokratisie-
rung des Planungsprozesses" darstellt. Es gälte dann nur
noch, dieses Planungsmodell, das sich vor allen mir
bekannten dadurch auszuzeichnen scheint, daß die
Betroffenen systematisch in die Lage versetzt werden,
über Maßnahmen, mit deren Folgen sie allein leben
müssen, selbst zu bestimmen, im Rahmen des Vertiefungs-
entwurfes (Staatsgalerie Stuttgart) exemplarisch anzuwen-
den.
Wir (72) behaupten jedoch, daß das von Rittel vorgestellte
Planungsmodell keinen "Ansatz zur Demokratisierung des
Planungsprozesses" darstellt,
1) weil die "notwendige" Reproduzierbarkeit des Bewer-
tungsverfahrens der modellimmanenten Prämisse der
"Situationsgebundenheit'" widerspricht;
2) weil die Annahme naiv ist, daß die Ergebnisse des
Planungs- und Bewertungsprozesses politische Relevanz
erlangen;
3) weil von einer unzulässigen und vereinfachenden psy-
chologischen und gesellschaftlichen Konstitution der
Bewerter ausgegangen wird.
2.2 Der modellimmanente Widerspruch
In Abb. 8a ist das Modell der drei Boxen noch einmal
dargestellt. Die alternativen Lösungen p; werden nach
Maßgabe definitorisch festgesetzter Bedingungen inner-
halb des C- und -Modells als Funktion der context-
und design-Variablen erzeugt, um dann bewertet zu
werden. Jedes Urteil ist abhängig von den spezifischen
Situationen der Umwelt, unter denen es zustande kommt:
"- Jede Bewertung eines Objektes wird von einem
Bewerter zu einer bestimmten Zeit vorgenommen,
der damit einen bestimmten Zweck verfolgt.
Zwei verschiedene Bewerter können zum selben Zweck
über dasselbe Objekt zu verschiedenen Urteilen kom-
men.
Über dasselbe Objekt aber zu verschiedenen Zwecken
kann derselbe Bewerter zu verschiedenen Urteilen
kommen.
Zu verschiedenen Zeiten kann derselbe Bewerter für
dasselbe Objekt zum selben Zweck zu verschiedenen
Urteilen kommen (73). "
Jedes Urteil ist also abhängig von Person, Objekt, Zweck
und Zeit: Ya, T,O,t)- dabei ist Y das Gesamturteil des
Bewerters A zum Zweck T über das Objekt O zur Zeit t.
Das Gesamturteil x, das als Funktion der performance-
Variablen (x = f (p;)) das Gesamturteil aller Bewerter
über eine alternative Lösung darstellt, erhält einen be-
stimmten Wert auf der "Güteskala" zwischen -5 und +5.
Um entscheiden zu können, ob ein Gesamturteil als hin-
reichend gut akzeptiert werden kann oder nicht, müssen
sich die Bewerter auf einen Gütesollwert z (74)
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einigen: Es soll keine Lösung zur Ausführung empfohlen
werden, deren Güte unter der skalierten Güte dieses
Sollwertes liegt.
Wie kann nun dieser Sollwert gefunden werden? Die Be-
werter können sich angesichts der jeweiligen Schwierig-
keiten des Problems, angesichts der eingeführten Rand-
bedingungen (constraints) z.B. auf "mittelgut" (etwa+2)
oder auf "sehr gut" (etwa +5) einigen und festsetzen,
daß dieser Wert von einem möglichen Endurteil nicht
unterschritten werden darf. Oder: Die Bewerter erwählen
ein schon bestehendes Projekt als Vergleichsmaßstab.
Dieses schon ausgeführte Objekt wird dann anhand der
gewichteten Bewertungsaspekte der Beteiligten beurteilt
(z.B. mit dem Endurteil u =+2), und es wird gemeinsam
festgesetzt, ob dieser Wert als Sollwert definiert wird
(d.h.: eine Lösung x muß mindestens so gut werden wie
eine bestehende Lösung u, wie ein ähnliches Objekt)
oder ob dieser Wert überschritten werden soll (Sollwert
&gt; +2; d.h. : eine Lösung x muß besser werden als eine
bestehende Lösung u, besser als ein ähnliches Objekt).
Es ist sehr unwahrscheinlich, daß beim "ersten Durch-
gang" der Erzeugung und Reduktion von Varietät ein
Endurteil x gewonnen wird, das genau dem Sollwert z
entspricht. Wenn also der Fall eintritt, daß x&lt;z ist
{z.B. +1 statt +2), müssen die definitorisch festgesetzten
Bedingungen (constraints) der C-Box verändert werden,
um eine bessere Lösung zu garantieren. Zunächst einge-







OÖ 0 © (manivulierbar)
Oö = Contwxt-Modell, predictor- (Voraussage-)Modell
c;= Contextvariable als inputs des Objekt-Modells
= Objektmodell (2.B. Zwicky-Box, "System, Zweifel")
dj= Designvariable als inputs des Objektmodells
pi= Performance- (Bewertungs-)Variable :
P3= f(01,02, e40Cni d1r dp, «oodau)
Performance-Modell (evaluater)
Modell des Bewertungssystems
X = Endurteil als Stellgröße : x= £f(m)
a = Sollwert
[cin
= PP © jaSi » (x)
4:
FA (manipulierbar)
nach H.RITTEL (Seminar SS 1969)
Beispiel: Angenommen, keine alternative Lösung für eine
gewünschte intensive Nutzung des innerstädtischen
Geländes der Staatsgalerie Stuttgart würde unter der Be-
dingung, daß der Ausnutzung des Geländes eine Geschoß-
flächenzahl von GFZmax = 1,0 zugrunde gelegt wurde,
ein höheres Gesamturteil als x =+1 erreichen. Der Soll-
wert sei aber aufgrund von Beurteilungen ähnlicher Pro-
jekte auf z = +2 als nicht zu unterschreiten festgelegt.
Wenn man nun die Bedingung GFZmax = 1,0 aufhebt bzw.
als neuen constraint GFZ’max = 2,0 festlegt, dann lassen
sich im Objektmodell £ eine Reihe never Alternativen
entwickeln, von denen angenommen und über das Bewer-
tungsverfahren nachgewiesen werden kann, daß die beste
der neuen Alternativen den Sollwert z = +2 erreicht.
Sollte dies nicht der Fall sein, indem z.B. die neue Lö-
sung nur den Wert x’ = 1,5 erhält, muß entweder der
Sollwert z herabgesetzt oder aber andere Randbedingungen
aufgehoben werden. Z.B.: Die zunächst als "beizubehal-
ten" definierte Verkehrserschließung des Geländes wird
zum Gegenstand des Entwurfes, wird manipulierbar ge-
macht.
So mag es noch andere, zunächst als nicht veränderbar
definierte constraints geben, die aufgehoben werden, bis
ein Gesamturteil x = z = +2 erreicht wird (Abb. 8b).
Um sich in der beschriebenen Weise einem gewünschten
Sollwert (über mehrere "Durchgänge") zu nähern, muß
natürlich gewährleistet sein, daß jedem Durchgang das-
selbe Beurteilungsverfahren und eine gleichbleibende
Wichtung der Beurteilungsaspekte (also auch stabile
"Transformationsfunktionen") zugrunde liegen; andern-
falls wäre es unmöglich, eine Verbesserung bzw. Ver-
schlechterung neuer Lösungen zu messen, also Lösungen
(Endurteile x, x’, x”’ ... x") vergleichbar zu machen
Dieses Vergleichbarmachen ist jedoch aufgrund der von
den Verfassern des Modells eingeführten Bedingungen un-
zulässig:
Die Signifikanz des Bewertungsverfahrens liegt in der
betonten Abhängigkeit von Person, Zweck, Ort und Zeit
(P, T, O, t); und gerade diese Prämisse der "Situations-
spezifität" zeichnet dieses Verfahren vor den uns bekann-
ten Bewertungsverfahren des Operations Research aus
(75). Bei der oben dargestellten Optimierung unterschied-
licher Gesamturteile mit Hilfe jeweils definitorisch ver-
änderter constraints zugunsten erweiterter Manipulations-
möglichkeiten im Objekt-Modell (@ -Box) sind jedoch
die Bedingungen "gleiche Zeit" (+) und "gleicher Zweck"
(T) nicht gewährleistet.
Die nach dem ersten Durchgang veränderte Zeit und der
möglicherweise veränderte Zweck der Bewertung verun-
möglichen die Konstanz und Relevanz sowohl der Wich-
tung der Beurteilungsaspekte als auch die Art der Güte-
funktionen und somit die Vergleichbarkeit von Endurtei-
len. Das Bewertungsverfahren ist also nach Maßgabe der
Bedingungen (P, T, O, t) weder fortschreibbar noch repro-
duzierbar. Die Abhängigkeit der Ergebnisse des Bewer-
tungsverfahrens von (P,T,O,t) "... bringt es mit sich,
daß der inhaltliche Bereich der Ergebnisse durch kommen-
surable, empirische Analogien nicht überprüfbar ist,
anders ausgedrückt: die Bewertung selbst, das Werturteil,
gilt nur für den Spezialfall, für den sie aufgestellt wurde"
Wird das Bewertungsverfahren jedoch als reproduzierbar
verstanden, so muß die Fortschreibung des Verfahrens
„wanasläufig zur "Aufweichung" des über die situations-
ARCH+3 (1970) H. 9
spezifische Abhängigkeit des Verfahrens explizit gefor-
derten Realitätskontaktes führen.
In diesem Fall kann das gesamte Planungsmodell von dem
Realitätsbezug abgeschnitten werden und auf einer
neuen Ebene der Eigengesetzlichkeit angesiedelt werden:
vor allem dann, wenn der Sollwert für das Gesamturteil
definitorisch als constraint in das context-Modell ein-
geführt würde.
Denn es macht prinzipiell keinen Unterschied, ob die
Abhängigkeit des Bewertungsverfahrens von Zeit und
Zweck durch die definitorische Einführung des Soll-
wertes als "Hauptconstraint", als programmatische
Bedingung, aufgehoben wird oder dies "nur" durch
die jeweils erweiterte Manipulationsmöglichkeiten im
Objekt-Modell (2) aufgrund veränderter constraints
(context-Variable).
Die Bewerter, die von der Planung betroffenen Indivi-
duen, geben also zu einer bestimmten Zeit zu einem
bestimmten Zweck ein Urteil über ein bestimmtes Objekt
ab. Danach haben sie jedoch keinen Einfluß mehr auf
das Optimierungsverfahren, denn eine Änderung ihrer
Bewertungszwecke, zumal zu einem späteren Zeitpunkt,
würde die Vergleichbarkeit alternativer Endurteile hin-
sichtlich eines bestimmten Sollwertes - also die Opara-
bilität des gesamten Verfahrens - zunichte machen.
Selbst wenn wir davon ausgehen könnten, daß die "Ver-
zerrungen" der abgegebenen (deliberierten) Urteile
aufgrund veränderter Zeit und neuer Zwecke durch ein
geeignetes Umrechnungsverfahren eliminiert werden
könnten, bleiben noch Zweifel an der Oparabilität des
Verfahrens: und zwar hinsichtlich der politischen Rele-
vanz der Ergebnisse des Planungs- und Bewertungspro-
zesses.
2.3 Zweifel an der politischen Relevanz der "Konflikt-
erzeugungsmaschine"
Bei einem Gruppenurteil wird die Schwierigkeit deutlich,
daß nämlich alle Gruppenmitglieder "... denselben
Zweck im Auge haben und nicht andere oder Nebenziele
verfolgen, die nicht offiziell zur Debatte stehen. Ein
Vorteil des hier behandelten Verfahrens ist es aber ge-
rade, daß diese Nebenziele entweder explizit gemacht
werden oder aber weniger leicht mitspielen" (77).
Das Planungs- und Bewertungsmodell garantiert keine
besseren Entscheidungen; es sollen vielmehr "Konflikte
und Übereinstimmungen" deutlich gemacht werden. Jeder
Bewerter wird veranlaßt, seine "Urteilsbasis zu objek-
tifizieren" (Rittel) und seine Werte in eine "Transfor-
mationsfunktion" zu übertragen. Wie in Abb. 6 unten
dargestellt, kann die Funktion auch die "Abhängigkeit
von der Güteskala eines anderen Bewerters ausdrücken:
Yi(A1) 5 F (A2))"-
Dieser Prozeß der ‘Deliberierung von Urteilen spiegelt
die bestehenden Verhältnisse naturgetreu wider, sofern
sowohl diejenigen, die von den Planungsentscheidungen
betroffen sind als auch die, die traditionell die Rolle
der "decision makers" spielen (z.B. Unternehmensfüh-
rung) bereit sind, ihre Urteilsbasis zu objektifizieren.
Andernfalls können sie es ablehnen, an dem Beurteilungs-
prozeß teilzunehmen. Letzteres wäre der Publicity eines
Politikers oder einer industriellen "Führungskraft" mög-
licherweise abträglich. So besteht also ein sanfter Druck
zum Mitmachen, und sei es nur formal
Wie aber sollen Beurteiler, vor allem die Repräsentanten
der bestehenden machtpolitischen Verhältnisse, veranlaßt
werden,
1) ihre "wahren" Absichten zu "deliberieren" und
2) das Endurteil als verbindlich anzuerkennen?
Zu 1): Wenn es auch für die Entscheider taktisch sinnvoll
erscheinen mag, an einem Beurteilungsverfahren teilzu-
nehmen, so brauchen sie dennoch nicht ihre "wahren"
Interessen offenzulegen. Sie können sich z.B. in gleichem
Maße dem Urteil ihrer Untergebenen anschließen, wie
diese dies umgekehrt zu tun (nach Rittel) eher bereit zu
sein scheinen. Wenn ein Endurteil einen zwingenden
Einfluß auf die Entscheidung der "Führer" ausüben
würde, dann könnte eine gerechtere Stimm- und Einfluß-
verteilung tatsächlich ermöglicht werden.
Zu 2): Aber von Rittel und Musso wird ausdrücklich be-
tont, daß dies Verfahren keine besseren Entscheidungen
garantiere. Ein deliberiertes Endurteil kann lediglich als
Empfehlung für die Entscheider verstanden werden. Aber
dieser Empfehlung brauchen sie noch nicht einmal formal
oder zur Legitimation des eigenen Verhaltens nachzu-
kommen:
Denn die Situation, unter der das Endurteil zustande ge-
kommen ist, also gebunden an Person, Zweck, Objekt
und Zeit, kann zum Zeitpunkt der Entscheidung durchaus
eine andere sein, auf die der Entscheidende "reagieren"
muß. Er kann also jede Entscheidung legitimieren mit
dem Hinweis auf die veränderte Zeit und einen neuen
Zweck, d.h. unter Hinweis auf die explizit geforderte
Situationsgebundenheit des Verfahrens; und es wäre dann
wahrscheinlich sehr optimistisch anzunehmen, daß er
einer Empfehlung entspricht, die mit seinen Interessen
nicht übereinstimmt.
Rittel betont, daß grundsätzlich von der Gutwilligkeit
der Bewerter auszugehen sei. Als Anreißer für eine aus-
führlichere Diskussion sei polemisch spekuliert, daß es
sich dabei wahrscheinlich um die Gutwilligkeit derer
handelt, die dazu neigen, ihre Beteiligung am Planungs-
und Bewertungsprozeß gemessen an ihrer traditionellen
Unmündigkeit als politisch relevante Einflußnahme miß-
zuverstehen.
2.4 Zur psychologischen Konstitution der Bewerter
"Den Zweck einer Bewertung zu identifizieren kann sehr
schwierig sein, denn jeder Zweck kann als Mittel für
einen höheren Zweck angesehen werden. Wir haben aber
angenommen, daß jeder Bewerter den Zweck, den er mit
seiner Beurteilung verfolgt, beschreiben kann (78)." Ob
er dies wirklich kann, muß indessen bezweifelt werden.
Der Zweck, den ein Bewerter verfolgt, hängt von seinen
Zielvorstellungen oder Bedürfnissen ab. Selbst wenn er
seine Bedürfnisse artikulieren kann, darf nicht von der
Konstanz dieser Bedürfnisse ausgegangen werden; denn
einmal können diese Bedürfnisse in der Art wie in Teil A
unter Punkt 1.5 dargestellt, manipuliert werden - der
Beschreibung seines Zweckes müßte also zunächst eine
Bewußtwerdung dieser Manipulation vorausgehen. Zum
anderen bedeutet die Beschreibung eines Zwecks eine
Fixierung, die als Grundlage des Bewertungsverfahrens
über einen längeren Zeitraum gültig bleiben muß, obwohl
Rittel und Musso voraussetzen, daß der Zweck einer Be-
wertung desselben Objektes zu verschiedenen Zeiten
unterschiedlich sein kann. Mit der Fähigkeit, seinen
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Zweck zu beschreiben, scheint aber vielmehr die Fähig-
keit gemeint zu sein, sich für längere Zeit auf einen
Zweck festzulegen.
"Wenn das Wichten der Aspekte nach einiger Zeit (zwei
bis drei Wochen) wiederholt wird, korrelieren die beiden
Gewichtsvektoren positiv, d.h. die Gewichte sind mehr
oder weniger stabil, sie sind keine zufälligen Produkte
(78).."
Es muß noch der Nachweis erbracht werden, ob die Kon-
frontation mit einmal (schriftlich) fixierten Zwecken,
und seien sie von den Bewertern auch mit großem Vorbe-
halt und mit dem Hinweis auf Zufälligkeit abgegeben
worden, keinen Einfluß auf die Bestätigung der einmal
abgegebenen Erklärung habe‘.
2.5 Zusammenfassung
|. Rittel unterstellt einen neuen Wissenschaftsbegriff,
in dem der "Entscheidungsvorgang selbst zum wissen-
schaftlichen Objekt (wird)". Die neue Handlungswis-
senschaft kann weder wertfrei begriffen werden noch
Sachzwänge zur Legitimation von Entscheidungen heran-
ziehen. Vor diesem Hintergrund wird die explizit ge-
forderte Situationsgebundenheit des Rittel/Mussoschen
Bewertungsverfahrens verständlich. Wenn die Bewertung
jedoch nur für den Spezialfall gilt, kann das Bewertungs-
verfahren nur (und dort wahrscheinlich sehr effektiv) zu
analytisch-empirischen Zwecken, zur Beschreibung ge-
sellschaftlicher Ist-Zustände, eingesetzt werden.
Die inhaltliche Aussage ist hingegen nicht reproduzier-
bar; sie ist nach mehreren Durchgängen des Verfahrens
aufgrund der Bedingungen "gleicher Zweck" und "gleiche
Zeit" nicht mehr vergleichbar .
"Anders ist es im formalen Bereich: Die Technik des
Bewertens kann in einen empirischen Prozeß tradiert
werden. Sie wird damit, subjektiv zwingenderweise, zum
eigentlichen Bereich der Wissenschaftlichkeit. ” Wissen-
schaftlichkeit”’ kann nach diesem Verständnis nur sein,
was den Kriterien messender Überprüfung und experi-
menteller Reproduzierbarkeit genüge leistet (79). "
Es muß einer weiterführenden Diskussion mit den Autoren
des vorgestellten Planungsmodells vorbehalten bleiben,
diesen von uns unterstellten Antagonismus in dem wis-
senschaftlichen Selbstverständnis, das dem Verfahren
zugrunde liegt, aufzuheben.
IL. Rittel und Musso bleiben ferner den Nachweis schul-
dig, daß die Ergebnisse der Planungs- und Bewertungs-
prozesse, die Deliberierung der Urteile, die Objektifi-
zierung der Urteilsbasis politische Relevanz erlangen
können: Ein Entscheider wird nicht veranlaßt, seine Ent-
scheidungen gemäß den Ergebnissen des Bewertungsver-
fahrens zu treffen. Mit dem Hinweis auf die veränderte
Situation zum Zeitpunkt der Entscheidung läßt sich jede
dezisionistische Maßnahme leagitimieren.
Wenn ein "demokratisches" Planungsverfahren keinen
zwingenden Einfluß auf die Entscheidung hat, dann ist
es wahrscheinlich, daß die decision makers entweder
zu eindimensionalen Entscheidungsverfahren greifen, die
ihrem Zweck leichter fügbar gemacht werden können,
oder, wenn sie nicht das Machtmonopol haben, dies
autoritär durchzusetzen, dann ist es wahrscheinlich, daß
sie sich dem "Deliberierungsprozeß"formal unterwerfen,
um mit dem Hinweis auf die Situationsgebundenheit der
“Zwischen-)Ergebnisse des Verfahrens erst recht ihre In-
tentionen unhinterfragt durchzusetzen!
Das Deliberierungsspiel mit den Verplanten pervertiert
zum Instrument der Manipulation, das eingesetzt wird,
um emanzipatorische Forderungen zu domestizieren, die
aus dem Bewußtsein der Ohnmacht gegenüber den Herr-
schenden Gewalten freigesetzt werden könnten.
III. Eine präventive Domestizierung möglicher emanzi-
patorischer Forderungen der Individuen kann um so leich-
ter gelingen, je selbstverständlicher angebotene Beur-
teilungs- und Bewertungsverfahren eine Rationalisierung
individueller Urteile ermöglichen. Eine solche "Rationa-
lisierung" hilft, Unlust zu vermeiden, der wir unter den
herrschenden Verhältnissen zwangsläufig ausgesetzt wären,
wenn wir kollektive Vorurteile zur Legitimation des
eigenen Verhaltens als solche zu entlarven versuchten.
Die angebotene Rationalisierung des eigenen Verhaltens,
wie sie in der verfahrenstechnischen Art der Deliberierung
und Quantifizierung individueller Urteile sichtbar wird,
läßt sich an Mitscherlichs Analyse der Pseudologik,
mit der Vorurteile sich begründen, verdeutlichen (80):
"Die Pseudologik arbeitet im Dienst des Arrangements
jener Gruppen, denen die herrschenden Verhältnisse be-
vorzugte Erfüllung ihrer Triebwünsche garantieren. Die
Manipulierung der Vorurteile soll sie gegen Einsprüche
sichern, die von benachteiligten Mitspielern kommen
könnten. Da dieser Vorgang der Manipulierung weittiefer
als die bewußte Rechenschaft reicht, kann man nicht von
Taktik sprechen, sondern eher von Dynamik, die wie ein
’ roter Faden’ die geschichtlichen Ereignisse durchzieht."
Mit dem oben dargestellten Verfahren kann den Mitspie-
lern möglicherweise suggeriert werden, autonome oder
doch zumindest "gleichberechtigte" Partner im Planungs-
prozeß zu sein. Ihr kritisches Bewußtsein läuft mit diesem
Angebot der Rechtfertigung des eigenen Verhaltens Ge-
fahr, vollends auf der Strecke zu bleiben: Die gesell-
schaftlichen Abhängigkeiten, die über die Deliberierung
individueller Urteile explizit aufgedeckt zu seinscheinen
werden als normative Grenzen kollektiver und damit auch
individueller Fähigkeiten und Möglichkeiten anerkannt.
So wird beispielsweise die Anpassung an das Urteil anderer
(Epigonal- bzw. Antiurteile) - oder allgemeiner: über-
haupt die Teilnahme am Deliberierungsprozeß - von den
Autoren des Bewertungsverfahrens als getreuliches Abbild
realer Tatbestände legitimiert und damit dem Epigonen
die Rechtfertigung des eigenen Verhaltens geliefert. In
dieser Weise werden Vorurteile als Richtschnur des eigener
Verhaltens angeboten.
"Sie (die Vorurteile) stützen das Ich in seiner Aufgabe,
Lust zu sichern und Unlust zu vermeiden. Auf eine fatale
Weise stärken sie das Selbstgefühl, ohne dabei das Ich
zu stärken. Das Ich vollbringt etwas, wozu es fähig ist -
nämlich zu denken -, aber dies geschieht nicht in irgend-
einer Sache, sondern im Auftrag unbewußt bleibender
Motivationen und mit sozusagen "voragekauter" kollektiver
Tarnsprache . "'
"Das wird um so leichter geschehen, je selbstverständli-
cher sich Vorurteile unserem Bewußtsein präsentieren;
und das wird immer dann der Fall sein, wenn sie eine
breite kollektive Verbreitung genießen und mit gebilligten
Affekten gegen gebilligte Objekte verschmelzen "
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"Trotzdem bleibt die Chance bestehen, der bewußten
oder unbewußten Verführung zu entkommen. Sie liegt
in der Entfaltung der kritischen Ichfähigkeiten und ihrer
konsistenten Organisierung. Denn sie ist das einzige
Mittel, jene Tabubereiche aufzuspüren, in denen die
Pseudologik die Tatbestände verschleiert. Es gilt, jene
Stelle aufzufinden, an denen der Nabelstrang der Inte-
ressen in die gleichsam schattenlose Welt der Konformi-
tät einmündet. Die Kunst, Vorurteilslogik an echter zu
messen, kann aber am erfolgreichsten in der Beobachtung
des eigenen Verhaltens geübt werden. Dies wiederum
setzt voraus, daß die Gesellschaft lehrt, wie man Iden-
tifizierung aufgibt, wann und welche, und wie man durch
sie hindurchgeht, um in Nietzsches Formulierung ein
” allgemeines gerechtes Auge’ zu werden.
Anmerkungen zu Einführung (Feldtkeller)
1) "Der ökonomische Surplus ist, auf die kürzeste
Formel gebracht, der Unterschied zwischen dem,
was eine Gesellschaft produziert und den Produkt-
kosten." P.A. Baran und P.M. Sweezy, Monopol-
kapital, S. 19 u. 3753, 1967
Baran/Sweezy verwenden den Begriff des Surplus im
Gegensatz zum Begriff des Mehrwertes, "... da
letzterer vermutlich von den meisten, die mit der
marxistischen Wirtschaftstheorie vertraut sind, mit
der Summe aus Profiten + Zins + Grundrente gleich-
gesetzt wird. Natürlich hat Marx - in vereinzelten
Stellen des Kapitals und der Theorien über
Mehrwert - gezeigt, daß der Mehrwert noch mehr
umschließt, z.B. die Einkünfte des Staates und der
Kirche, die Kosten, die bei der Umwandlung der
Ware in Geld entstehen, und die Löhne’ der unpro-
duktiven Arbeiter. Im allgemeinen jedoch hat er
diese Faktoren als zweitrangig behandelt und sie
seinem grundlegenden theoretischen Schema ausge-
schlossen."
s. Baran/Sweezy, a.a.O., S. 69
ebenda, S. 212 ff.
s. Bogard, The Role of Large-Scale Enterprise in
the Creation of Better Environment, s. auch Lessing,
L., Systems Engineering invades the City, 1968
(5) s. Haar, C.M., The Social Control of Urban Space,
1963
"7)
Anmerkungen zu Teil A, Bund C
(1) J. Habermas, Technik und Wissenschaft als Ideolo-
gie, 1968, S. 62/63
(2) H. Rittel (Seminarprotokoll vom SS 69)
(3) s. dazu: G. Best, Method and Intention in Architec-
tural Design, aus: Referate zum Thema Planungs-
theorie, (Joedicke) Heinle, Church, Dehlinger,
Stufenweise Optimierung, ARCH+ 1968,
C. Feldtkeller, Zur Theorie der Praxis, ARCH+,
Heft 7, 1969
H. Rittel, Zur wissenschaftlichen und politischen
Bedeutung der Entscheidungstheorie, in: Forschungs-
planung, 1966, S. 117
(5) W. Abendroth, Antagonistische Gesellschaft, 1967,
S. 463
(6) Schnelle, Organisationslexikon, 1968
(7) R.E. Vente, Planung wozu, 1969
(8) Dietze, Die Bewertung von Alternativen im Prozeß
der städtebaulichen Planung, 19697
(9) J. Habermas, Theorie und Praxis, 1964, S. 241
(10) ebenda, S. 245 (als Kritik an Popper)
(11) aus: Referate zum Thema Planungstheorie II, S. 27
(12) H. Rittel, a.a.O., S. 113/114
(13) C. Feldtkeller, a.a.O.
(14) Churchman, Ackoff, Arnoff, Operations Research,
1961, SS: 22 u. 545
(15) J. Habermas, Verwissenschaftlichte Politik und öf-
fentliche Meinung, in: Technik und..., a.a.O.
(16) S. Maser, Systemtheorie - über die Darstellung
wissenschaftlicher Erkenntnis, ARCH+ 1, Heft 2 1968
(17) S. Maser, Wissenschaftstheoretische Grundlagen der
Kybernetik, 1968
(18)C.W. Churchman, a-a.O., 5.66
(19) H.P. Barth, H. Krauch, H. Rittel, Die Technik der
wissenschaftlichen Arbeit in Gruppen (liegt als
Fotokopie vor; genaue Quelle muß noch aufgespürt
werden)
(20) J. Habermas, Technik und Wissenschaft als Ideologie,
a.0.0., 8:81
(21) J. Habermas, Technik..., a.a.0., 5. 82
(22) A. Rapoport, Das Klasseninteresse der Intellektuel-
len und der Machtelite, in: Aggression und Anpas-
sung in der Industriegesellschaft, 1969, S. 35
(23) J. Habermas, Verwissenschaftlichte Politik ...,
a:0.0., 5. 129
(24) C. Offe, Sachzwang und Entscheidungszwang,
Stadtbauwelt 23, 1969
(25) J. Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit
1965, 5:-213
(26) Göderitz, zitiert nach H. Berndt, Das Gesell-
schaftsbild bei Stadtplanern
(27) J. Habermas, Strukturwandel..., a.a.O., S. 220
(28) P. Teigeler, Verständlichkeit und Wirksamkeit von
Sprache und Text, 1967 (Sekundärsender sind z.B.
Sportler oder Filmschauspieler, deren Verhalten und
Meinung vom Konsumenten als vorbildlich begriffen
werden)
(29) M. Bense, Wechselwirkung zwischen Sprache und
Kulturprozeß, in: Haseloff (Hrsg.), Kommunikation,
19697, 5. 98
(30) O.W. Haseloff, a:a.O., S. 151 vu. 183
131) K. Horn, Über den Zusammenhang zwischen Angst
und politischer Apathie, in: Aggression und Anpas-
SUNg- .., 0,a.0.,
s. auch S. Freud, Massenpsychologie und Ich-Ana-
Iyse, (Fischer-V.), 1967
A. Mitscherlich, Aggression und Anpassung, a.a.O
S.. 109 f.
Passive Anpassung entspricht der bloßen Akkommo-
dation; während "Assimilation ... uns (zwingt)...,
mit unseren eigenen Kräften neu zu disponieren;
äußere Realität wird in der Auseinandersetzung mit
der inneren ’verdaut’, verändert. Aktive Anpas-
sung nennen wird das, weil wir die äußeren Objekte
auch uns anpassen. "
(33) H. Marcuse, Aggressivität in der gegenwärtigen
Industriegesellschaft, in: Aggression und..., a.a.
O:, SS:
(34) A. Mitscherlich, Die Unwirtlichkeit unserer Städte,
1965
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(35) A. Lorenzer, Städtebau: Funktionalismus und So-
zialmontage?, in: Architektur als Ideologie, a.a.
O., 5.79
(36) H. Marcuse, Aggressivität...", a.a.O., S. 13
(37) K. Horn, über den Zusammenhang. ..'", a.a.O.,
5. 77
(38) H. Marcuse, Der eindimensionale Mensch, zitiert
nach Habermas, Technik und... Ideologie, a.a.©
(39) J. Habermas, Technischer Fortschritt und soziale
Lebenswelt, in: Technik..., a.a.0O., S. 113
(40) H. Marcuse, Versuch über die Befreiung, 1969,
S. 104
(41) Vergl. H. Schran, Planspiel-Simulation, in: Stadt-
bauwelt 9/1968 und in ARCH+ 1, Heft 4, 1968
(42) E.M. Burke, Citizen Participation Strategies, in:
AIlP-Journal, September 1968
(43) s. auch M. Schubik, Spieltheorie und Sozialwissen-
schaften (Expert: Seminar Planungsökonamie (Schul-
te)):
"Eine Strategie ist eine Anzahl von Entscheidungen
nach einem von vornherein festgelegten Spielplan."
und
C.W. Churchman, Achoff, Arnoff, Operations
Research, a.a.0O.
"Theorie der Strategischen Spiele", S. 474
(44) H. Marcuse, Versuch über die Befreiung, a.a.O..
S. 125
(45) P. Davidoff, Advocacy and Pluralism in Planning,
AIlP-Journal, November 1965
(46) Lisa R. Peattie, Reflections on Advocacy Planning,
in: AIP- Journal, März 1968
(47) H.H. Hyman, Planning with Citizens: Two Styles,
in: AIP-Journal, März 1969
(48) nach einem Bericht von Rittel während seines Kurz-
Seminars im SS 1969 an der Universität Stuttgart
(49) K. Pfromm, Advozierende Planung, Versuch zur
Stadtplanungstheorie, in: ARCH+ 2 (1969) H. 8
(50) R.E. Vente, Planung wozu?, a.a.O., S. 85
s. auch N. J. Lenort, Strukturforschung und Ge-
meindeplanung, 1960 (Expert UlA-Gruppe): "Das
Planungsziel soll aus der Verfassung und den den
politischen Parteien gemeinsamen Vorstellungen (!)
abgeleitet werden."
{51) Alle im folgenden auftretenden Zitate ohne Quel-
lenangabe beziehen sich auf meine wörtlichen
Mitschriften seines Seminars
(52) H. Rittel, Instrumentelles..., a.a.O., S. 22
(53) ebenda, S. 23
(54) ebenda, S. 20
/55) vergl. auch G. Best, Method and Intention in
Architectural Design (ausführliche Beschreibung des
Vorgangs der Erzeugung und Reduktion von Varietät),
in: Referate zum Thema Planungstheorie (Joedicke),
auch Heinle, Church, Dehlinger, Stufenweise
Optimierung, a.a.O.
"56) Die Beschreibung stützt sich vor allem auf:
das von Rittel im SS 69 an der Uni Stuttgart veran-
staltetes Kurzseminar (eigenes Protokoll),
auf ein von Rittel und A. Musso verfaßtes Papier,
Über das Messen der Güte von Gebäuden,
auf eine Darstellung von Dietze (Messen der ’ per-
formance von Gebäuden’),
nach einem Protokoll des im WS 68/69 von Musso
gehaltenen Seminars sowie
auf die beiden Aufsätze von Rittel (Instrumentelles
Wissen in der Politik und, Zur wissenschaftlichen
und politischen Bedeutung der Entscheidungstheorie
a.a.0.)
(57) H. Rittel, A. Musso, Über das Messen der Güte von
Gebäuden, a.a.0O., S. 3
(58) s. dazu K. Mellenrowicz, Planung und Plankosten-
rechnung (Exerpt: UIA-Gruppe). Eine Trendanalyse
ist nach Mellerowiez durch drei Schritte gekenn-
zeichnet:
a) Aufzeichnen von statistischen Informationen,
b) Einzeichnen einer Mittelwertkurve, so daß die
Beobachtungswerte halbiert werden,
c) Abweichungen über und unter der Trendlinie wer-
den ausgedrückt als positive oder negative Pro-
zentabweichungen vom Trend
(59) zum Begriff "Entscheidungsmodell" s. Vente, a.a.
Or, SS. 71
(60) s. auch Churchman, Achoff, Arnoff, Die Theorie
der strategischen Spiele, in: Operations Research.
a.a.O., S. 481 ff.
(61) F. Zwicky, Entdecken, Erfinden, Forschen, 1966
(62) ebenda, S. 124
(63) 5. dazu auch Zwicky, a.a.O., S. 175f., Die
Methode der Negation und Konstruktion
(64) Rittel/Musso, a.a.O., S. 2
(65) s. dazu auch, Wertungsmethoden in der Systemtech-
nik (Referate zum Thema Planungstheorie Il, Joedicke)
dort vor allem "Nutzwertfunktionen" nach H.H.
Koelle, "Langfristige Planung und Nutzwertanalyse"',
1967
(66) Rittel/Musso, a.a.0., S. 6
(67) s. auch P.R. Hofstätter entwickelte "Polaritätspro-
file", um den unterschiedlichen Bedeutungsinhalt
von z.B. englischen und deutschen Begriffen (wie
"Einsamkeit" und "Ilonesomeness'") anhand von 24
Begriffspaaren zu messen.
P.R. Hofstätter, Gruppendynamik, 1957, S. 63 f
und, Einführung in die Sozialpsychologie, 1963,
S. 258 f. (dort das Polaritätsprofil der Begriffe
"männlich" und "weiblich")
(68) Rittel/Musso, a.a.0O., S. 11
(69) s. B.C. Vickery, Klassifikationstheorie, in: AJ,
19691
(gekürzte Übersetzung von H. Kopp)
(70) Rittel/Musso, a.a.0., S. 18
(71) J. Habermas, Technischer Fortschritt und soziale
Lebenswelt, a.a.O., S. 113/114
(72) Die folgende-Kritik konkretisierte sich vor allem in
Diskussionen mit G. Melville. Vergl. auch dessen
Kritik des Seminars von A. Musso, Seminar Planungs-
theorie, in: ARCH+ 2 (1969) H. 6, S. 75/76
(73) Rittel/Musso, a.a.O., S. 1
(74) Diese Bezeichnung wurde von uns eingeführt; nicht
die Notwendigkeit eines Sollwertes, die von Rittel
durch die Definition des Endurteils als Stellgröße
explizit gegeben wird.
(75) S. Churchman, Achoff, Arnoff, a.a.O., S. 134-147
und B.M. Peters, Bewertung und Entscheidung, in:
ARCH+ 2 (1969) H. 6
(76) Melville, K.G., Seminar Planungstheorie, a.a.O
(77) Rittel/Musso, a.a.O., S. 7/8
(78) ebenda, S. 2
(79) Melville, K.G., a.a.0,
(80) Mitscherlich, A., Auf dem Weg zur vaterlosen Ge-
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hat mehr als einen Plan:
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PARTIZIPATION IN DER PLANUNG
Dieser Artikel ist ein Ergebnis der Gruppenarbeiten an
der Architekturfakultät der Technischen Universität Ber-
lin (siehe auch Bericht "Hochschulreform"). Er enthält
Teilaspekte einer Diplomarbeit, was der anfänglichen
Intention eines geschlossenen, gemeinsamen Arbeitser-
gebnisses widerspricht. Es ergab sich jedoch im Verlaufe
der Arbeitszeit eine Verlagerung der Schwerpunkte,
hervorgerufen durch unterschiedliche Ausbildung, nicht
ausgesprochene und ausdiskutierte Zielvorstellungen
einzelner und der allgemeinen Schwierigkeit, in einer
größeren Gruppe einen Konsensus zu finden - erschwert
durch Zeitzwang und Leistungsdruck.
Es gelang dieser Gruppe nicht, eine widerspruchsfreie
Arbeit abzugeben, was im Nachhinein von der Gruppe
nicht als Nachteil angesehen wird, da diese Umstände
ein intensiveres Erarbeiten der Teilaspekte ermöglichten
Partizipation, Teilaspekt einer Untergruppe, wird von
dieser nicht als isolierte Arbeit verstanden, da sie Ple-
numsdiskussionen wesentlich beeinflußte.
1. Wird Planung als "zweckrationales Entscheidungs-
handeln" (1) zur organisierten, koordinierten Herstellung
eines Produktes verstanden, so bedeutet Stadtplanung
Aie Produktion von Infrastruktur.
1.1 Die städtische Infrastruktur besteht dabei aus drei
Komponenten, materieller, ‚institutioneller und perso-
neller Infrastruktur und umfaßt damit nicht nur die tech-
nischen und Verkehrs-Anlagen, sondern auch Wohnungs-
bau, private und öffentliche Einrichtungen wie Läden,
Schulen und Krankenhäuser (2). Umfang und Art der
Infrastrukturbereiche werden bestimmt von dem in Stan-
dards formulierten Bedarf der Benutzer. Bestimmung und
Festlegung dieser Standards und ihrer Entwicklung ist
eine der Hauptschwierigkeiten und Aufgaben gegenwär-
tiger Stadt- und Regionalplanung. Den damit verbunde-
nen Fragen ailt dieser Beitrag.
1.2 Da Infrastruktureinrichtungen nur funktionsfähig
sind, wenn sie den Standards und deren Entwicklungen
entsprechen, die Bestimmungen der Standards und Anga-
be von Entwicklungsrichtungen und Zielen jedoch nur
durch Kooperation bzw. Interaktion zwischen Planer und
Benutzer formulierbar sind (3), übernehmen die Benutzer
eine aktive Rolle im Planungsprozeß. Selbst bei Pla-
nungsobjekten, in denen scheinbar keine Standardent-
wicklung beabsichtigt ist, stellen die Benutzer zumindest
in bezug auf die Standards die Ausführer des Projektes
dar, d.h. sie partizipieren zwangsläufig an der Planung.
Die Unterscheidung von Planungssubjekt und Planungs-
objekt, wie sie bei der Formulierung von Infrastruktur als
Produkt der Stadtplanung noch möglich scheint, wobei
die personelle Infrastruktur die Ausführung im Planungs-
subjekt übernimmt und die Benutzer Planungsobjekt sind,
ist damit nicht mehr haltbar. In der Stadtplanung fallen
Planungssubjekt und -objekt zusammen, es handelt sich
um Gesellschaftsplanung. Verweigerungen haben, da wo
sie durchgeführt wurden bzw. gelungen sind,diese Zu-
sammenhänge deutlich gemacht. Das Planungssubjekt
wurde funktionsunfähig, d.h. zwar noch fähig, einen
Plan zu erstellen, nicht aber, ihn auszuführen. Diese
unvermeidliche Partizipation der Benutzer an der Pla-
nung geschieht im Normalfall zwar mit Willen, aber
ohne Bewußtsein, die Fälle von Verweigerungen ausge:
nommen. bei denen jedoch aus dem Bewußtwerden ein
Ablehnen resultierte, d.h. keine Planung mehr stattfand.
Möglichkeiten von Partizipation mit Willen und Bewußt-
sein anzudeuten, begrenzt auf den Bereich der Standard-
formulierunagen, soll hier versucht werden.
2. Planungstypen
Es sind eine Reihe von Planungstypen unterscheidbar,
differierend in den zur Verfügung stehenden Mitteln und
Methoden sowie den angestrebten Zielen.
2.1 Produktplanung
Die Produktplanung hat Entwurf und Herstellung von
Gegenständen zum Ziel. Sie arbeitet mit technisch-in-
strumentellen Mitteln, die in eindeutiger Relation zum
Ziel stehen. Sie ist demnach in dem Denkschema der
Zweckmittelrelationen konzipiert.
2.2 Infrastrukturplanung
Die Infrastrukturplanung hat den Entwurf von Gegenstän-
den und Einrichtungen sowie deren Betrieb zum Ziel. Die
technisch-instrumentellen Mittel werden um eine erheb-
liche Anzahl von Weisungen - positiven und negativen
Sanktionen - ergänzt, die nicht der Herstellung, sondern
dem langfristigen Betrieb von Einrichtungen dienen. Hier
hat Planung die drei schon erwähnten Komponenten eines
Infrastrukturbereiches - den materiellen, institutionellen
und personellen Bereich - zu koordinieren und zum Teil
zu entwickeln. Sie muß die drei Komponenten als zusam-
menhängende sehen, da z.B. ein funktionsfähiger Kinder-
garten nicht durch das Erstellen von Gebäuden produziert
werden kann, sondern durch eine Institution, die die
Verantwortung und Durchführung des Betriebes übernimmt,
ergänzt werden muß. Es muß ein Träger vorhanden sein,
der für das zur Erfüllung der gedachten Funktionen not-
wendige Personal - den personellen Infrastrukturbereich -
verantwortlich ist. So banal diese Tatsachen zu sein
scheinen, so oft werden sie nicht berücksichtigt, obwohl
die Konsequenzen oft erheblich sind; kann doch z.B. eine
verantwortungsbewußt handelnde Gemeinde, die nicht
über eine ausreichende Zahl von Lehrern oder Möglich-
keiten, diese anzustellen, verfügt, keinen Zuzug zulas-
sen, der eine neue Siedlung mit Schule erforderlich
machen würde.
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2.3 Gesellschaftsplanung
Gesellschaftsplanungen haben außer der Herstellung und
dem Betrieb von Einrichtungen, durch die bestenfalls die
innere Funktionsfähigkeit gesichert werden kann, auch
die Herstellung der Beziehungen von Benutzern zu den
Einrichtungen zum Ziel. Bei dieser Herstellung und
ständigen Verbesserung der Relation "Benutzer - Einrich-
tung", bezeichnet als Standard, findet ein ständiger
Wechsel Aktion und Reaktion sowohl vom Planer als auch
Benutzer statt. Bestimmung und Entwicklung des Stan-
dards, und das heißt ja schließlich der Lebensbedingun-
gen, kann nicht Aufgabe einer Berufsgruppe, sondern
nur ein gesamtgesellschaftlicher Vorgang sein. Dieser
denkbare Vorgang soll im Bereich öffentlicher Einrich-
tungen für ein Wohngebiet im folgenden detaillierter
beschrieben werden. Allgemein kann hier nur soviel ge-
sagt werden, daß im Bereich der Gesellschaftsplanung
eine Trennung von Planungssubjekt und Planungsobjekt
nicht denkbar ist, und daß nach den Rollenverteilungen
und Beziehungen zwischen den Rollen im sich selbst
planenden Planungssubjekt gefragt werden muß, um die
Voraussetzungen für "Partizipation mit Willen und Be-
wußtsein" erkennen zu können und zu entwickeln.
2.4 Zusammenfassung
Die durchgeführte Klassifizierung von Planungstypen
zeigt nicht nur die Unterschiede, sondern auch die ge-
genseitigen Abhängigkeiten. So liegt einmal eine stufen-
weise Erweiterung des Planungssystems vor, wobei jede
Stufe! in der nächsten als Teil enthalten ist, andererseits
kann die Folge der Typen auch als Folge der Betrach-
tunas- und Interpretationsebenen angesehen werden.
Im weiteren wird Planung immer als Gesellschaftsplanung
verstanden, d.h. von der dritten Ebene aus interpretiert.
Alle von einer Planung Betroffenen werden dabei als
Akteure gesehen. Allerdings lassen sich verschiedene
Arten von Gesellschaftsplanung unterscheiden, je nach
den Beziehungen, die zwischen den Akteuren vorliegen.
So unterscheiden sich Schulplanung und z.B. Ärztepla-
nung dadurch, daß bei Schulplanung normierte Bezie-
hungen zwischen Anbieter und Benutzer vorliegen, wo-
gegen sich diese Beziehungen bei der Ärzteplanung
durch marktmechanistische Vorgänge einstellen. Die
Aktionsmöglichkeiten der Akteure sind dadurch entschei-
dend bestimmt, nach den Beziehungen der Akteure und
ihrer Handlungsmöglichkeiten wird von der Interpreta-
tionsebene "Gesellschaftsplanung" gefragt.
3. Einführung der Riegerschen (4) Planungsbegriffe und
der Anwendung auf grundsätzliche Fälle bei Gesell-
schaftsplanung
3.1 Planungssystem Saar
Die Unterscheidung vom Planungssubjekt und -objekt,
wie sie Rieger vornimmt, ist, wie gezeigt wurde, für
die Beschreibung von Vorgängen in der Stadtplanung
nicht praktikabel. Der neue Zusammenhang wird als
Planungssystem bezeichnet. Die Unterscheidung der
Funktionen Träger (T), Entwerfer (E) und Ausführer (A)
im Planungssubjekt wird für das Planungssystem beibe-
halten. Bei Entwicklung von Standards als Produkt von
Planung befinden sich die Benutzer auf jeden Fall in
der Rolle der Ausführer im Planungssystem. Daraus erge-
ben sich zwei grundsätzliche Handlungsmöglichkeiten.
3.2 Verweigerung
A verweigert die Ausführung, es besteht keine Kommu-
nikation von E oder T zu A, das Planungssystem ist funk:
tionsunfähig, keine von E oder T beabsichtigte Maßnah-
me. kein konzipierter Standard kann realisiert werden.
3.3 Aktionsfähigkeit
A übernimmt die ihm zugedachte Rolle und damit die
Ausführung. Das Planungssystem ist funktionsfähig. Von
diesem Fall soll im weiteren ausgegangen werden. Die
möglichen denkbaren Planungssysteme sind nach zwei
Richtungen hin zu unterscheiden: Besetzung der Rollen
(Identität bzw. Verschiedenartigkeit der Rollenträger)
und Art und Zahl der kommunikativen Verbindungen
(Minimalbeziehunaen - Maximalbeziehungen).
4. Handlungsmöglichkeiten der Aktoren
Die Kommunikation zwischen den Aktoren wird in der
Literatur (5) als Interaktion beschrieben. Da hier zwar
kein Entwurf eines aktionsfähigen Gesellschaftsplanungs-
systems, d.h. keine Entwicklung einer in sich geschlosse-
nen Utopie versucht, doch aber der Versuch einer Kon-
kretion dieser Zusammenhänge vorgenommen werden soll,
werden einige Aktionsmöglichkeiten der Aktoren ent-
wickelt. Diese Handlungsmöglichkeiten sind als graduelle
Steigerungen von "Interaktion" im Planungssystem ent-
wickelt und beziehen sich alle auf das Problem der Stan-
dardformulierung, Entwicklung und Umsetzung.
4.1 Handlungsmöglichkeiten der Benutzer
4.1.1 Kontrolle der Planung am Ergebnis, durchgeführt
durch Befragungen (entspricht eher einer "Behandlung"
als Handlung der Benutzer).
4.1.2 Standardänderungen durch Nutzung im Ergebnis,
verbunden mit Informationen durch Entwerfer und Plan-
träger über die Möglichkeiten der Nutzung.
4.1.3 Verbindung von Kontrolle und Standardänderung
am Ergebnis, d.h. es werden bis hierher nur abgeschlos:
sene, einzelne Planungsschritte von den Nutzern beur-
teilt und in geringen Toleranzen korrigiert, woraus vom
Entwerfer oder Planträger Schlüsse auf nächste Plan-
schritte gezogen werden. Die Tatsache, daß die Benutzer
dadurch am Planungsprozeß teilnehmen, ist zumindest
diesen in den seltensten Fällen bewußt.
4.1.4 Kontrolle der Planung am Ergebnis, bei der Aus-
wahl und Erstellung von Alternativen und Standardände-
rung durch Nutzung. Bei dieser Kombination von Aktivi-
täten sind Bewertungsüberlegungen oder Verfahren durch
zukünftige Nutzer teilweise enthalten. Eine Teilnahme
an Erstellungsvorgängen durch größere Benutzerkollektive
erscheint anders als durch Bewertungsverfahren kaum
möglich, ist aber nur sinnvoll, wenn sie durch Konfron-
tation mit dem Planungsprodukt selbst, zumindest zeit-
weilig, abgewechselt wird. Die Gründe hierfür wurden
bereits entwickelt.
4.2 Handlungsmöglichkeiten des Entwerfers
4.2.1 Alternativentwicklung, Bewertung und Auswahl
4.2.2 Alternativenentwicklung und Bewertung nach be-
grenzten Gesichtspunkten, z.B. den Kostendifferenzen
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‚erschiedener Lösungen.
4.2.3 Alternativenentwicklung, Beratung bei der Bewer-
tung.
Diese Aufzählung oder Stufung entwickelt einen zuneh-
menden Übergang von Wahlvorgängen vom Entwerfer an
Benutzer oder Planungsträger. Nach Davidoffs "Choice
Theorie" (6) sind Auswahlvorgänge das typische Merkmal
von Entwurfstätigkeit. Werden solche von allen Planungs:
funktionen übernommen, kann angenommen werden, daß
eine echte Interaktion vorliegt.
4.3 Handlungsmöglichkeiten des Planträgers
Die Aktionsmöglichkeiten des Planträgers ergeben sich
in erster Linie aus seiner Beziehung zu den Benutzern,
d.h. durch die Delegationsart und seinen Auftrag, da
die wesentlichen Kontrollen des Entwerfers vor allem bei
der Alternativenerstellung und Bewertung sowie die ent-
scheidenden Zielformulierungen hier vorgenommen wer-
den. Eine Verselbständigung des Trägers ist um so schwie-
riger, je projektgebundener der Vertretungsauftrag des
Planträgers ist, d.h. je mehr sein Mandat einem impera-
tiven angenähert ist. Er hat eine möglicherweise undif-
ferenzierte Willensbildung der Benutzer zur praktikablen
Zielformulierung für den Entwerfer zu machen. Delega-
tions- und Kontrollverfahren zu entwickeln, wird hier
nicht als leistbar angesehen, wichtig ist nur die Grund-
vosition, die projektbezogene Delegation.
5. Bestehende und vorgeschlagene Möglichkeiten der
Kommunikation im Planungssystem
Im folgenden Abschnitt, in dem verschiedene Möglich-
keiten bewußter, partizipatorischer Gesellschaftsplanung
untersucht werden, werden zur Verdeutlichung die
Riegerschen Graphen verwendet, wobei jedoch nur die
typischen Kombinationen herausgenommen werden. So
kann angenommen werden, daß die Minimalmodelle,
d.h. alle Flußmodelle, bei denen nur zwischen zwei
Funktionen Kommunikation besteht, nicht in der Stadt
bzw. Gesellschaftsplanung auftauchen. Durch zwar
weitgehend undifferenzierte Wahlvorgänge bestehen
durchlaufende Informationsweitergaben zwischen allen
Rollenträgern, so daß von Kanalmodellen ausgegangen
werden kann.
5.1 Über das minimale Kanalmodell hinausgehende Kom-
munikationen im Planungssystem bestehen jedoch kaum.
Diese Minimalbeziehungen sind Wahlvorgänge, Auf-
tragsvergabe und fixierte Standardvorgabe durch den
Entwerfer. Eine Intensivierung des Kontakts von Träger
und Eniwerfer durch mehrfache Alternativenentwicklung
ist häufig, bedeutet aber meist eine Isolierung dieser
Funktionen vom Planungsausführer. Eine detaillierte
Kritik an dieser Situation, die sich in verschiedenen
Nuancen als die momentane darstellt, ist häufig geführt
worden, die Mängel sind bekannt genug, so daß sie
hier nicht weiter ausaeführt werden brauchen.
5.2 Aus der Kritik am "minimalen Kanalmodell" entsteht
bei Rittel/Musso (7) ein Versuch, Entwürfe vor deren
Realisierung durch die Nutzer bewerten zu lassen, d.h.
eine zusätzliche Kommunikation zwischen Planer und
Ausführenden (Benutzer) herzustellen. Die Kritik, daß
bei diesem Voraana den Nutzern nur im Prinzip fertige
Lösungen vorgelegt werden, zwischen denen mit Ja-Nein-
Entscheidungen gewählt werden kann, wird von Brandt (8)
bereits mit dem Argument geführt, dieses sei keine echte
Emanzipation. Für den hier behandelten Bereich der Stan-
dardformulierung und Umsetzung scheint die Möglichkeit
von Nutzerbewertung von Planentwürfen noch weniger
geeignet, Partizipation zu ermöglichen, da eine eigen-
ständige Bewertung einer Einrichtung deren Kenntnis beim
Benutzer voraussetzt. Bei echten Innovationen oder Stan-
dardänderungen kann das nicht angenommen werden. Der
Einwand, daß dieses an empirischer Wissenschaft orien-
tierte Verfahren zu einer Fixierung des Bestehenden füh-
ren wird, ist bekannt und einsichtig. Die Bewußtseins-
bildung ohne die Möglichkeit, durch die Nutzung der
fraglichen Einrichtung ihren Wert zu erkennen, erscheint
gering.
5.3 Eine grundsätzliche andere Art der Nutzerbeteiligung
stellt die in den USA aus unbefriedigenden Erfahrungen
mit den City-Action-Commissions entwickelte Advocacy-
Planing dar (9). Es zeigte sich nämlich, daß in diesen
Action-Commissions vornehmlich Vertreter des Mittelstan-
des zu finden waren; die Bevölkerungsgruppen jedoch,
die hauptsächlich von den Maßnahmen betroffen waren,
hatten keine Repräsentanten in den Commissions gesandt,
da ihnen die von Wilson (10) als public-regarding bezeich-
nete Fähigkeit fehlt. Aus der Kritik der unspezifischen
Vertretung beabsichtigt ie Advocacy-Planing direkteren
Kontakt mit den verschiedenen Einwohnergruppen herzu-
stellen. Bei diesem Partizipationstyp wird nicht versucht,
unter Beibehalten der drei Funktionen im Planungssubjekt
verteilt auf drei verschiedene Rollenträger, die Kommu-
nikation zu intensivieren, sondern es wird vielmehr eine
Personalunion von Ausführer (Benutzer) und Träger ange-
strebt. Eine über bereits besprochene Wahlvorgänge weit
gehend vom Ausführer entfernte Vertretung wird zu um-
gehen versucht, Trägerfunktionen, wie Formulierung der
Ziele und Umfang der Planung, werden direkt vom Ent-
werfer im engsten Kontakt mit der Bevölkerung ermittelt.
Diese Idealkonstruktion hat sich kaum als praktikabel
erwiesen, wie z.B. die Untersuchung von Peattie (11)
zeigt, da der Planer-Advokat bei Aushandlungsvorgängen
mit anderen Advokaten, besonders aber mit der zentralen
Verwaltung, nicht in der Lage ist, seine Rolle als Inter-
essenvertreter” einer Gruppe, der er selbst nicht angehört
zu wahren. Er neigt dazu, auf scheinbar rein technologi-
sche Argumentationen einzugehen. Dieser Einwand wird
später noch einmal aufgegriffen werden. Variationen des
Idealfalles sind Versuche, qualifizierte Vertreter, d.h.
also Entwerfer aus der Nutzgergruppe selbst in die Pla-
nung mit einzubeziehen.
Hierdurch wird eine teilweise Personalunion von Benutzer-
gruppe und Entwerfer angedeutet. Ein anderer Versuch
deutet sich in der Zusammenarbeit des Entwerfers mit
direkten Vertretern betroffener Gruppen oder communities
an. Hier jedoch waren die Schwierigkeiten erheblich, da
sich bei immer intensiverem Eingehen auf Nutzerinteres-
sen eine ständig weitergehende Aufsplitterung der Inte-
ressenten ergab. Die Heterogenität der Betroffenen schien
schließlich keine von allen gebilligte Maßnahme mehr
zuzulassen (12).
5.4 Außer der bereits erwähnten und in der genannten
Literatur behandelten Kritik an der advozierenden Pla-
nung sind noch einige weitere zu erwähnen, die es zwei
felhaft erscheinen lassen, ob dieses Modell Planunagasauf-
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gaben gerecht werden kann, bzw. ob es sich überhaupt
realisieren läßt.
5.4.1 Bei idealer Personalunion von Planungsträger und
Ausführer (Benutzer) und bei voller Wahrnehmung der
Trägerfunktionen, wie z.B. Zielformulierung durch diese
Personalunion, steigt die Wahrscheinlichkeit der Fixie-
rung bestehender Zustände im Bereich der Standards, wie
dieses bereits bei Bewertungsvorgängen angedeutet wur-
de, erheblich an. Der wesentlichen Aufgabe, Innova-
tionen und Verbesserungen durchzuführen, treten damit
erhebliche Schwierigkeiten entgegen.
5.4.2 Dieser Gefahr wäre nur zu begegnen, wenn die
Aufgabe der Zielformulierung vom Entwerfer übernommen
wird, der damit nicht nur technisches Wissen in den Plan
mit einbringen würde. Diese Funktionsverteilung auf die
verschiedenen Funktionsträger entspricht aber bereits
nicht mehr dem Idealfall der advozierenden Planung,
sondern stellt den Ansatz einer Personalunion von Plan-
trägerfunktion und Entwerferfunktion dar. Dieses Zusam-
menfallen zweier Planungsfunktionen in Personalunion
bei T und E bedeutet in den meisten Fällen eine erheb-
liche Macht oder Einflußkonzentration. Häusermann
vermutet diese Situation in der gegenwärtig praktizierten
Planung in den westlichen Demokratien, vor allem in der
Wirtschafts- und Regionalplanung der BRD und fordert
unabhängig von Überlegungen zur advozierenden Planung
eine direkte Kontrolle des Entwerfers, nicht nur durch
den Planträger, sondern auch direkt durch den Ausfüh-
renden (Benutzer), da sehr häufig durch die Entwurfs-
tätigkeit, in der mögliche Lösungsalternativen entwik-
kelt werden sollen, unbewußt eine Beschränkung der
Zahl der in Frage kommenden Alternativen oder sogar
Planunasziele stattfindet.
5.4.3 Die bisher entwickelte Kritik an der advozieren-
den Planung betrifft bis auf das anfangs erwähnte Argu-
ment von Peattie die Planerstellung innerhalb einer
möglichen Interessengruppe, in der alle Aktionen im
besten Fall durch imperative Mandate abgesichert sind.
Noch nicht behandelt wurde der Aushandlungsprozeß
zwischen den Interessengruppen, und erst dieser soll ja
den eigentlichen Plan liefern. Zweifelhaft dürfte dabei
sein, ob, selbst wenn die einzelnen Gruppen Pläne, die
ihren Interessen entsprechen, erstellen und zu einer
gemeinsam ausgehandelten Lösung kämen, damit alle
notwendigen Aspekte einer Planung abgedeckt wären.
Für Planungsprobleme, wie z.B. Sauberhaltung von Luft
und Wasser, sind engagierte Interessengruppen, die im
"Lösungsfindungsprozeß" von Davidoff (13) bestehen
könnten, kaum vorstellbar. Die Annahme, daß der
Gesamtmechanismus funktionsfähig sein kann, wenn nur
alle einzelnen Gruppen ihre Interessen wahrnehmen, er-
scheint mittlerweile naiv. Da diese Überlegung sozusa-
gen die Gegenseite der Argumentation von Peattie ist,
wo es ja auch um. "allgemeine" Interessen oder Anliegen
zu gehen scheint, wird die ganze noch ungelöste Proble-
matik dieser Auffassung von engagierter Planung bzw.
Partizipation deutlich. Die Annahme, daß die zentrale
Verwaltung als interessenloser Richter bei dem Aushand
lungsprozeß über die "Wahrheit", d.h. in diesem Fall
dem "allgemeinen" Interesse befinden könne, soll hier
nicht weiter auf ihre Richtigkeit untersucht werden.
6. Gegenmodell
Die Entwicklung eines Gegenmodells stößt auf prinzipielle
Schwierigkeiten. Wie bereits gesagt, erscheint die Kon-
struktion einer Utopie als nicht sinnvoll, derartige Ver-
suche sind einmal ohne jegliche Möglichkeit der Konkre-
tion, andererseits übernehmen sie unreflektiert Voraus-
setzungen, die im Jetztzustand enthalten sind und per-
petuieren diese. Die Gegenposition zur Utopieentwick-
lung, das rein interpretatorische Verhalten, erscheint
gleichfalls unzureichend, aber auch der Kompromiß,
stückweise Korrekturen vorzunehmen, führt - wie gezeigt -
nicht zum gewünschten Ergebnis. Daher kann hier nur der
Versuch gemacht werden, Maximalbeziehungen zwischen
den Aktoren zu formulieren, die sich allerdings nicht zu
einem Idealmodell zusammenfügen. Diese Maximalforde-
rungen werden auf Möglichkeiten und Art ihrer Realisie-
rung untersucht, auf die Entwicklung eines Idealzusam-
menhanges im Planungssystem wird jedoch verzichtet.
6.1 Das totale Kollektiv
Eine Möglichkeit eines planenden Systems ist die bereits
angedeutete personelle Gleichheit bei allen drei Funk-
tionen, im Fall einer gesellschaftlichen Planung die Be-
setzung jeder Rolle mit derselben Gruppe, die auch jede
Funktion kollektiv ausübt und sich nicht aufteilt oder
spezialisiert. Diese Kombination der Funktionen kann als
praktikabel allerdings nur für spontane Handlungen (z.B.
Demonstrationen) angesehen werden. Als Planungssystem
können deshalb diese Gruppen-Konstruktionen nicht gel-
ten, es fehlt die entscheidende Fähigkeit, langfristige
Ziele und Maßnahmen zu entwickeln und durchzuführen.
6.2 Planungssysteme benötigen in den Funktionen Träger
und Entwerfe&amp;r, auch wenn es sich um Gesellschaftspla-
nung handelt, operationale Gruppen. Diese Operatio-
nalitätsforderung bedeutet einmal eine zahlenmäßige
Beschränkung, so daß diese Funktionen, wenn auch nicht
von einer Person besetzt, zumindestens nur von einer
kleineren Gruppe übernommen werden können, die damit
nicht mehr mit der meist sehr umfangreichen Ausführer-
gruppe identisch sein kann. Zum anderen benötigen die
Mitglieder, etwa der Entwerfergruppe, Befähigungen und
Kenntnisse zur Erstellung z. B. der materiellen Infrastruk-
tur, d.h. also Mittel und Instrumente der Produktplanung,
da diese als Komponente weiterhin in der Gesellschafts-
planung enthalten ist. Eine Spezialisierung der Mitglieder
in den verschiedenen Gruppen ist also unumgänglich.
Diese, allein auf die Operationalität von Gruppen be-
zogene Argumentation muß hier genügen, um die Unmög-
lichkeit der häufig durchscheinenden Wunschvorstellung
vom totalen Kollektiv zu belegen.
6.3 Ist das ideale Kollektiv als planendes System nicht
denkbar, so bleibt zu fragen, welche Beziehungen zwi-
schen den Rollen gegeben sein müssen, um Planung als
Innovation oder Verbesserung der Standards zu ermögli-
chen. Das von Rieger angegebene maximale Kanalmodel|l
müßte also in seinen sechs Kommunikationsteilen beschrie-
ben werden. Doch schon ein kleiner Versuch in dieser
Richtung zeigt die Ergebnislosigkeit einer Utopiekon-
struktion auf dieser Ebene. Die Initiativmöglichkeit des
Planungsträgers, neue Einrichtungen anzubieten, um dem
Benutzer deren Wert bewußt zu machen, und Kontrollaus-
übungen mit möglichst eindeutiger Anweisung vom Aus-
führer (Benutzer) an den Planträger widersprechen sich so
offensichtlich, daß es kaum sinnvoll erscheint, eine
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derartige Überlegung fortzusetzen. Andererseits sind
auch alle diese Bindungen aus der Realität gewonnen,
obwohl doch diese gerade verändert werden sollte. Es
muß daher unterbleiben, die inneren Beziehungen des
Planungssystems systematisch und widerspruchsfrei zu
entwickeln. Erfolgversprechender könnte es sein, zu
überlegen, ob die Randbedingungen für Planungssysteme
als in einer der Weise verändert gedacht werden können,
daß aus dieser Änderung sich neue Beziehungen im Pla-
nungssystem entwickeln, die in ihrer Kombination nicht
vorstellbar sind. Es wird daher im folgenden eine Unter-
suchung der wesentlichen Planungsbereiche vorgenommen
um die Abhängigkeit der Rollenbeziehungen, d.h. der
Handlungsmöglichkeiten der Aktoren von den Randbe-
dinaungen des jeweiligen planenden Systems zu zeigen.
7. Falluntersuchung
Im folgenden sollen einige den Wert eines Wohngebietes
bestimmende Infrastrukturbereiche untersucht werden.









7.1 Jeder der von A...D erwähnten Bereiche wird nach
folgenden Gesichtspunkten untersucht und beschrieben:
1. Beschreibung des Planungssubjektes.
1.1 Identifizierbarkeit und Autonomie des Planungsträ-
gers.
1.2 Bindungen zwischen den Rollen des Planungsträgers.
2. Formulierung des Planungsproduktes, des Standards.
2.1 Formulierung und Beeinflussung der Standards durch
ausführende Benutzer. Entwicklunasrichtung der Standards
Unter Standard soll in den Falluntersuchungen lediglich
die Relation zwischen Funktionseinheit sowie der dazu-
gehörigen Mantelbevölkerung verstanden werden. Es ist
uns klar, daß dieses eine stark vereinfachende Darstel-
lung des Begriffes Standard ist. Wir beschränken uns hier
jedoch auf diesen reduzierten Inhalt. Detailliertere
Überlegungen, die den Rahmen dieser Untersuchung
sprengen würden, müssen zur exakten Beschreibung eines
Standards 1. die inneren Funktionsgrößen wie z.B. im
Bereich der Grundschulplanung: Schulfläche pro Kind,
Weg-, Zeit-, Relation- und Ausrüstung der Schule, so-
wie 2. den Anteil der Benutzer in der Mantelbevölke-
rung mit berücksichtigen.
7.2 Tabelle zur Beschreibung der Infrastrukturbereiche
auf Seite 50
8. Aus der durchgeführten Analyse einiger Planungsbe-
reiche nach typischen, planungsrelevanten Gesichtspunk-
ten können folgende Schlüsse gezogen werden:
8.1 Bedarfsermittlung
Situationsanalysen stellen keine Ermittlung objektiver
Bedürfnislagen dar. Standards stellen die Wirksamkeit
der auf den verschiedenen Bereichen relevanten gesell-
schaftlichen Kräften dar. Auf Benutzerbedürfnisse bezo-
gene Zielformulierungen mit planungstechnischen Mitteln
bedeuten Fortsetzung dieser Kräftestruktur; daß auch
Befragungen aufgrund ihres situationsbestätigenden Cha-
rakters keine Möglichkeit sind, benutzerorientierte
Zielkorrekturen vorzunehmen, wurde bereits von einer
Anzahl anderer Autoren erwähnt.
Auch die situationsübertragende Bestimmung von Standards
(im Projekt A genau so viele KITA-Plätze wie im exi-
stierenden Objekt B oder dem Querschnitt aus C, D und
E) stellt eine subjektive Zielsetzung dar, die Zustände
in den bestehenden Gebieten werden zum Ziel für das
neue Projekt gemacht. So unvermeidlich dieses Verfah-
ren für den normierten Bereich etwa der Grundschule ist
so sehr verschleiert es im Bereich der offenen Standards
die Tatsache, daß eine Willensbildung vorliegt.
8.2 Bedarfsplanung
Aber selbst dieses Verfahren zur Ermittlung von quanti-
tativen Relationen kann planerisch nicht relevant wer-
den, da die (in der Tabelle) gezeigte Aufsplitterung der
Trägerschaft der Einrichtungen eine planvolle Erstellung
beabsichtigter Standards unmöglich werden läßt. Ein
Träger kann zwar in kürzester Zeit Wohngebiete erheb-
licher Größe erstellen und auch mit Bewohnern füllen
(Wohnungsmangel, Umsetzungen), für die auch nur ver-
gleichsweise ausreichende Versorgung des Gebietes mit
öffentlichen Einrichtungen kann er keine Sicherheit
geben, obwohl gerade in neueren Gebieten eine erheb-
liche Abhängigkeit der Bewohner von diesen Einrichtun-
gen vorliegt. (Zum Teil bewirkt durch die Minimalwoh-
nungen im gegenwärtigen Wohnungsbaustandard, der eine
zunehmende Auslagerung von ehemaligen "Wohnungs-
funktionen" zur Folge hat.) Das sogenannte "Einpendeln"
oder "natürliche Wachsen" des Wohngebietes geschieht -
durch Marktsituation beeinflußt - mit erheblicher Zeit-
verzögerung. Die Tatsache, daß z.B. mehrere Jahrgänge
von Kindern ohne Kindertagesstätten und ohne Kinder-
ärzte aufwachsen müßten, ist irreversibel. Daß sie z.T.
auch ohne ausreichende Grundschulen auskommen müs-
sen, z.B. im Märkischen Viertel Berlin, ist im Gesagten
dabei noch gar nicht mit einbezogen: dieser Bereich wäre
weitgehend planbar gewesen, wenn geplant worden wäre
Eine Bemerkung muß hier noch gemacht werden, obwohl
sie nahezu selbstverständlich sein sollte: es wird davon
ausgegangen, daß von Projekt zu Projekt echte Verbes-
serungen der Standards erreicht werden sollen, die Be-
fähigung der Reform im Offeschen Sinn ist beabsichtigt.
9. Realisierungsvorschläge
Da kein komplettes Planungsmodell entwickelt wurde,
können auch die Realisierungsvorschläge nur Ansätze
darstellen; die Unmöglichkeit, hier einen Entwurf zu
machen. wurde bereits erwähnt.
9.1 Verantwortlichkeit und Autonomie
Planungsträger eines Planungsobjektes wie eines umfang-
reichen Wohngebietes mit allen Einrichtungen hätte eine
in ihrer Verantwortlichkeit deutlich erkennbare Institu-
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tion zu sein. Die Aufsplitterung der Verantwortlichkeit
auf zahlreiche zum Teil von, wie in den Falluntersu-
chungen nachgewiesen, jeder politischen Vertretung un-
abhängige Trägerschaften hat eine erhebliche Undurch-
schaubarkeit des Planungsvorganges zur Folge und bewirkt
daher sicher das Desinteresse an den Standardformulierun-
gen mit. Autonomie eines für alle Aspekte eines Projektes
zuständigen Planungsträgers kann das Bewußtwerden der
Partizipation bei den Benutzern, d.h. Ausführenden der
Planung bewirken. Dieser Planungsträger wäre zudem in
der Lage, über den von ihm und dem Benutzer beauftrag-
ten Entwerfer eine echte komprehensive Planung zu
leisten und über Angebote von Einrichtungen die Benutzer
mit neuen Möglichkeiten zu konfrontieren.
9.2 Diese erhebliche Autonomie, d.h. heißt Macht, die
hier für den Planträger gefordert wird, ist nur vertretbar
bei intensiver und unmittelbarer Kontrolle durch den
Benutzer, wie sie in der Aufgaben- oder Projektorientie-
rung des imperativen Mandats liegen könnte; exakte
Ausführungen hierzu müssen besseren Kennern der Dele-
gationsprobleme vorbehalten bleiben. Diese Vorschläge
beabsichtigen nur, sowohl Position, d.h. Handlungsfähig-
keit, des Planträgers als auch des ausführenden Benutzers
zu stärken, um die für Verbesserungen von Standards not-
wendige Kommunikation und Mobilität zwischen den
Aktoren im Planungssystem zu intensivieren.
10.1.1 Mittelvergabe
Da projektorientierte Autonomie nicht Autarkie bedeutet,
sind die einzelnen in der Tendenz dezentral dürchge-
führten Projekte über die Finanzierung ihres Vorhabens
von größeren überlagernden Systemen abhängig. Eine
Möglichkeit, die geforderte Comprihensität der Projekt-
durchführung zu gewährleisten, kann in einer projektorien-
tierten Mittelvergabe liegen. Die gegenwärtige Praxis
ressortorientierter Mittelvergabe scheint die Ansätze
projektorientierter Planung, da, wo sie wie erwähnt vor-
liegen, unmöglich zu machen. Das gedachte Verfahren
würde bedeuten, daß, wie Lage und Hauptanbindungen,
auch die Gesamtkosten eines Projektes auf einer frühen
Planstufe festgelegt werden. Das Verhältnis der einzelnen
Bereiche oder Einrichtungen zueinander kann erst auf der
letzten Planstufe bestimmt und muß im Laufe der Durch-
führung ständig korrigiert werden. Ein Planträger, der
in bezug auf ein begrenztes Projekt autonom ist, erhält
dadurch eine Ausweitung seines Handlungsspielraumes,
um "Angebote" zu machen. Ein schnelleres und damit
eher erkennbares Reagieren auf Aktionen der Benutzer
kann es diesen ermöglichen, Partizipation mit Willen
und Bewußtsein auszuüben.
9.3 Die Position des Entwerfers hätte wie die des Plan-
trägers durch das imperative Mandat geprägt zu sein, in
der Form der Auftragsvergabe ist das bereits angedeutet;
jedoch ist der Entwerfer nicht technischer Erfüllungsge-
hilfe, sondern durch das Aufzeigen von Entscheidungs-
punkten und mit Herbeiführung von Entscheidungen am
Willensbildunas- und Umsetzunasvorgang aktiv beteiligt
10. Durchführung bzw. Organisation der Planung
Eine wesentliche Schwierigkeit in den vorgeschlagenen
Ansätzen dürfte die Abgrenzung von Planungsprojekten,
d.h. die Herstellung der Planungsautonomien sein. Dieses
gilt vor allem, da der momentane Trend durch die Ent-
wicklung nicht projekt-, sondern aspekt- oder ressort-
orientierter Systeme, vor allem bei der hochtechnisierten
Industrie und Verwaltung, diesem Konzept zuwider zu
laufen scheint. Der hier vorgeschlagenen projektorientier-
ten Dezentralisation scheint ein Zug zur aspektorientier-
ten Zentralisation gegenüberzustehen. Dieser Gegensatz
scheint uns auflösbar durch eine entsprechende Planfolge,
wie sie hier nicht schlüssig entwickelbar ist, sondern nur
angedeutet werden kann.
10.1 Pläne als Schnittkräfteformulierung
Es sind Planfolgen denkbar, die zur Herstellung autono-
mer Projekte jeweils die Schnittkräfte zu überlagernden
Projekten oder Planungssystemen darstellen und zu mini-
mieren versuchen. Ansätze in dieser Richtung liegen in
Landes- oder Gemeindeentwicklungsplänen, also auch
streng genommen projektorientierten Handlungsanweisun-
gen vor, die Schnittkräfte, d.h. gegenseitige Beeinflus-
sung verschiedener oder sich überlagernder Projekte sind
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Die Hoffnung auf das Eintreten bestimmter Zustände und
Ereignisse ist zweifellos eine existenzielle Grundlage
eines jeden erkennenden, planenden und handelnden
Subjektes.
Wer irrt, weiß nicht, daß er irrt. Hierin liegt die Un-
möglichkeit absoluter Erkenntnis. (1)
Wer handelt, kann nicht an allem zweifeln. Hierin liegt
die Unmöglichkeit absoluten Zweifelns.
Irgendwo zwischen relativer Erkenntnis und der Entschei-
dung zu handeln liegt das Feld der Hoffnung.
Das Feld der Hoffnung stellt das äußerste Bezugssystem
von Erkenntnis und Planung dar.
Weder im Bereich der Erkenntnis noch im Bereich der
Entscheidung und Planung sind Zustände und Ereignisse
reine Notwendigkeit. Wäre das Weltsystem, bestehend
aus einer Menge von Subjekt-Objekt-Beziehungen (Sub-
jekt-Subjekt-Beziehungen, Objekt-Objekt-Beziehungen),
determiniert, und könnte das Subjekt alle Elemente, die
Gesamtstruktur und das Verhalten einer solchen "Welt-
maschine" ganzheitlich erkennen und verändern, brauch-
ten wir keine Hoffnung.
Wir brauchten deshalb keine Hoffnung, weil das Eintre-
ten von Zuständen und Ereignissen (endogene Erkenntnis-
zustände, Planungen - exogene geplante Zustände)
durchgängig determiniert, d.h. reine Notwendigkeiten
wären.
"... diese Umwelt ist nun aber nicht so determiniert,
daß sie ein Gefüge lauter Notwendigkeiten wäre - es
gäbe sonst keine Optimierung des Verhaltens. Optimie-
rung setzt stets ein Feld von Möglichkeiten voraus. Die
Möglichkeit aber ist eine dialektische Einheit, beste-
hend aus Notwendigkeit und Zufall." (2)
Wir haben es also immer nur mit Feldern von Möglich-
keiten zu tun, d.h. Felder, die Wahrscheinlichkeits-
charakter haben. Realisiert sich eine Möglichkeit, be-
deutet das, daß sich eine Notwendigkeit im Feld der
Zufälligkeiten durchsetzt.
Wir können dann das Feld der Hoffnung als ein Feld von
Möglichkeiten bezeichnen. Nur weil (wenn) es ein Feld
von Möglichkeiten gibt, kann es ein Feld der Hoffnung
Der Aufsatz stellt einen Auszug aus einer Diplomarbeit
dar.
Titel: slum-slum clearence-low cost housing
Universität Stuttgart 1960-70
geben. Gibt es nur ein Feld von Notwendigkeiten und
schließen diese Notwendigkeiten die Realisation der
Werte des handelnden Subjektes grundsätzlich aus, kön-
nen wir vom Feld der Hoffnungslosigkeit sprechen.
"... die Intensität des Glaubens ist eine ansteigende
Funktion der Evidenz, daß ein Problem gelöst werden
kann." (3)
In diesem Sinne stellt der Glaube bzw. die Hoffnung eine
Abstraktion dar, die sich sowohl auf die Subjekt- wie
auf die Objektseite in einer Erkenntnis- und Planungs-
situation bezieht.
Einige grundsätzliche Überlegungen zu dieser Subjekt-
Objekt-Beziehung und die Ableitung eines Planungsmo-
dells sind der Gegenstand dieser Darstellung.
Grundschaltungen und Grundfunktionen der Erkenntnis
und Planung
Betrachten wir die Subjekt-Objekt-Beziehung unter
kybernetischem Aspekt, erscheint die Grundfrage, ob es
"Dinge an sich". gibt oder ob es nur Ideen über die Dinge
gibt, müßig.
Die Auffassung, daß ein Mensch eine Funktion seiner
Umwelt sei und die Auffassung, daß die Umwelt eine
Funktion des Bewußtseins sei, bilden eine dialektische
Einheit. (2)
1. Das Subjekt wird durch seine Umwelt (Feld der Ob-
jekte) verändert, ist also ein Produkt seiner Umwelt
2. Das Subjekt kann diese Umwelt verändern, die Um-
welt ist also ein Produkt des Menschen.
Veränderung von Subjekt und Objekt und ihre gegensei-
tige Abhängigkeit ist darstellbar durch die Transformation
informationeller und nicht informationeller Flüsse. (4)
In dem hier gebrauchten Sinne bezieht sich der Subjekt-
Objekt-Begriff ebenso auf Subjekt-Subjekt-Beziehungen,
wobei jeweils eine Subjektseite als Objekt der anderen
Subjektseite erscheint (Gesellschaftssysteme).
Die gegenseitigen Beziehungen sind folgendermaßen dar-
stellbar:
























1. Änderung der Bewußtseinsinhalte der Subjektseite
durch Informationsaufnahme aus den Objektfeldern der
Umwelt. Transformation dieser Information in ein "inne
res Abbild der Außenwelt".
2. Durchspielen beabsichtigter Handlungen an diesem
"inneren Abbild (Modell) der Außenwelt", um optimale
Verhaltensweisen zu bestimmen.
Der Plan, ein strukturierter Satz von Handlungsanwei-
sungen, ist das Ergebnis dieses Spieles. Er stellt in die-
sem Sinne den inneren Endzustand des Subjektes vor der
Ausgangstransformation dar .
3. Veränderung der realen Umwelt aufgrund der modell-
haften Vorwegnahme der realen Situation.
Der Transformator, der den Plan in einen realen Zustand
übersetzt, kann als Realisator bezeichnet werden. (4)
Klaus: "... das Modellhandeln dient der Einwirkung des
erkennenden und planenden Subjektes auf die Umwelt
als auch der Kontrolle der Erkenntnis über die Umwelt."
"... die Rückkopplung mit der realen Umwelt ist aller-
dings ein wesentlicher Bestandteil dieser Erkenntnis.
Planung und Veränderung bilden über die Subjekt-Ob-
jekt-Beziehung einen kybernetischen Regelkreis und sind
untrennbar miteinander verbunden." (2)
Dieser kybernetische Regelkreis, der Lern- und Anpas-
sungsprozesse beinhaltet, ermöglicht es dem Subjekt, in
seiner Umwelt zu überleben und sich und seine Umwelt
zu optimieren.
In der hier dargestellten Form ist der Regelkreis aufgrund
seiner absoluten Isoliertheit ultrastabil. Im allgemeinen
wird sich ein Gesamtsystem aus mehreren solcher Regel-
kreise zusammensetzen, die dann nur noch relativ isoliert
zueinander sind, in dem Sinne, daß ein Kreis ein ganz-
heitliches Verhalten gegenüber den anderen Kreisen des
Systems zeigt.
Die hier in sehr allgemeiner Weise dargestellte Kopplung
und Rückkopplung gilt prinzipiell für jede denkbare
Subjekt-Objekt-Beziehung. Jedes Subjekt ist insofern
ein Planer, als es Programme für seine spezielle Umwelt
entwickelt.
Betrachten wir die Implementation eines erstellten Planes
als Steuerung, so geht diese Steuerung dann in Regelung
über, wenn der Plan aufgrund der veränderten Umwelt-
zustände, die er herbeigeführt hat, selbst eine Änderung










Der Plan ist nicht reversibel, aber er kann seine eigene
Veränderbarfkeit "planen".
In diesem Sinne sind Planungsprozesse immer in Entwick-
Ilungsprozessen enthalten.
Feld der Planung der Planung
Objekt- und Subjekt-Begriff sind nur in ihrer gegensei-
tigen Relativität zu verstehen.
Im speziellen Fall kann das planende Subjekt aus seiner
Beziehung zu einem konkreten Erkenntnis- bzw. Planungs-
objekt heraustreten und sich selbst in dieser Beziehung
zum Erkenntnis- bzw. Planungsobjekt machen.
Auf der Stufe der Erkenntnis über Erkenntnis bzw. Pla-
nung der Planung gewinnt das Subjekt Information über
seine Beziehung zum konkreten Planungsobjekt.
Die Betrachtung der eigenen Situation kann ebenfalls als
Abbildungsprozeß dargestellt werden. Die Abbildung
kann dann in Instruktionen bzw. Handlungsanweisungen
für die konkrete Erkenntnis- bzw. Planungssituation trans-
formiert werden.
Auf der Ebene der Planung der Planung ist das Planungs-
subjekt mit sich selbst rückgekoppelt, es befindet sich
in Reflexion über die eigene Planungssituation.
Berücksichtigen wir, daß das konkrete Planungsobjekt
ebenfalls eine Subjekt-Objekt-Beziehung beinhalten
kann, ergibt sich eine Hierarchie übereinandergeschalteter
Regelkreise .
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Das hier aufgestellte Modell stellt insofern eine Ideali-
sierung dar, als die Ebene der Planung der Planung nur
einseitig an die konkrete Planungsebene gekoppelt ist.
Die erkenntnistheoretischen und planungstheoretischen
Definitionen werden im allgemeinen nicht aus der eige-
nen Erkenntnis- und Planungssituation abgeleitet werden
können, sondern müssen von außen eingeführt werden
(allgemeine Planungsmodelle).
Einige dieser Definitionen sollen hier zusammengestellt
werden. Dabei werden Subjekt und Objekt zunächst
getrennt betrachtet und dann in Beziehung gesetzt.
 O0djen











Das Planungsobjekt bzw. der Umweltbereich,auf den sich
die Planung bezieht, erscheint bezüglich des Planungs-
subjektes als Informationsfeld, das als Kontinuität zu
betrachten ist.
Da das Subjekt nicht ganzheitlich erkennen und entschei-
den kann, muß das Kontinuum in relative Diskretheiten
zerlegt werden.
Es muß versucht werden, Merkmals- und Bedeutungskom-
plexe zu isolieren, der Objektbereich ist zu analysieren.
Analyse heißt entsprechend dem oben Gesagten Invarian-
tenbildung.
Betrachten wir den Objektbereich als System, so sind
drei Aspekte zu unterscheiden:
1. Elemente
2. Struktur Form (Gestalt)
3. Funktion Verhalten
Was uns an den Systemen interessiert, ist weniger ihre
Form, ihre Struktur, sondern wesentlich sind die Ver-
haltensweisen, die sich auf den Strukturen abspielen bzw.
abspielen können.
Planungssubjekt
Transformationen und innere Subjektzustände
Das Planungssubjekt ist als Hierarchie innerer Projektions-
ebenen darstellbar.
Die auf diesen Ebenen vorgegebenen Strukturen ent-
sprechen dem Begriff des relativen a priori. Das relative
a priori ist gekennzeichnet durch Schwellenwerte
1. im Bereich der Sinneswahrnehmung (sensorische
Ebene)
? im Bereich der logischen Begriffsbildung (semantische
Ebene)
im Bereich der Wertung - Normierungen unter dem
Aspekt der Zweckmäßigkeit und Nützlichkeit (Motiv-
ebene).
Die Schwellenwerte für die Invariantenbildung sind ge-
netisch- und umweltbedingte Vorgaben, die in bestimm-
ten Fristigkeiten durch Lern- und Anpassungsprozesse
änderbar sind.
Betrachten wir das planende Subjekt als Automaten mit
Eingangs- und Ausgangstransformation, so erscheinen in
diesem Zusammenhang besonders die inneren Zustände und
die Übergänge zwischen diesen Zuständen von Interesse.
Transformationen und Subjektzustände können folgender-
maßen klassifiziert werden:
1. Abbildungsphase. Ergebnis: "inneres" Modell des
Objektbereiches
2. Simulationsphase. Ergebnis: alternative Programme
3. Entscheidunasphase . Ergebnis: bewertetes Proaramm
Abbildung
Eine möglichst genaue Abbildung des Objektbereiches
ist für Simulation und Entscheidung notwendig.
Der Abbildungsvorgang läßt sich darstellen als
1. Informationsaufnahme
2. Transformation in ein Modell





Die Abbildung bezieht sich sowohl auf die Struktur wie
das Verhalten des zu verändernden Objektbereiches.
Im allgemeinen wird eine einmalige Informationsaufnah-
me nicht ausreichen, um ein adäquates, beschreibendes
Modell aufzubauen.
Die erste Abbildung wird relativ unscharf sein. Aufgrund
dieser relativ unscharfen Abbildung können wir aber
neue Arbeitshypothesen und Informationsklassifikationen
entwickeln, mit deren Hilfe der Objektbereich abgefragt
werden kann.
Aufgrund der Kopplung, die sich als Informationsfluß
darstellt und der Rückkopplung, die als Frage an den
Objektbereich darstellbar ist, ergibt sich wieder ein













fikationen wird das Objekt abgefragt
Neve Information aus dem Objektbereich. Verbesse-
rung der Abbildung °
Verbesserung von Arbeitshypothesen und Informations-
klassifikationen
6. Verbesserte Fragestellung an den Objektbereich
Der Regelkreis wird solange in Funktion gehalten, bis
die erwünschte und notwendige Genauigkeit der Abbil-
dung erreicht ist.
Je genauer die Abbildung ist, desto mehr Elemente,
Strukturen und Verhaltensweisen des Objektbereiches
können bei Simulation und Entscheidung Berücksichtigung
finden.
Allerdings kann die Genauigkeit nicht beliebig gesteigert
werden. Es ist ein Optimum anzustreben, das zwischen
folgenden Polen liegt:
1. ohne Abbildung können wir zukünftige Zustände nicht
modellhaft simulieren, um daraus realisierbare ratio-
nale Entscheidungen abzuleiten,
mit zunehmender Genauigkeit der Abbildung können
Simulations- und Entscheidungsmöglichkeiten so an-
wachsen, daß die Kapazität des (der) Entscheidenden
überschritten wird.
Die Entwicklung eines hohen Bewußtseinsgrades über den
Objektbereich verläuft proportional zur Entwicklung des
Schwierigkeitsgrades der Entscheidbarkeit. Es ist ein
Optimum zwischen Rationalität und Effektivität anzu-
streben.
Modelle
Das Modell des Objektbereiches stellt, wenn wir es mit
mathematischen und systemtheoretischen Lehrformen
explizit darstellen, einen Satz von Variablen dar, die
in bestimmter Weise strukturiert sind.
Dieses Modell kann, wenn wir es mit bestimmten Daten
des Objektbereiches belegen, als beschreibendes Model!
bezeichnet werden. Die Variablen können auch als Ob-
jektvariable bezeichnet werden.
Nehmen wir an, daß der Objektbereich selbst Subjekt-
Objekt-Beziehungen beinhaltet, so enthält der Satz von
Objektvariablen ebenfalls die Werte der zu "verplanen-
den" Subiekte als Variablen.
Führen wir zusätzlich eine zeitliche Dimension als Varia-
ble in das Modell ein, so geht das beschreibende Modell
in ein prognostisches Modell über. Dabei muß berücksich-
tigt werden, daß nicht nur quantitative Änderungen denk-
bar sind, sondern auch qualitative Sprünge im Obijektbe-
reich auftreten können.
Die Simulation der Entwicklung des Objektbereiches
bezieht sich dann auch auf die Einführung never Variablen.
Stellen wir mehrere Durchgänge dieses Regelkreises dar,
ergibt sich folgende Sequenz:
1. Information aus dem Objektbereich. Erste relative
unscharfe Abbildung (Weckung der Interessiertheit)
2. Formulierung von Arbeitshypothesen und Informations-
klassifikationen
3. Aufgrund der Arbeitshypothesen und Informationsklassi-
Simwlation
Das Modell des Objektbereiches ersetzt sozusagen den
realen Objektbereich. An diesem "inneren Modell" der
Außenwelt können wir zukünftige und erwünschte Zu-
ARCH+ 3 (1970) H. 9
stände entwickeln, ohne die reale Umwelt verändern zu
müssen. An die Stelle der "trial- and error"-Methode
des Handelns tritt damit die "trial- and error"-Methode
des Denkens.
"... wird die erstere auf die konkrete materielle Welt
angewandt, so die zweite auf die Abbilder (Modelle)
dieser materiellen Welt in unserem Denken", (2)
Es ergibt sich ein neuer Regelkreis zwischen Planungs-
subjekt und seinem Modell. Dieser Regelkreis, der die
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Diese Symbolsituation darf aber keineswegs mit der rea-
len Situation des Verhaltens verwechselt werden.
Klaus: "Die Vorteile des theoretischen Spiels und seine
Nachteile bilden eine dialektische Einheit (2)
I. Das modellhafte Durchspielen von realen Umweltsi-
tuationen ist eine Notwendigkeit,um optimale Ver-
haltensweisen zu erzielen.
2. Das theoretische Spiel birgt die Gefahr, daß es sich
verselbständigt und keine konkreten Ziele mehr ver-
folgt."
Wird das Spiel am geistigen und technischen Modell
nicht mehr durch die Maxime des Handelns überwacht,
führt dies zur Störung der Gesamtfunktion des kyberne-
tischen Regelkreises.
Steinbuch: "Das zunächst untergeordnete Spiel löst sich
häufig vom Spiel ab und beginnt selbständig zu werden.
Diente das Spiel ursprünglich der Verbesserung der Pläne,
so folgt heute auf diese Spiele häufig keine Planverbes-
serung mehr. " (5)
Die Verwechslung von Symbolsituation und realer Situa-
tion kann manchmal sogar ein Mittel sein, um absichtlich
Falsche Vorstellungen von der Wirklichkeit zu erzeugen.
Der Einsatz von explikativen Modellen und das Spiel an
diesen Modellen resultiert weniger aus der erwiesenen
Brauchbarkeit dieser Methode, als vielmehr aus der er-
wiesenen Unbrauchbarkeit der bisher verwendeten Metho-
den. (6)
Planungssubjekt in der Spielsituation
Wir hatten gesagt, daß Abbildung des Objektbereiches
Invariantenbildung heißt, und zwar auf allen Ebenen
menschlicher Erkenntnis.
"... die höchste Ebene im hierarchischen System der
Steuerung und Regelung menschlichen Verhaltens ist die
Ebene der Motive und Zielsetzungen",
Die Abbildung des Objektbereiches bezieht sich dann auch
auf die Ebene der Werte. Das,was hier betrachtet werden
soll, sind nicht die unbewußten Wertsetzungen, die da-
durch einfließen, daß wir den Objektbereich, den wir
abbilden, aus einer übergeordneten Ganzheit heraus-
schneiden.
Die erste bewußte Abbildung des Objektbereiches auf
der Wertebene kann als Entwicklung von Maximen be-
zeichnet werden.
"... Maximen sind Einflußgrößen, die möglichst zu ver-
wirklichen sind, sie drücken Wünsche zu bestimmten Ziel-
setzungen aus und sind für den Planer Zielrichtung und
anzustrebende Möglichkeit." (7)
Maximen fehlen noch wesentliche Merkmale, die Ziel-
setzungen bzw. formulierte Sollzustände charakterisieren.
Die Maximen der Subjektseite stehen der Objektseite
bzw. dem Modell noch relativ isoliert gegenüber, weil
sie noch nicht die Möglichkeit der Veränderbarkeit des
Objektbereiches (Objektvariablen) und die Mittel, die
zu diesen Veränderungen aufgewendet werden müssen,
berücksichtigen. In der Simulationsphase selbst erst
können sich diese Maximen konkretisieren und zu Ziel-
setzungen werden.
Schnelle: "... Ziele können nicht gesetzt werden. Über
Ziele kann man sich aber leider nicht in einer operatio-
nalen Sprache unterhalten, denn die Verwendung von
operationalen Begriffen setzt voraus, daß diese Begriffe
durch Handlungsanweisungen ersetzt werden können. " (7)
Andererseits gibt es keine wissenschaftliche Methode der
Zielfindung. Die Auswahl von Zielvariablen und die
Zuordnung bestimmter Werte sind im allgemeinen das
Ergebnis linguistischer Prozesse.
Dabei kann die Bestimmung der Zielvariablen und die
Zuordnung von Werten nicht unabhängig von den Objekt-
variablen und den Mitteln, die ebenfalls als Variable
darstellbar sind, geschehen.
Rittel: "... Der Planer hat es im wesentlichen mit drei
Arten von Größen zu tun:
Planungsvariablen, die seine Maßnahmen beschrei-
ben,
Objektvariablen, die die Gegenstände beschreiben,
die er plant, und ihre Zusammenhänge,
Zielvariablen, auf die es ankommt, um derentwillen
er die ganze Prozedur überhaupt ausführt.
Der Planer versucht, die Kausalbeziehung zu konstruie-
ren, die ihm besagt, wie eine bestimmte Konstellation
von Planungsvariablen unter bestimmten Annahmen über
den Zustand des Objektes, zu bestimmten oder auch nur
wahrscheinlichen Werten der Zielvariablen führt." (8)
Bei dieser Aussage ist impliziert, daß der Prozeß der Ziel;
suche bereits abgeschlossen ist und bereits ein Satz von
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Zielvariablen ausgesondert ist. Die Auswahl von Ziel-
variablen scheint aber selbst nicht unabhängig von
Objektvariablen und Planungsvariablen zu sein.
Es ergibt sich etwa folgendes Bild:
1. Die Zielvariablen sind bedingt durch die Objektvaria-
blen. Die Objektvariablen sind abhängig von den
Zielvariablen.
2. Die Zielvariablen stehen in Abhängigkeit von den
Planungsvariablen. Die Planungsvariablen stehen in
Abhängigkeit von den Zielvariablen.
3 Die Objektvariablen stehen in Abhängigkeit von den
Planungsvariablen. Die Planungsvariablen stehen in








Diese gegenseitige Abhängigkeit bezieht sich sowohl
auf die Auswahl der Variablen als auch auf die Werte,
die den Variablen zugeordnet sind. Die Problematik von
Planungsmodellen liegt eigentlich weniger in der Opti-
mierung aufgrund einer festgelegten Zielfunktion, son-
dern vielmehr in der Auswahl der verschiedenen Varia-
blen selbst. Es ist aber nicht möglich, gleichzeitig die
Werte der Variablen zu ändern und die Variabien selbst
durch andere zu ersetzen.
Wir werden also von einem bestimmten Satz von Varia-
blen ausgehen müssen, die aber nicht als endgültig ge-
geben angesehen werden können, sondern in einer Rück-
kopplungsphase durch andere ersetzbar sind.
Klaus: "Kybernetische Systeme müssen fähig sein, von
einem ursprünglich angestrebten Ziel auf ein anderes,
das sich möglicherweise nebenbei ergibt, umschalten zu
können." "Bei der "trial- and error"-Methode (Modell-
situation) wird sich manchmal herausstellen, daß Ziele
erreicht werden, die zunächst gar nicht angestrebt wur-
den, und daß die ursprünglichen Zielsetzungen mögli-
cherweise unzweckmäßig oder gar falsch waren. Es ist
ein besonderes Kennzeichen einer solchen Methode, daß
sie nicht nur gradlinig verläuft, daß sie nicht nur Resul-
tate hervorbringt, die wir wünschen, sondern alle mögli-
chen Resultate, gleichgültige, unerwünschte, unerwarte-
te." (2)
Ein Planungsprozeß kann daher immer nur relativ sequent
verlaufen. Wesentlich ist dabei, daß wir den gesamten
Planungsprozeß so gliedern, daß Korrekturen in einzelnen
Untersystemen möglich sind, ohne in jedem Punkt die
Gesamtkonzeption zu ändern.
Betrachten wir die Zielvariablen und die implizierten
Wertungen in ihrer Relation zu den Objektvariablen, so
haben wir zu berücksichtigen, welche Bezugssysteme wir
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wählen. Da das Planungsobjekt im allgemeinen selbst
eine Subjekt-Objekt-Beziehung zum Inhalt hat (siehe
Hierarchie der Regelkreise), läßt sich folgendes sagen:
1. Der Objekt-Subjekt-Bezug unseres Planungsobjektes
enthält bestimmte Wertungen (kulturelle Normierungen)
und daraus abgeleitete Ziele, die mit Hilfe der im System
enthaltenen Mittel realisiert werden bzw. realisiert wer-
den sollen.
2. Der Planer selbst entwickelt eigene Zielvorstellungen
aufgrund bestimmter Werte, die sich auf das Planungsob-
jekt beziehen.
Es gibt nun zwei Möglichkeiten der Zielfindung, die zwei
Extreme repräsentieren:
1. Es werden Widersprüche aufgrund der augenblickli-
chen Konstellation der Variablen aus dem System ge-
meldet. Die Umwelt wird von den im Objektbereich
enthaltenen Planungssubjekten als problematisch empfun-
den, weil sie nicht die Möglichkeiten bereithält, be-
stimmte Ziele zu realisieren. Der Planer identifiziert sich
mit den gemeldeten Problemen und Zielsetzungen und
sucht nach Mitteln, die die Zielrealisierung erlauben.
2. Der Planer distanziert sich von den vorgetragenen
Problemformulierungen und Zielsetzungen, die vonseinem
Bezugspunkt aus systemimmanent enthalten sind und setzt
an deren Stelle ausschließlich seine eigenen Problemfor-
mulierungen und Zielsetzungen.
Beide Extreme können sich in einem gegenseitigen Lern-
und Anpassungsprozeß annähern.
Schließlich ist noch etwas zu sagen über die Beziehung
von Objektvariablen und Planungsvariablen.
Die Klärung dieser Relation führt uns zum Begriff der
Ziel-Mittel-Hierarchie.
Betrachten wir die Planung und ihre Realisierung als
Ausschnitt in einem Gesamtsystem, so ist sie einerseits
die Folge bestimmter Entwicklungen in diesem Gesamt-
system, andererseits kann die Implementation der Planung
und die daraus folgenden veränderten Zustände als Ursa-
che für neue Entwicklungen betrachtet werden.
Die Entwicklung des Gesamtsystems kann als eine Sequenz
von Folgen und Ursachen dargestellt werden, wenn wir
unberücksichtigt lassen, daß die einzelnen Variablen
miteinander rückgekoppelt sind. Betrachtet man die Steue-
rung bzw. Planung der Entwicklung eines Systems, kann
man analog von einer Sequenz von Mitteln und Zielen
sprechen.
Ein realisiertes Ziel kann dann zu einem Mittel werden,
um ein anderes Ziel zu realisieren.
Beispiel: 1 Ziel: Hebung des Bildungsstandards
2 Mittel: Bau von Schulen
3 Ziel: Bau von Schulen
4 Mittel: Programm
5 Ziel: Realisierung des Programms
6 Mittel: Entwurf (Bauplanung)
7 Ziel: Realisierung des Entwurfs
8 Mittel: Technische Durchführung
Was als Ziel bzw. was als Mittel angesehen wird, hängt
dann ab vom Planungshorizont der Planung.
Irgendwo ist natürlich diese Ziel-Mittel-Sequenz zu
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begrenzen. Im allgemeinen wird sich keine reine Se-






m “x‘Ursache I Folge a
u a] a.
ae sacheAS zu u)
Mittell&amp; zie |






Die Ziele der verschiedenen Ebenen sind zu klassifizie-
ren:
1. Strategische Ziele, langfristige Festlegungen für so-
ziotechnische und sozioökonomische Systeme.
2. Mittelfristige Ziele, Festlegungen einzelner Teil-
systeme bezüglich ihrer inneren Struktur und den Be-
ziehungen zur Umgebung des Systems.
3. Taktische Ziele, kurzfristige Festlegung verschiede-
ner Realisierungsprozesse. (7)
Die Varianzbreite, die wir einer Zielvariablen zubilli-
gen können, richtet sich dann nach Planungshorizont und
zeitlicher Reichweite.
Langfristige Ziele müssen den Zielen mit kürzerer Fristig-
keit soviel Spielraum lassen, daß die in einem System
auftretenden Zufälle organisiert und verarbeitet werden
können, d.h. daß kurzfristige Zieländerungen möglich
sind, ohne lanafristiae Ziele zu gefährden.
Entscheidung
Die Entscheidungsphase stellt den letzten Schritt vor der
Implementation der Planung dar. Die aufgrund der Simu-
lation entwickelten Programme sind nach einem Maßstab
der Zielerreichung zu bewerten.
Die Alternative mit der höchsten Markierung wird ausge-
wählt. Dies stellt das Ergebnis des Planungsprozesses dar .
Stellen wir die Entscheidungsphase in Zusammenhang mit
der Erkenntnisphase dar, so ist sie als Reduktion der in
der Erkenntnisphase induzierten Möglichkeit zu beschrei-
ben.
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Entscheidung und Determinierbarkeit von Systemen
Beziehen sich Entscheidungen auf äußerst komplexe Sy-
steme des Umweltbereiches, sind sie nicht mehr durch-
gängig determinierbar, weil die Abbildungen,die von
diesen Systemen erlangt werden, nur noch äußerst unvoll-
ständig sind und die Modelle, die wir von ihnen auf-
bauen, starke Simplifizierungen darstellen können.
Planungen, die sich auf diese Systeme beziehen, können
dann nur noch Planungen sein, die bestimmte Grenzen
festlegen innerhalb derer sich der Zufall entwickeln
kann. Anders ausgedrückt, Prozesse, die sich auf solchen
komplexen Strukturen abspielen, müssen so gesteuert
werden, daß ein Maximum an Regelung gewährleistet ist.
Klaus vergleicht die durchgängige Determiniertheit der
Planung mit der Diktatur auf politischem Feld: "... es
ist nachzuweisen, daß Diktaturen auf die Dauer nicht
funktionieren können, nicht nur deswegen nicht funktio-
nieren können, weil sie unmoralisch sind, weil sie das
Individuum vergewaltigen, sondern unabhängig von die-
sem subjektiven Moment, weil sie wegen Mangel der
objektiven Effektivität scheitern müssen. Sie kann in einer
Welt, in der es Zufall gibt, in der es dialektische Wider-
sprüche gibt, auf die Dauer nicht existieren."
Die "gesteuerte Regelung", d.h. die Festlegung bestimm-
ter Varianzen, innerhalb derer sich der Zufall entwickeln
kann, vergleicht er mit dem demokratischen Zentralis-
mus. "... multistabile Systeme zeigen, und insofern sind
sie Abbild einer gesellschaftlichen Ordnung, die nach
dem Prinzip des demokratischen Zentralismus strukturiert
ist, daß es möglich ist, den Teilsystemen ein bestimmtes
Maß an Freiheit einzuräumen, ohne daß dadurch die
Planung und die einheitliche Aktion des Ganzen gefährdet
wird. Die Eigenschaften eines multistabilen Systems zei-
gen uns aber auch, daß eine solche partielle Freiheit und
Unabhängigkeit der Teilsysteme notwendig ist. Ohne
diese partielle Freiheit der Teilsysteme gibt es keine
Höherentwicklung der Individuen und damit keine Höher-
entwicklung des Gesamtsystems." (7)
Allgemeines Planungsmodell (Stufe Planung der Planung)
Die allgemeinen Grundlagen und Definitionen, die ent-
wickelt wurden, sollen abschließend in ein allgemeines
Planungsmodell umgesetzt werden. Das Problem besteht
darin, die "inneren" Transformationen und input-output-
Zustände der Subjektzustände in eine Sequenz von Pla-
nunasschritten zu überführen.
Dabei ergibt sich eine Hierarchie von Planungsstufen. Es
soll hier das allgemeine Planungskonzept, das vom
Quickborner Team entwickelt worden ist, anhand der
allgemeinen Überlegungen über Erkenntnis und Planung
konkretisiert werden. (7)
Dieses Modell unterscheidet folgende Stufen (Planungs-
felder):
A. Feld der Hoffnung




Diese Felder stellen den Weg der Konkretisierung einer
wenig spezifizierten Idee zu einer realisierbaren Ent-





















Die offene Feldplanung kann als Abbildungsphase des
Objektbereiches verstanden werden. "... wichtig ist,
daß der Planer im Stadium der "offenen Feldplanung"
nicht durch Richtlinien der Entscheidergruppe auf eine
klare Aufgabenstellung festgelegt ist. Das Team (Pla-
nungssubjekt) muß viele Möglichkeiten offenhalten, es
soll sich seine Ziele selber suchen." (7) Dazu braucht es
einen maximalen Informationsfluß, aus deren Gegenüber-
stellung und Analyse es allmählich zu einer Festlegung
der vorläufigen Planungsziele unter Abschätzung der
Realität kommt.
D. Objektplanung
Dieses Feld legt die Objektvariablen, Planungsvariablen
und Zielvariablen fest. Es wird versucht, eine Beziehung
zwischen Objektvariablen und Planungsvariablen herzu-
stellen, die zu den angestrebten Werten der Zielvariablen
führen.
"... im Stadium der Objektplanung kommt es zu einer
wichtigen Operation: die Planer müssen entscheiden,
welche der vorgefundenen Gegebenheiten sie nicht für
änderbar und welche sie für änderbar halten. Solche Ent-
scheidungen haben nur vorläufigen Charakter, denn es
zeigt sich, daß manche, die als unumstößlich galten und
folglich zu den Determinanten der Planung gerechnet
wurden, später noch modifzierbar sind." (7)
E. Sollplanung
Die Sollplanung stellt die Transformation der Programme
in einen neuen Ist- Zustand des Objektbereiches dar.
Stellen wir die einzelnen Felder unter dem Aspekt ihrer
speziellen Problemstellung, Methoden und Ziele dar,
ergibt sich folgendes Bild:
A. Feld der Hoffnung
Problem: Widerspruch zwischen Hoffnung und Realität
Methode:Informationstransformation_ in Erkenntnis und
Entscheidung
Ziel: Realisierung der Hoffnung
alle untergeordneten Felder, jedes der Planungsfelder
(Untersysteme der Planung) hat seine spezifische Pro-
blemstellung, Methode und Zielsetzung.
A. Feld der Hoffnung
Das Feld der Hoffnung stellt den Rahmen des ganzen Pla-
nungsprozesses dar . Ohne bestimmte Erwartungen und
Hoffnungen können wir weder handeln noch planen.
B. Planung der Planung
Die allgemeinen Grundlagen dieses Feldes sind bereits
erörtert.
Schnelle: "Die Planung der Planung beschäftigt sich mit
der Vorbereitung der Planung in Abhängigkeit vom Pla-
nungsobjekt und Planungshorizont." (7)






B. Planung der Planung
Problem: Widerspruch zwischen Komplexität der Objekte
und den Methoden der Erkenntnis und Planung
Methode:Definitionen aus dem Wissenschaftsbereich,
Ableitung von Instruktionen
Ziel: Komplex von Lehrformen für die Planung
C. Offene Feldplanung
Problem: Widerspruch zwischen augenblicklicher Er-
kenntnis über das Objektfeld und notwendiger
Erkenntnis
Methode:Informationsaufnahme und Transformation in ein
Abbild des Objektfeldes mit Hilfe der Instruk-
tionen aus dem Feld der Planung der Planung
Abbildung notwendiger Genauigkeit (Modell).
Komplex von Maximen
D. ©bjektplanung
Problem: Widerspruch zwischen Maximen und erkanntem
Ist- Zustand des Objektfeldes
Methode:Bestimmung von Planungs- und Objektvariablen
Simulation


















Problem: Widerspruch zwischen Ist-Zustand und formulier-
tem Programm
Methode: Transformation der Programme in einem veränder-
ten Ist-Zustand
Ziel: Veränderter Ist- Zustand
Dieses allgemeine Planungsmodell ist dann in einer spe-
ziellen Planungssituation in ein konkretes Planungsmodell
zu übersetzen (siehe Abbildung).
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Thomas Kuby
ZUR GESELLSCHAFTLICHEN FUNKTION DES
INDUSTRIAL DESIGN
Design und Befreiung des Individuums?
Planend und ordnend in die industrielle Produktion ein-
zugreifen, um so zur "Verbesserung der menschlichen
Umwelt" (ICSID-Report) beizutragen, das ist die Absicht.
in der sich alle Richtungen des Industrial Design, von
den Planern bis zu den "Mustermachern" zusammenfin-
den. Gemeinsam ist ihnen die Überzeugung, daß die
freie Entfaltung des Individuums unter den gegebenen,
also kapitalistischen Bedingungen der industriellen Pro-
duktion erreicht werden könne. Nur des Zugriffs des
gestaltenden Willens bedürfe es, um mit der "unbestreit-
baren Anarchie" (Braun-Feldweg) fertig zu werden.
Die politische Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus
hat im Industrial Design, bei allem sozialen Engagement
seiner Väter, nicht stattgefunden. Abgehoben von ihren
spezifischen gesellschaftlichen und politischen Grund-
lagen erscheint die industrielle Produktion als neutraler,
technischer Apparat: als das Universum des technisch
Möglichen, innerhalb dessen die autonom gedachte,
subjektive Intention des Designers den Fortschritt zum
Besseren schafft.
Nur unter diesem Gesichtspunkt, nämlich in der Frage,
ob industrielle Produktion und Kunst vereinbar seien,
war die industrielle Produktion dem Industrial Design je
suspekt. Aber das ästhetische Ressentiment gegen die
Maschine, selbst schon Ausdruck eines politisch begriff-
losen Bewußtseins, verschwand mit ihrer Bejahung durch
den ’ Neuen Stil’ . In Gropius’ Formel "Kunst und Tech-
nik, eine neue Einheit" erscheint die Verknüpfung von
Kultur und Industrie dem liberalen Bewußtsein nur noch
als pädagogisches Problem. Als schließlich mit den ersten,
bewußt gestalteten Industrieprodukten, mit der ersten
glasverkleideten Fabrik der praktische Nachweis einer
Iuftigeren Welt erbracht war, war die Frage, Industrie
ja oder nein, für das .Design vom Tisch - und mit ihr
jeder Anstoß zur gesellschaftspolitischen Reflexion. Denn
was bedeutete noch länger die ’ ideologische Kritik’ an
den Gewinnzwecken der kapitalistischen Produktion, das
Gerede von der privaten Verfügungsgewalt über die Pro-
dunktionsmittel, wenn doch, allen sichtbar, weder die
private Verfügung noch die Gewinnzwecke die Produk-
tHonsmittel daran hindern konnten, eine praktischere,
"Thomas Kuby, geb. 1941, schloß sein Studium des
Industrial Design an der Hochschule für Gestaltung,
Ulm, mit einer gesellschaftspolitischen Kritik des In-
dustrial Design ab. Aus dieser Arbeit veröffentlichen wir
den nachfolgenden Auszug."
bequemere und - jedenfalls nach dem Geschmack der
oberen Mittelschicht - auch "schönere" Umwelt hervor-
zubringen? Die von Schmutz, Düsterkeit und Plackerei
gekennzeichneten Lebensbedingungen des Menschen, die
als konkreter Erfahrungsgehelt hinter der Marxschen Idee
der Entfremdung standen, schienen innerhalb der beste-
henden Gesellschaftsordnung überwindbar. Tatsächlich
wurden sie im Zuge der Entwicklung der Produktivkräfte
(und nicht zuletzt unter dem Druck der Gewerkschaften)
in weit höherem Maße überwunden, als Marx für die
kapitalistische Gesellschaft voraussehen konnte. Daß die
gesellschaftlichen Widersprüche und Konflikte hinter den
neuen Erscheinungsformen fortexistierten, blieb dem In-
dustrial Design verborgen: die rein optische Erfahrung
einer freundlicheren Umwelt ließ Bequemlichkeit, Ge-
Fälligkeit der Form und Menschlichkeit zu synonymen
Begriffen werden. Noch die ständige Verfeinerung und
künstliche Differenzierung unserer Umwelt wird vom De-
sign heute - im festen Glauben an die Einheit von Fort-
schritt und Profit - als Beitrag zu einer besseren, ver-
nünftigeren Welt ausgegeben. Allerdings ist fraglich, ob
das, was Industrial Design unter dem Anspruch der Fort-
schrittlichkeit tut, dazu beitragen kann, dem Menschen
die Bedingungen einer freieren, von irrationalen Zwängen
und Aggressivität befreiteren Existenz in die Hand zu
geben.
Die Frage kann nur gesellschaftspolitisch beantwortet
werden. Dazu ist es nötig, die Funktionsstellen des In-
dustrial Design innerhalb der herrschenden Gesellschafts-
ordnung zu bestimmen.
Erscheinung als Gebrauchswert
Die Gewinnzwecke der kapitalistischen Produktion ver-
langen, daß die erzeugten Waren nach dem jeweiligen
Stand der Produktivkräfte technisch und wirtschaftlich
herstellbar und nach den Anforderungen des Marktes ge-
winnbringend absetzbar sind. Um aber absetzbar zu sein
müssen sich die Gewinninteressen des Kapitals mit den
Gebrauchswertbedürfnissen der Menschen vermitteln.
Durch die antagonistischen Interessen des Marktes selbst
gespalten in technische Produktgestaltung einerseits,
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ästhetische Warengestaltung andererseits, ist es die
zentrale Aufgabe des Industrial Design, diese antagoni-
stischen Interessen zum Ausgleich zu bringen.
W.F. Haug hat darauf hingewiesen, daß der fundamen-
tale Gegensatz zwischen den Interessen des Kapitals und
den Bedürfnissen der Menschen dazu führt, daß sich die
Gebrauchswertinformationen als trügerischer Schein von
den Produkten ablösen und so eine Kluft zwischen der
sinnlichen Erscheinung und dem realen Gebrauchswert
der Waren entsteht. Tatsächlich gehört die Enttäuschung
über die Differenz zwischen den, z.B. auf der Packung
oder in der Anzeige versprochenen und den effektiv
nutzbaren Gebrauchswerten heute zur täglichen Erfah-
rung der Konsumenten. Aber irreführende Gebrauchswert-
informationen sind kein wesentliches Kennzeichen des
Industrial Design, selbst dann nicht, wenn es, wie ver-
mutet, in vielen Fällen dazu dienen sollte, die Senkung
funktionaler Gebrauchswerte zu verschleiern. Denn das
Industrial Design erfüllt seine wirtschaftliche Funktion
nicht, indem es den Konsumenten besondere funktionale
Gebrauchswerte verspricht. Was es ihnen verspricht, und
als Technik der Gewinnmaximierung versprechen muß,
ist ein über die mehr oder weniger einheitlichen funk-
tionalen Gebrauchswerte hinausgehender Zusatznutzen.
Und diese Versprechungen sind, da der Zusatznutzen in
der Erscheinung der Produkte liegt, so real und deutlich
wie die Produkte selbst. Die Erscheinung der Produkte
ist ein realer, nachprüfbarer Gebrauchswert für die Kon-
sumenten: der Schein befriedigt reale Bedürfnisse.
Welche Bedürfnisse sind das?
Gefallen oder Angst
Die Frage, welche Bedürfnisse bei den Konsumenten
durch den Kauf einer Ware befriedigt werden, erübrigt
sich für das Industrial Design mit der Feststellung des
Gefallens, das die Produkte bei den Käufern finden. In
der Gefälligkeit der Produkte, ihrem ’künstlerischen
Wert’, verbinden sich Fortschritt und Profit zur schein-
bar konfliktlosen Einheit: was gefällt, steigert nicht nur
den Umsatz, sondern ist auch ein genuiner Beitrag zum
menschlichen Fortschritt.
"Führende Großbetriebe haben bewiesen - und das gibt
den Ausschlag - daß es sich auf die Dauer bezahlt macht,
wenn sie neben technischer Vollendung und Preiswürdig-
&lt;xeit auch für den künstlerischen Wert ihrer Produkte be-
sorgt sind und mit ihnen Geschmack und Anstand unter
die Menge tragen. Sie ernten damit nicht nur den Ruhm,
Kultur zu fördern, sondern auch. . .pekuniären Gewinn."
(1)
Im gleichen Sinne, aber nüchterner heißt es heute:
"Ein Teil der Aufgabe des Designers besteht darin, Dinge
zu kreieren, die.den Leuten gefallen... Um erfolgreich
zu sein, müssen die Produkte angenehm aussehen und so
gestaltet sein, daß man gerne mit ihnen umgehen und
leben möchte. Um gut gestaltet zu sein, muß das Produkt
in ästhetischer Hinsicht befriedigen." (2)
Demnach befriedigt also der Schein, die Erscheinung der
Produkte die ästhetischen und kulturellen Bedürfnisse der
Menschen? Die Annahme ist nichts als eine spekulative
Interpretation des Käuferverhaltens. Das Gefallen, das
die Konsumenten angesichts einer Ware äußern, läßt die
inhaltliche Bestimmung der durch den Kauf der Ware be-
friedigten Wünsche und Bedürfnisse nicht zu.
®
Eine eindeutige Aussage macht ’Gefälligkeit’ nur über
die Marktchancen der Produkte: weil den Konsumenten
gefällt, was sie kaufen, werden sie kaufen, was ihnen
gefällt. In der Gefälligkeit wird das Kaufverlangen der
Konsumenten festgestellt und zugleich konserviert. Da die
Gefälligkeit der Produkte durch die Techniken der ästhe-
tischen Variation immer erzeugt und durch Umfragen in
der prospektiven Käufergruppe empirisch überprüft werden
kann, genügt sie, ohne inhaltlich irgendwie bestimmt zu
sein, als Leitlinie für erfolgreiches Design.
Mit dem Gefallen, das die Produkte hervorrufen, wird
die Unfähigkeit der Konsumenten, ihre Bedürfnisse anders
als durch den Kaufakt zu artikulieren, geschickt unter-
laufen.
"Um feststellen zu können, von welchen psychologischen
Motiven sich die Kunden leiten ließen, erklärte Mr.
Clements, ’sollten wir nun als erstes die Frage vorlegen:
Wissen die Leute eigentlich, was sie wollen?’ Die Ant-
wort auf diese Frage lautet, daß die Leute nicht wissen,
was sie wollen’, sagte Mr. Clements, sondern nur wis-
sen, ’was ihnen gefällt oder nicht gefällt’ ." (3)
Darin liegt der Grund für die wirtschaftliche Nutzbarkeit
der in Regie genommenen Erscheinung der Produkte: ohne
die Bedürfnisse der Konsumenten zu klären, übersetzt der
ästhetische Reiz ein diffuses, in seinen Ursachen undurch-
schautes ’ Wollen’ in den infantilen Reflex des ’Haben-
Wollens’, in das keiner rationalen Kontrolle unterzogene
Verlangen nach der angebotenen Ware.
Die Erklärung, durch die Gestaltung industriell gefertig-
ter Produkte trage das Design zur Befriedigung der ästhe-
tischen und kulturellen Bedürfnisse der Konsumenten bei,
kann unter diesen Umständen nicht akzeptiert werden.
Die Grundstruktur der tatsächlich befriedigten Bedürfnisse
ist mit ihrer Erscheinungsform, dem Gefallen, nicht iden-
+isch.
Der amerikanische Motivforscher Ernest Dichter nennt das
"Verlangen nach Sicherheit" (4) eine der stärksten Moti-
vationen für menschliches Handeln überhaupt. Die Fest-
stellung wird plausibel mit der allseitig konstatierten
Verunsicherung des einzelnen in einer Gesellschaft, die
sich durch ein hohes Maß an sozialer und räumlicher Mo-
bilität und eine zunehmende Funktionalisierung des öffent
lichen Lebens auszeichnet: das Verlangen nach Sicherheit
entspringt dem Gefühl der Bedrohung. Tatsächlich wird
die latente Angst der Menschen durch die opake Gewalt
der öffentlichen Sphäre aktualisiert.
"Angst läßt sich um so leichter erwecken, je unüber-
schaubarer die Gesellschaft in ihren Dimensionen wird,
je mehr die Arbeitsteilung fortschreitet und das Individuum
in einem Netz spezialisierter Einzelleistungen, von denen
es abhängig ist, sich gefangen sieht." (5)
Zur Angst als "Erwartungsaffekt der Hilflosigkeit" (Haug)
tritt die Relativierung traditioneller Verhaltensnormen,
deren Erfüllung dem einzelnen Solidarität und Anerken-
nung der Gruppe und damit persönliche Sicherheit ver-
sprach. Ist die Angst der von einem anonymen Apparat
abhängigen und isolierten Individuen wesentlich Angst
vor Anerkennungsverlust, so wird sie durch die Problema-
tisierung der Frage, wie überhaupt die Anerkennung der
Umwelt zu erreichen sei, noch verschärft.
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"Anerkennung an sich, unabhängig von dem, was aner-
kannt wird, ist die einzig eindeutige Erfolgsnorm in die-
ser Situation: man ist erfolgreich, wenn man Anerkennung
gewinnt." (6)
Statt traditionell vorgezeichnet zu sein, werden die Ver-
haltensweisen und Werte, deren Befolgung oder Erwerb
Anerkennung verleihen, nun durch die Gruppe, der man
sich zugehörig fühlt, oder der man angehören möchte,
in jeweils wechselnden Mehrheitsverhältnissen repräsen-
tiert. Zugehörigkeit zur Gruppe wird damit, wie Ries-
man feststellt, abhängig von der Fähigkeit, ihre wech-
selnden Normen zu erkennen und sich ihnen schnell und
reibungslos anzupassen.
Die notwendige ’ Folgebereitschaft”’ wird von Riesman
vor allem unter dem Gesichtspunkt der ’ Verhaltenskon-
formität’ besprochen, wobei die Übereinstimmung mit
der jeweils ” gültigen” Meinung mehr oder weniger ein-
geschlossen ist. Betrachtet man jedoch, wie stark sich
die Verhaltensnormen einer Gruppe durch den Erwerb
neuer Waren ändern, so erscheint es notwendig, die
Folgebereitschaft im Kauf von Waren besonders zu be-
tonen. ”Warenkonformität’ wirkt der Angst vor Aner-
kennungsverlust entgegen, weil sie dem einzelnen das
Gefühl der Zugehörigkeit zu einer zwar größtenteils
anonymen, aber in ihrem wirtschaftlichen Status scharf
umrissenen Klasse vermittelt.
"Soziale Anerkennung ist nur eine andere Spielart der
Sicherheit, die wir dadurch charakterisieren können,
daß sie uns hilft, uns dem Leben anzupassen... Oft
übersehen wir die Tatsache, daß in Amerika die Marken-
artikel beinahe ein Ersatz für Adel und Stammbaum ge-
worden sind. Trägt man einen Stetson, rückt man in die
Klasse der Herren auf, die den gleichen Hut tragen...
Alle Männer, die die gleiche Tabakmarke rauchen oder
mindestens eine solche, die anerkanntermaßen von der
gleichen Klasse bevorzugt wird, fühlen sich wie Brüder
oder wie Mitglieder eines Geheimbundes." (7)
Die schnelle Anpassung an die Warennorm führt zu einer
in den erworbenen Waren sich darstellenden ’ Oberflä-
chendifferenzierung’ , die für die gesellschaftliche An-
erkennung des einzelnen von gleicher Bedeutung ist, wie
die Produktdifferenzierung für die Stimulierung der
Nachfrage unter monopolistischen Wettbewerbsbedin-
gungen (siehe Teil I). Bedeutsamer als diese formale
Übereinstimmung ist freilich, daß das auf Angst vor An-
arkennungsverlust zurückgehende Bedürfnis der Oberflä-
chendifferenzierung als Voraussetzung für Produktdiffe-
renzierung, also für die wirtschaftliche Funktion des
Industrial Design angesehen werden muß. Die Angst,
durch neue Produkte geweckt und nur durch ihren Erwerb
zu befriedigen, erzeugt erst den allgemeinen Konsum-
zwang, der für den Absatz immer neuer Produktvariatio-
nen unerläßlich ist. Denn das Versprechen gesellschaft-
licher Anerkennung und Sicherheit, das den Produkten
in ihrer Erscheinung anhaftet und ihren Zusatznutzen
ausmacht, erfüllt sich immer nur kurzfristig und immer
nur um den Preis seiner Zurücknahme .
Wenn der These, das Kaufverlangen der Konsumenten
entspringe einem auf Angst gegründeten Bedürfnis nach
Sicherheit, eine erklärende Bedeutung zukommt, dann
muß gegen die selbstgefällige Behauptung des Industrial
Design, die von ihm entworfenen Produkte befriedigten
die ästhetischen und kulturellen Bedürfnisse der Konsu-
menten und wendeten sich an ihren Geschmack, der
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Ideologieverdacht erhoben werden; dann ist das Gefallen,
das die Konsumenten angesichts einer Ware äußern, nicht
einfach als Zeichen ihrer Zustimmung zu werten, son-
dern vielmehr als das sprachlose Einwilligen und Sich-
beugen unter die gesellschaftlichen Zwänge, gepaart mit
der Hoffnung auf jene Befriedigungen, die den ’ anderen’
anscheinend gewährt sind: die Besänftigung der durch
Reklame und Design geweckten Angst vor Anerkennungs-
verlust .
Die Beteuerung, ’Wir geben ihnen nur, was sie wollen’ ,
nennt C. Wright Mills die "Große Lüge" der Massenkul-
tur und indienstgestellten Kunst. Zugleich sieht er in ihr
"die schwache Ausrede für das kulturelle Versagen vieler
Designer".
"Der Verkaufsapparat, dem viele Designer nun angehören,
wirkt mehr dahingehend, neue Bedürfnisse zu erzeugen,
als die schon existierenden zu befriedigen. Die Konsu-
menten sind darauf trainiert, das zu ’ wollen’, was ihnen
am häufigsten vorgesetzt wird. Bedürfnisse entstehen nicht
in irgendwelchen verschwommenen Bereichen der Konsu+
mentenpersönlichkeit; sie werden geformt durch einen
ausgefeilten Apparat aus Wortgeklingel, Mode, Über-
redung und Betrug. Sie gewinnen Gestalt durch den kul-
turellen Apparat und die Gesellschaft, in die er gebettet
ist. Sie wachsen und ändern sich nicht mit der Entwick-
lung des Geschmacks der Konsumenten, sie werden her-
vorgerufen und geändert durch denselben Prozeß, durch
den sie befriedigt und durch den alte Befriedigungen auf:
gehoben werden. Die Maßstäbe des Geschmacks und des
Urteils selbst werden durch ästhetische Veralterung (status
obsolescence) und eine ausgeklügelte Mode gesteuert.
Das Prinzip ist, zu erreichen, daß sich die Leute des vor-
jährigen Modells schämen und sich in ihrem Selbstgefühl
durch den Kauf des diesjährigen Modells gestärkt fühlen;
das Prinzip ist, Angst vor Anerkennungsverlust (panic for
status) zu wecken und damit die Angst vor persönlichem
Versagen - und die Erleichterung von der Angst mit dem
Konsum einer bestimmten Ware oder Dienstleistung zu
verbinden." (8)
Geschmack ist, wie Haug bemerkt, "von einer Instanz
der Freiheit und Sittlichkeit...zur bloßen Funktion der
Konsumplanung geworden". (9) Wenn es das "letzte Ziel"
des Industrial Design sein soll, "durch die Dinge den
Menschen selber der Form zu unterwerfen" (Braun-Feld-
weg), so offenbart sich gerade in dieser arglosen Be-
merkung der Ideologiecharakter des Industrial Design:
indem die Menschen der Form der Dinge unterworfen
werden, werden sie in Wahrheit, unter dem Vorwand der
Form, den Dingen selbst unterworfen. Denn von einer
Entwicklung des Geschmacks, die den Menschen nicht
nur für die Manipulationen der ästhetischen Innovation
empfänglich machte, sondern ihn befähigte, über die
angebotenen Waren kritisch zu befinden, kann nicht die
Rede sein.
"Die bei der Erhebung gemachten Erfahrungen scheinen
darauf hinzudeuten, daß individuelle Vorlieben auf dem
Gebiet des Konsums nicht als eine Entwicklung der
menschlichen Fähigkeit angesehen werden kann, sich
urteilsfähig mit den Kulturgegenständen auseinanderzu-
setzen. Denn man kann diesen kulturellen Beschäftigun-
gen schwerlich einen Gewinn für die Privatheit und Per-
sönlichkeit zuschreiben, wenn sie so betont nur als Mittel
benutzt werden, sich auf bevorzugte Weise mit anderen
in Kontakt zu bringen. Diese Kulturgüter werden so, was
immer auch ihre echte Natur sein mag, zu bloßen Ver-
Hr
haltensstützen, die letzthin durch die geradezu feti-
schistische Art ihres Ergreifens ihren humanen Wert ver-
lieren." (10)
Der eingangs geäußerte Zweifel, ob das Industrial De-
sign dazu beitragen könne, dem Menschen die Bedin-
gungen einer von irrationalen Zwängen befreiteren
Existenz in die Hand zu geben, bestätigt sich: weit da-
von entfernt, nicht nur eine ’bequemere’, sondern, dem
eigenen Anspruch gemäß, vor allem ’menschlichere’
Umwelt zu errichten, reproduziert und verstärkt das den
Gewinnzwecken untergeordnete Industrial Design durch
den Appell an die Angst die Zwänge der kapitalistischen
Gesellschaft. Und indem es noch die irrationalsten, von
Angst und Hilflosigkeit geprägten Wünsche der Konsu-
menten erfüllt, wird das Industrial Design ganz allge-
mein zum Vehikel gesellschaftlicher Repression und da-
mit letztlich zu einem wirksamen Mittel der Herrschafts-
sicherung.
Zweckrationalität und Privatheit
Passiert die Funktionalisierung des Menschen nur im
"öffentlichen Bereich’, in der Sphäre des Berufs und den
Einrichtungen der Stadt, oder sind die Agenten rigider
Zweckrationalität dem Menschen nicht inzwischen in
seine Intimsphäre, in seine Wohnung gefolgt?
Angesichts der Betonung, die die neuere Literatur zum
Thema ’ Öffentlichkeit und Privatheit’ auf das sterile,
durch Sentimentalität gekennzeichnete ” Glück-im-
Winkel’ gelegt hat, ist man geneigt, diese Frage zu
verneinen. Die schon von Bahrdt aufgrund eines gestörten
Verhältnisses von Öffentlichkeit und Privatheit konsta-
tierte Abkapselung der Intimsphäre (11) wird durch die
Untersuchungen von Habermas zum "Strukturwandel der
Öffentlichkeit" (12) bestätigt:
"In dem Maße, in dem Staat und Gesellschaft sich wech-
selseitig durchdringen, löst sich die Institution der
Kleinfamilie aus dem Zusammenhang mit Prozessen der
gesellschaftlichen Reproduktion: die Intimsphäre, einst
das Zentrum der privaten Sphäre überhaupt, rückt, so-
weit diese selbst sich entprivatisiert, gleichsam an deren
Peripherie." (13)
Stärker als die passive, durch den Wandel der Öffent-
lichkeit bedingte Ausgliederung der Familie aus dem
"Funktionszusammenhang der gesellschaftlichen Arbeit"
(Habermas) hebt Bahrdt die aktive Flucht der Individuen
in das private Heim vor einer in isolierte Funktionen
zerfallenden Stadt-Öffentlichkeit hervor.
"Weite Teile der Stadt, in der der Großstädter lebt,
bleiben ihm unbekannt. Die ungebändigte Dynamik der
Entwicklung läßt die Stadt als Ganzes undurchsichtig
wie einen Dschungel werden: Sie hört auf, öffentlich zu
sein. Die Stadt erscheint als bedrohliches Ungeheuer,
ein Grund, um sich noch mehr in die Privatsphäre zurück-
zuziehen, die nach und nach den Charakter einer Flucht-
burg oder eines Schlupfwinkels annimmt, wo man von
niemandem gefunden werden kann." (14)
Die Feststellung der Flucht des Individuums vor einer
bedrohlichen Umwelt wird im Zusammenhang mit der
Kritik am Funktionalismus im Städtebau erneut aufge-
nommen und unter dem Einfluß amerikanischer Untersu-
chungen (15) präzisiert: der abstoßende Charakter der
Städte wird auf ihre funktionale, den Erwerbszwecken
rn
folgende "Entmischung" (Jacobs) zurückgeführt. Damit
erscheint deutlicher als noch bei Bahrdt ("ungebändigte
Dynamik der Entwicklung") die zunehmende Konzentra-
tion und Macht des Kapitals als Ursache für den Zerfall
der Stadt-Öffentlichkeit, die für den einzelnen immer
abstrakter und unzugänglicher wird.
"Je rücksichtsloser sich Zweck-Rationalität in der Ge-
staltung der Umwelt durchsetzt, desto ungehemmter kommt
es zur Regression in den Kitsch. Wie zu erwarten, blüht
in einer Umwelt, die dem Prinzip der Zweck-Rationalität
verfällt, jenes ’ Glück-im-Winkel’, in das sich der ein-
zelne zurückzieht. Das Individuum flüchtet sich, gerade
weil unsere Städte auch in ihrer Baugestalt sich so sehr
der Wirklichkeit der Angestellten-Welt annähert, in eine
von aller Rationalität und Vernunft abgelöste Sentimen-
talität innerhalb seiner vier Wände." (16)
Mit dem anschließenden Hinweis auf den vergeblichen
Charakter der Flucht in die Intimsphäre grenzt Lorenzer
seine Bemerkung gegen die vor allem von Schelsky ver-
tretene Idee einer kleingruppenhaften Gemeinschaft ab,
in der das Kind "vor der Berührung durch Arbeitswelt und
Öffentlichkeit abgeschirmt und behütet" (17) heranwächst
Dennoch ist zu fragen, wie die Tendenzen der Zweckra-
tionalität das Individuum in seiner "von aller Rationali-
tät und Vernunft abgelösten" Sphäre sentimentaler Inner-
lichkeit erreichen? Damit ist die Frage nach der Soziali-
sation, die durch diese Sphäre erfolgt, gestellt. Habermas
bemerkt dazu:
"Im Verhältnis der Entlastung von ihren ökonomischen
Aufgaben verlor die Familie komplementär auch die Kraft
zur personalen Verinnerlichung. Der von Schelsky diagno-
stizierte Zug zur Versachlichung der familialen Binnen-
verhältnisse entspricht einer Entwicklung, in deren Verlauf
die Familie als primäre Agentur der Gesellschaft immer
weniger beansprucht wird. Der vielberufene Abbau väter-
licher Autorität. . .gehört in den gleichen Zusammenhang.
Die einzelnen Familienmitglieder werden nun in höherem
Maße von außerfamilialen Instanzen, von der Gesellschaft
unmittelbar sozialisiert; hier sei nur an jene explizit pä-
dagogischen Funktionen erinnert, die die bürgerliche
Familie formell an die Schule, informell an anonyme
Kräfte außerhalb des Hauses abgeben mußte. Die Familie,
die aus den-unmittelbaren Zusammenhängen der Repro-
duktion der Gesellschaft immer mehr ausgegliedert wird,
behält mithin einen Innenraum intensivierter Privatheit
nur dem Schein nach zurück: in Wahrheit büßt sie mit
ihren ökonomischen Aufgaben auch die schützende Funktion
ein." (18)
Horn sieht in der Tatsache, daß die Ausbildung einer von
der Gesellschaft unabhängigen "seelischen Agentur" durch
die funktionsentlastete Familie nicht mehr geleistet wer-
den kann, die für den Bestand der herrschenden Gesell-
schaftsordnung entscheidende Veränderung im Prozeß der
Sozialisation.
"Der unmittelbare Anpassungszwang, der heute die Sub-
jekte von früh an dirigiert, verhindert schon potentiell
eine begrifflich vermittelte Auseinandersetzung mit der
Gesellschaft. ..Es will scheinen, als ob unter den vor-
liegenden Reproduktionsbedingungen vom Zustandekom-
men einer seelischen Agentur wie dem bürgerlichen Ich
nicht mehr gesprochen werden kann. . ‚Integriert wird nu
noch im Interesse des Funktionierens des Ganzen. Sach-
wissen für Funktionäre wird vermittelt, während das
Affektive uninteariert bleibt und separat verwaltet wird.
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Unbedingt sozialtreue, psychisch infantile Spezialisten
sind die neuen Atome, vermittels derer sich Gesellschaft
erhält." (19)
Es wäre verfehlt, wollte man die Veränderung im Soziali-
sationsprozeß allein als Folge der Aushöhlung der bür-
gerlichen Familie begreifen. In die Leerstellen der
strukturell geschwächten, zunehmend in Frage gestellten,
aber durch repressive Gesetze gegen mögliche Verände-
rungen abgeschirmten Institution der Kleinfamilie fallen
ständig, am augenfälligsten durch die Medien der Mas-
senkommunikation, eindeutige, ’sozialisationsstarke’
und die Entsicherung der privaten Sphäre noch verschär-
Fende Impulse ein. Daß diese Impulse nicht nur von
Fernsehen, Radio, Illustrierten etc. ausgehen, sondern,
der Wirkung dieser Medien den Boden bereitend, im
Szenarium der Wohnungen bereits angelegt sind, bestä-
tigt Horn an anderer Stelle mit der der Zusammenhang
mit dem Inudstrial Design hergestellt wird.
"Die hochindustrialisierte, erstarrte Industriegesellschaft
versucht, durch ein Höchstmaß an Ritualisierung und
Vorstrukturierung der Umwelt zu verhindern, daß psy-
chische Energie Grundlage progressiver Ich-Erweiterung
und damit potentiell gesellschaftlicher Veränderung wird
Mit Hilfe der Verplanung auch der kleinsten Details des
täglichen Lebens soll diese Energie eingefangen und der
in der Reproduktionssphäre investierten, praktisch unbe-
weglichen zugeschlagen werden. So funktionalisiert man
die Menschen." (20)
Möglicherweise ist der Beitrag, den das Industrial Design
zur Funktionalisierung der Menschen durch die Funktio-
nalisierung ihrer Wohnungen leistet, für den Bestand der
kapitalistischen Gesellschaftsordnung bedeutsamer, als
die Stimulierung der Nachfrage unter monopolistischen
Wettbewerbsbedinaungen (siehe Teil 1).
Funktionalisierung durch Industrial Design
Ist die Funktionalisierung abhängig vom funktionalisti-
schen Stil? Daß farblos-rechtwinkelige Monotonie ge-
eignet ist, die phantasielose Ängstlichkeit zu reprodu-
zieren, die ihre Schöpfer zuweilen auszeichnet, ist
anzunehmen. Einleuchtend ist auch, daß die nur noch
einer strikt zweck-orientierten Handhabung zugänglichen
Geräte und Einrichtungen einer noch nicht zurechtge-
stutzen Emotionalität keine Anknüpfungspunkte mehr
bieten, also jene stabilen ’Objektbeziehungen” unter-
binden, die als Voraussetzung für die urteilsfähige Aus-
einandersetzung mit der Gesellschaft angesehen werden
müssen. Aber der Funktionalisierung des Menschen ent-
kommt das Industrial Design nicht durch die Absage an
den funktionalistischen Stil und seine Ersetzung durch
einen vermeintlich ”spontaneren’: die Stühle der ’officia
undiei’ eignen sich ebenso wie die Sessel von Mies van
der Rohe dafür, den Menschen in einen Käfig einzusper-
ren. Es handelt sich gerade nicht um ein formal-ästhe-
tisches Problem.
Was das Industrial Design unabhängig von Stil und sub-
jektiver Intention zu einem dominanten Faktor der Funk-
tionalisierung und Durchsetzung gesellschaftlicher Herr-
schaft macht, ist der für die Stimulierung der Nachfrage
in einem tendenziell gesättigten Markt notwendige Appe
an die Angst. Er reproduziert bis ins Private hinein die
Herrschaftsstruktur der Gesellschaft, indem er die Men-
schen zwinat, ihre Wohnungen in ein Forum der Status-
und Prestigedemonstration zu verwandeln und darin jene
Objekte, die die Besänftigung der Statusangst verspre-
chen, als Fetische persönlicher Macht wie auf einer
Ausstellung zu präsentieren.
"Die Wohnung wird nicht zuerst unter dem Gesichtspunkt
der natürlichen Bedürfnisse gesehen, denen sie zu dienen
hat, sondern der Struktur unserer Gesellschaft entspre-
chend entweder unter Ausbeutungs- oder unter Prestige-
gesichtspunkten; sie demonstriert Herrschaft und Status."
(21)
Hier liegt der Grund für die Funktionalisierung durch das
Industrial Design, die Unterwerfung des Menschen unter
eine starre, den bedrohlich-schönen Bildern der Massen-
medien nachgebildete, ästhetische Ordnung, die so
empfindlich ist, daß sie durch die Spuren des Gebrauchs
psychologisch entwertet und durch jede spontane Äuße-
rung gestört wird. Damit wiederholt sich in den Wohnun-
gen, was in der Stadt begann:
"Subjektives darf nur noch zum Ausdruck kommen, inso-
fern es den gesellschaftlichen Funktionszusammenhang
unterstützt, insofern es auf Zeichen und Signale reagiert
und diese Reaktionen funktional sind." (22)
Funktional ist diesen Wohnungen nur noch das konsum-
orientierte, passive Freizeitverhalten. Es wird durch. den
Grundriß der Wohnungen ebenso erzwungen, wie durch
die Unzahl der vom Industrial Design bereitgestellten
Apparate, die als Prestigeobjekte immer auch darauf zie-
len, dem Menschen eine undurchschaute Welt per Knopf-
druck zur Verfügung zu stellen, ihn abzulenken und zu
beruhigen. Dabei zerstört die Festlegung auf ein best imm-
tes Verhalten nicht nur die Wohnlichkeit der Wohnungen
(23), sondern ist darüber hinaus ein Mittel zur Fixierung
des Menschen in seiner gesellschaftlichen Rolle.
"Die Mechanisierung der Haushalte etwa, von der Kon-
zerne leben, spiegelt der Frau die Befreiung von der
Handarbeit vor; zugleich fesselt sie sie an die Rolle, die
ihr der Kapitalismus zudiktiert. Am Bedienungspult für
individuell erworbene Maschinerie wird ihre gesellschaft-
liche Rolle unterm Schein der Emanzipation zementiert."
(24)
Die unter dem Statusaspekt funktionalisierten Wohnungen
sind nicht mehr der Ort einer Lebensweise, von der man
noch behaupten könnte, daß sie in qualitativer Differenz
zur Arbeits- und Organisationswelt stehe. Darin liegt die
Gefahr einer Großstadtkritik, die an den Wohnungen nur
das ”ganz andere’, den ’sentimentalen Kontrast zur Ar-
beitswelt’ betont. Als entrückter Hort falscher Innerlich-
keit sind die Wohnungen Demonstrationsstätten für Prestige
und Besitz - und gerade deshalb eine ’ Agentur der Ge-
sellschaft” , Dabei ist die Rolle des Industrial Design von
überragender Bedeutung, auch wenn sie nicht immer so
klar zutage tritt, wie in folgender Empfehlung:
"Das Wissen, daß eine Frau ein Haushaltsgerät auch da-
durch in Besitz nimmt, daß sie es poliert, sollte einen
Formgestalter bewegen, daß er einen Herd entwirft, der
genug Flächen, die poliert werden können, hat." (25)
Unterdrückung der Kinder
In schärfstem Widerspruch stehen diese Wohnungen zu den
Bedürfnissen der Kinder, die in ihnen heranwachsen und
für die sie obendrein in einem wesentlich intensiveren,
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weil ausschließlicherem Maße ’ Umwelt’ bedeuten als für
die, zumal in der Großstadt, mobileren Erwachsenen.
Der ständige Konflikt zwischen den spontanen Äußerun-
gen des Kindes und der starren Ordnung, die es umgibt,
führt dazu, daß es in den meisten seiner Handlungen von
Ermahnungen und Verboten umstellt und so seine psychi-
schen Energien allmählich zerschlagen und in Bahnen ge-
lenkt werden, die eben diese Ordnung erhalten und re-
produzieren. Politisch bedeutsam erscheinen vor allem
zwei Konsequenzen dieser auch ohne Prügelstrafen
brutalen Kindheitsdressur: Kontaktlosigkeit und die Ver-
hinderung kritischer Bewußtseinsbildung. Der Verlust der
Kommunikationsbereitschaft ist unvermeidbar in einer
Umwelt, die das Kind zwingt, sich auf einen kleinen
Ausschnitt seiner Persönlichkeit zurückzuziehen, weil
es anders sich in dieser Umwelt nicht straffrei bewegen,
geschweige denn darstellen kann. Verstärkt wird die
Abkapselungsreaktion durch die frühzeitig eingeübte
Sorge um den persönlichen Besitz, die an die Stelle eines
unbefangenen Interesses ein mißtrauisches Konkurrenz-
verhalten als Normalreaktion auf die Außenwelt setzt.
So wird die gemeinschaftliche Organisation der Indivi-
duen verhindert, die geeignet wäre, die gesellschaftli-
chen Ursachen persönlicher Schwierigkeiten aufzudecken
und so partiell geleistete Kritik in gesellschaftliche
Bahnen zu lenken. Aber selbst die Fähigkeit zur Kritik
wird noch aufgespalten durch den Verhaltenszwang, der
von den ästhetisierten Wohnungen ausgeht.
"Die zentrale Verhaltensregulierung (drängt) zum Ein-
sparen individueller kategorialer Arbeit, zur Ablösung
eines umfassenden, am widersprüchlichen Verhältnis zur
Realität orientierten rationalen Bewußtseins, das durch
ein funktionales, stereotypisiertes Weltbild ersetzt wird
So reproduziert sich Herrschaft durch die Beherrschten
hindurch, mit deren verständnislosem Einverständnis."
(26)
der Warenbesitzer, ohne Anknüpfungspunkte für Dysfunk-
tionales, Spontanes, über das Gegebene Hinausgehendes,
frißt sich das Industrial Design durch die Wohnungen hin-
durch, überzieht noch den letzten Winkel einer anderen
Lebensweise mit seiner platten Rhetorik und erfaßt nach
und nach immer weitere Kreise der Gesellschaft. Weil
es dabei gegen den Kitsch vorgeht, gegen Spitzendecken
und repressiven Muff, erntet es den Beifall derer, die,
weil sie grundsätzliche Veränderungen nicht für nötig
halten, ’ Verschönerungen’ eilfertig bejubeln. Aber in
Wahrheit erhält die Repression nur ein anderes Gewand,
werden die Elemente des falschen Bewußtseins weiter
verstärkt, wird ein ihnen angemessenes Sozialklima weiter
geschaffen.
Der Anspruch, zur Errichtung einer menschlicheren Um-
welt beizutragen, ist innerhalb des kapitalistischen In-
dustrial Design nicht zu verwirklichen. Den Zwecken
kapitalistischen Unternehmertums kann das Design nicht
genügen und gleichzeitig hoffen, "das Bewußtsein der
Diskrepanz zwischen dem Wirklichen und dem Möglichen"
(Marcuse) zu wecken, was allein die Chance eines re-
volutionären Design wäre. Es geht ja nicht allein darum,
im Funktionalen den "transzendierenden Ausdruck des
Subjekts" (Klaus Horn) auffindbar unterzubringen, sondern
es ginge darum - und geht eben darum nicht - diesen
Ausdruck in Dingen unterzubringen, die, um den kapita-
listischen Zwecken zu genügen, den Menschen Angst
machen, sie einschüchtern, an ihrem Illusionsbedürfnis
und ihrer Hilfslosigkeit packen müssen. Tun sie es nicht.
ist dem Industrial Design, das in private Ateliers oder
gesellschaftlich isolierte Schulen zurückgezogen nicht
denkbar ist, die Basis entzogen.
Literaturhinweise
Position unhaltbar
Vor der gesellschaftspolitischen Problematik ihrer Tätig-
keit haben sich die Designer in die Illusion individueller
Schöpferkraft geflüchtet. Sie haben gesellschaftliche
Urteilsbildung durch den grundsätzlichen Glaubenersetzt,
aus der freien künstlerischen Idee heraus lasse sich eine
Welt errichten, die dem eigenen Anspruch, eine mensch-
lichere zu sein, gerecht würde.
"Aber die unbedingte Herrschaft des Ästheten über das
bloß Gegebene des Daseins entspringt einer höchst ver-
krampften und unfreien Freiheit: er wiederholt an den
Dingen nur, was die gesellschaftliche Repression über
ihn selbst verfügt hat." (27)
Im faulen Appeasement mit dem status-quo ist das Indus-
trial Design heute ein dominanter Faktor in der Durch-
setzung gesellschaftlicher Herrschaft. Die Vorstellung,
es werde dazu nur ”mißbraucht‘, ist bequem, aber falsch
(28) Wo Inhalte mit den Zwecken unvereinbar sind, wer-
den sie bereitwillig über Bord geworfen. Die Vorstellung
etwa, bei Gropius noch lebendig, daß das Glück der
Menschen und nicht nur seine "Euphorie im Unglück"
(Marcuse) realisiert werden müsse, hat längst einem auf
Anpassung zielenden Pragmatismus Platz gemacht, der
sich auf vermeintlich zeitlose Werte beruft und gerade
deswegen dem Wertlosen der Zeit verfällt.
Ohne iraend etwas anderes zu verheißen als das Glück
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Diese Kamera erfaßt einen Bildwinkel
von 110°. Damit können Sie zum Bei-
spiel aus 5 m Entfernung ein Haus
von 12 m Breite und 8 m Höhe auf-
nehmen. Oder als Techniker aus '/2 m
Entfernung eine Schalttafel von
80x 120cm.
Wie Sie auf dem Bild, sehen, können
Sie mit der Hologon ultrawide auch
andere ausgefallene Effekte erzielen.
Die dafür notwendige Technik hat sie
Objektiv Zeiss Hologon 1:8/15 mm,
praktisch verzeichnungsfrei über das
gesamte Bildfeld. Tiefenschärfebereich
von 50 mm bis unendlich. Schlitz-
verschluß von 1 bis !/soo Sek., B und T,
Blitzsynchronisation, eingebaute
Wasserwaage, außen und im Sucher
sichtbar, Spezial-Handgriff, einstellbar





weil das Objektiv so gut ist
Max Bense
FARB- UND FORM-SEMIOTIK
Das Problem der visuellen Sprache
Der Aufbau einer visuellen Semiotik als Inbegriff der
Probleme einer visuellen Sprache wird von dem wahrneh-
mungstheoretischen Faktum ausgehen müssen, daß keine
Farbe ohne Form und keine Form ohne Farbe (selbst wenn
es sich auch nur um die kontrastierende Farbe des be-
grenzenden Linienzugs handeln würde) wahrnehmbar ist.
Nur elementare oder komplexe Einheiten von Farbe und
Form sind Wahrnehmungsobjekte. Farbe-Form-Relationen
sind Basisrelationen der visuellen Wahrnehmungswelt,
Was in der visuellen Wahrnehmung gegeben ist, ist durch
Farbe-Form-Relationen gegeben. Die (ausschließlich)
visuelle Welt wird durch Farbe-Form-Relationen erkenn-
bar und beschreibbar. "Die Farbe vollends ist ihrem
Wesen nach an räumliche Ausdehnung und somit an räum-
liche Gestalt überhaupt gebunden", bemerkt P.F. Linke
in den "Grundfragen der Wahrnehmunaslehre" (1929, p.
248).
Farben wie Formen sind also extensionale Objekte. Die
Ausdehnung der Farbe ist formbestimmt. Die Ausdehnung
der Form ist durch die Kontur farbbestimmt. Analog zum
bekannten Inhärenzsatz der Logik, danach unsere Aussa-
gen über die Welt Aussagen über Prädikate sind, die
einem Gegenstand zukommen oder nicht zukommen, gibt
es einen Inhärenzsatz der visuellen Wahrnehmung, die
eine Form durch eine Farbe wahrnehmbar werden läßt
oder nicht wahrnehmbar werden läßt und umgekehrt.
(Die "rote Kugel" oder das "kugelrunde Rot", wie ein
Beispiel Linkes lautet.)
Bereits damit haben wir Farben und Formen als Zeichen,
als Elemente einer visuellen Semiotik eingeführt, deren
Dualität derjenigen entspricht, die uns in der verbalen
Semiotik zwischen Gegenstand und Eigenschaft, zwischen
Subjekt und Prädikat (einer Aussage) unterscheiden läßt.
Eine rein visuelle Semiotik (visuelle Sprache), die über
Formelementen (Formemen) und Farbelementen (Chro-
memen) aufgebaut ist, bezieht sich damit auf visuelle
Wahrnehmungseinheiten, auf Perzepteme, die im
visuellen Bereich nur als Farbe-Form-Relationen fungie-
ren. Ein Bild (der Malerei)oder eine Fotografie sind z.
B. solche Perzepte, die in Formelemente und Farb-
elemente zerlegt werden können, die abzählbar sind,
also mögliche Perzepteme konstituieren. Analog der von
Carnap eingeführten exakten logischen Sprache LP,
die also über i individuellen Gegenstandsnamen und p
Prädikaten aufgebaut wird, können wir nun von einer
exakten visuellen Sprache Vf sprechen, die über f Form-
elementen und c Farbelementen konstruierbar ist. Wie es
in der LP-Sprache p + I Atomsätze gibt, enthält die V£-
Sprache c . f Farbe-Form-Relationen, die wir als Per-
zepteme bezeichnet haben.
Unter der visuellen Dichte versteht man weiterhin die
Zahl der Farbe-Form-Relationen, also der Perzepteme
pro Zahl der Elemente des betrachteten Perzepts über-
haupt, also
LotDS: —
Diese visuelle Dichte D,, kann als semiotische Charakteri-
stik eines Perzepts, z.B. eines Bildes oder einer Graphik
angesehen werden.
Unter den Formelementen (Formemen) versteht man dabei
alle geometrisch-topologischen Elemente wie Punkte,
Geraden, Strecken, Bögen, geschlossene Kurven, Flä-
chen, Körper und dgl. Unter den Farbelementen (Chro-
memen) versteht man alle unterscheidbaren Farben über-
haupt (im Hinblick auf Ton, Helle und Sättigung) bzw.
also alle Töne einer Farbe wie etwa die Grautöne der
Grauskala.
Es ist darauf hinzuweisen, daß die so verstandenen Form-
elemente und Farbelemente insofern als objektiv aufgefaßt
werden, als sie pure außenweltliche Merkmale sind. Es
sind Fakten der Wahrnehmung; sie fungieren somit im
Kommunikationskanal der Wahrnehmung zwischen dem
Sender der Außenwelt und dem Empfänger des konstatie-
renden Bewußtseins, bilden aber im strengen Sinne weder
ein Realitätskriterium, noch sind sie wie z.B. ein Schmerz
ichbezogen, bewußtseinsabhängig. Sie sind lediglich
realitätsbezogen und gerade damit fungieren sie auf der
zweiten Seinsebene, auf der der Zeichen.
Sofern nun aber Farben und Formen, Chromeme und
Formeme wie Zeichen fungieren, müssen sie in triadische
Relationen und damit in Zeichenklassen (im Peirceschen
Sinne) eingehen.
Als triadische Relation muß die Farbe erstens Mittel sein,
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zweitens auf ein Objekt bezogen werden und drittens in
einem Zusammenhang (Konnex, Kontext) interpretierbar
sein. Infolge ihrer Realitätsbezogenheit ist der Objekt-
bezug der Farbe primär das wesentliche. Sie muß, wie
jeder Objektbezug, das Objekt iconisch, indexikalisch
oder symbolisch bezeichnen können. Als Eigenfarbe fun-
giert die Farbe auf jeden Fall iconisch, d.h. sie bezeich-
net als Eigenfarbe das Objekt iconisch (z.B. das Orange
der Orange). Als Komponenten einer (additiven oder
subtraktiven) Farbmischung bezeichnen die Farben ihr
Objekt, die Mischfarbe, lediglich anzeigend, also in-
dexikalisch in einem kausalen Nexus, der für jeden In-
dex charakteristisch ist. Schließlich können Farben in
freier Selektion ein Objekt symbolisch bezeichnen, ge-
wissermaßen wie ein Name einen Gegenstand kennzeich-
net, was in jeder überlieferten konventionellen Farb-
symbolik bekanntlich der Fall ist ("Schwarz" für Trauer,
"Landesfarben"). Die solchen Objektbezügen der Farbe
zugeordneten Interpretantenbezüge sind gleichfalls
evident. Die iconische Eigenfarbe eines Objektes ist als
solche nur unabhängig, selbständig, also im offenen
Zusammenhang, damit rhematisch interpretierbar (die
Eigenfarbe bezeichnet iconisch, aber sie hat eine rhe-
matische Bedeutung). Die indexikalischen Komponenten
einer Mischfarbe haben eine bestimmte konstituierende
Bedeutung für diese, können also richtig oder nicht rich
tig sein, fungieren also in einem dicentischen Zusam-
menhang. Dem symbolischen Objektbezug der Farben
alsdann entspricht ihre argumentische Interpretation
bzw. identifizierbare Bedeutung in einem abgeschlosse-
nen und vollständigen System. Solche argumentische
Interpretationssysteme sind z.B. mit den bekannten Farb-
skalen, Farbtafeln usw. gegeben; natürlich müssen sie
nicht physikalisch festgelegt sein, es kann sich dabei auch
um psychologische, metaphysisch-spekulative Systemati-
ken handeln.
Eine entsprechende semiotische Überlegung läßt sich
naturgemäß auch für die Formelemente bzw. für Formen
anstellen. Jede Form fungiert triadisch. Auch für sie ist
der Objektbezug besonders wichtig. Sofern wir die Form
bei Gelegenheit ihrer Einführung geometrisch klassifi-
zierten, wollen wir ihren Objektbezug entsprechend be-
stimmen. Offenbar wird eine Form in bezug auf ein Ob-
jekt iconisch verwendet, wenn sie topologisch verstanden
wird bzw. das Objekt im Sinne einer topologischen Ab-
bildung kennzeichnet. Ein indexikalischer Objektbezug
liegt indessen vor, wenn die Form analytisch, z.B. durch
eine Gleichung (Analytischer Geometrie), "gegeben ist,
die eine punktweise Konstruktion gestattet, richtig und
falsch sein kann, demnach dicentischer Interpretativität
ist. Perspektivische Systeme sind infolge ihrer analytisch:
konstruktiven Systematik typisch indexikalische Form-
gebungen. Symbolische Formen hingegen sind freie
Gestaltungen, die ihr Objekt ebenso abbildlos wie
kausalitätslos präsentieren, wie das z.B. in den Typen
(Lettern) der Schrift der Fall ist. Das graphische Bild
der Buchstaben ist in den einzelnen Schriften zwar frei,
aber genau aus diesem Grunde muß zum Zwecke eindeu-
tiger Verwendung durch den Interpretanten das System
der Buchstaben, das Alphabet, abgeschlossen und voll-
ständig, also argumentisch sein.
als rhematisch-iconisches Quali-Zeichen (also in der
a-a-a-Klasse). Das Gelb der bekannten Linie im Spektrum
des Natrium, das kennzeichnend ist für NNatriummolekül ,
gehört als indexikalische Farbe zur dicentisch-indexika-
lischen Sin-Zeichen-Klasse (b.b.b). Jede Farbe einer
metrischen Farbskala bzw. eines Farbkreises repräsentiert
hingegen die argumentisch-symbolische Legi-Zeichen-
Klasse. Im Bereich der Formen liegen die Verhältnisse
entsprechend. Eine Eigenform, etwa die eines Baumes,
der als Verzweigungssystem von Ästen aufgefaßt wird, der
übrigens topologisch als Graph stets ein Baum-Bild re-
präsentiert, gehört selbstverständlich (wie die Eigenfarbe)
zur Klasse der rhematisch-iconischen Quali-Zeichen
(a-a-a) u.s.f. Das Fungieren von Formemen und Chrome-
men in weiteren der zehn Zeichenklassen läßt sich durch
gegebene oder konstruierte Beispiele belegen.
Es ist noch ein Hinweis auf die semiotische Natur des
Perzeptems nötig, das, wie gesagt, eine Farbe-Form-
Relation darstellt. Es ist Wahrnehmungselement, Element
visueller Perzepte, hat also den (kommunikativen) Charak-
ter eines Signals. Ein solches (visuelles) Perzeptem, das
die kommunikative Funktion eines Signals besitzt, fun-
giert als Zeichen selbstverständlich in einer triadischen
Relation, ist also Mittel, hat einen Objektbezug und
einen Interpretantenbezug. Als Mittel ist es purer Stoff,
als Objektbezug hat es Form und als Interpretantenbezug
hat es Intensität, die visuell als Farbe (jeweils metrisch
durch Ton, Helle und Sättigung bestimmt, also durch
graduierende Kategorien) in Erscheinung tritt.
STOFF.
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Als Ganzes, “innerhalb eines kommunikativen, visuellen
Wahrnehmungskanals, fungiert ein solches Perzeptem,
wie gesagt, als Signal, das, semiotisch gesehen, ein
indexikalisches Sin-Zeichen darstellt.
Damit sind die Grundlagen für visuelle Wahrnehmungs-
prozesse gegeben, in denen Farben und Formen als Zei-
chen fungieren. Es ist klar, daß auf diese Weise der
Ausgangspunkt für die Analyse und Synthese ästhetischer
Zustände, denen Repertoires aus Farben und Formen zu-
grunde liegen, gewonnen ist. Denn die klassische Ein-
teilung der Farbgebung in der bildenden Kunst (Malerei,
Graphik, Skulptur, Architektur), die von der polychro-
men, koloristischen und harmonischen Farbfunktion spricht
(vgl. z.B. E. Utitz, Grundzüge der ästhetischen Farben-
lehre, 1908), 1äßt sich relativ leicht semiotisch verstehen.
Die polychrome (oder rationale) Farbgebung, die Farben
zu topologischen Gesamtheiten (Linienführungen, Flächen)
zusammengefaßt (Ornamente, Landkarten), verwendet
die Farben symbolisch. Die koloristische (reale) Farbge-
bung, die gegenstandsabhängig ist, basiert auf iconischen
Farben und die harmonische Farbgebung (die Farben gemäß
metrischen Prinzipien aufeinander abstimmt) verwendet
dementsprechend Farben im indexikalischen Sinne.
Es ist klar, daß mit dieser triadischen Einordnung auch
die Möglichkeit gegeben ist, Farben und Formen als
Zeichenklasse innerhalb des Peirceschen Systems der
10 Zeichenklassen zu bestimmen. Was etwa die Eigen-
farbe angeht, so repräsentiert sie zweifellos die Farbe
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BERICHTE
Diplomandenkollektiv 602 TUB SS 1969
HOCHSCHULREFORM
Wir veröffentlichen im folgenden unverändert - trotz der
inzwischen fortgeschrittenen Entwicklung, die in der
Tagespresse zu verfolgen ist - einen Beitrag, der ur-
sprünglich für die Bauwelt geschrieben wurde.
Der Artikel "Hochschulreform" sollte auf die Situation
der Diplomanden des Sommersemesters 1969 an der Archi-
tekturfakultät der Technischen Universität Berlin hin-
weisen und auf das Arbeitskonzept sowie eine Reihe von
Veröffentlichungen der im SS 1969 angefertigten Diplom-
arbeiten, die zum Teil als Beiträge zur Ausbildungsdis-
kussion gelten können und als Ergebnisse einer bisher an
Architekturfakultäten nicht üblichen Arbeitsform die
kritische Aufmerksamkeit der Interessierten auch außer-
halb der TUB verdienen.
Die Redaktion der Bauwelt lehnte es jedoch ab, den
verständlicherweise nicht emotionsfreien Artikel abzu-
drucken mit der Begründung, er sei zu "laut", zu "po-
lemisch". Mit der Frage von seiten der Bauwelt: "Warum
verzichten Sie nicht auf Ihr Diplom} wenn Ihnen das
bisherige Prüfungsverfahren nicht richtig erscheint , war
das Gespräch beendet. Diese Haltung ist häufig anzu-
treffen und bezeichnet ein Demokratieverständnis, das
davon ausgeht, es sei nicht Sache der direkt Betroffenen,
sich aktiv um die Beseitigung erkannter Mißstände in der
Geselischaft zu bemühen.
Künstlerarchitekt, universalistischer, genialischer Ein-
zelgänger schienen der Vergangenheit anzugehören, bis
zum Sommersemester 1969 120 Architekturdiplomanden
an der TU Berlin versuchten, das allgemeine Gespöttel
über derartige historische Gestalten nicht nur verbal
mitzubetreiben, sondern konsequent begannen, die Kon-
zeption eines neuen Berufsbildes in die Tat umzusetzen.
Folgerichtia beschlossen sie, so zu arbeiten wie es in
einer Anzahl von Schriften und Artikeln, z.B. der Pla-
nerflugschrift, als sinnvolle, neue Arbeitsform entwickelt
worden war, nämlich in interdisziplinären Gruppen.
Vorhergehende Versuche bei Studienarbeiten hatten nicht
nur erste Erfahrungen, sondern Ergebnisse gebracht, die
ein Aufgeben der Gruppenarbeit für das Diplom als völlig
sinnlos erscheinen ließen, und weitere, bisher skeptische
Studenten bewogen, sich dem neuen Vorgehen anzu-
schließen. Die Professoren, offensichtlich selbst vom
Unbehagen an ihrer Lehre, Berufs- und Ausbildungsform
nicht gänzlich unberührt, drangen zwar auf Einhalten der
Prüfungsformalitäten, standen aber dem Experiment nicht
völlig ablehnend gegenüber.
So lief eine Diplomprüfung an, von der alle Beteiligten
hofften, daß sie tatsächlich neue Aspekte für den Archi-
tekturberuf liefern könnte, und nicht ins allgemeine
Lamento über die ach so desolate Situation dieses ehemals
schönen Berufes einstimmen würde. Wie nicht anders zu
erwarten, waren die Ergebnisse dieser Arbeit, die von
den Gruppen in abschließenden, öffentlichen Diskussio-
nen vorgestellt wurden, so unterschiedlich, wie es die
ohne professoralen Druck nicht nivellierten Motivationen
der Studenten waren. Alle Themen befaßten sich jedoch,
wenn auch aus verschiedenen Gesichtspunkten, mit der
Beziehung von Ausbildung zur bestehenden oder einer
neuen Praxis. Die politische, gesellschaftskritische
Komponente, die in einem Großteil der Arbeiten dadurch
enthalten war, wurde nicht als Nebenprodukt, sondern
wesentlicher Kernpunkt verstanden und machte es unmög-
lich, Fingerübungen abzuliefern, die nach ihrer Fertig-
stellung gerade noch für den Papierkorb taugen. Nicht
nur begrenzte Fähigkeitsnachweise, orientiert an einem
schwankenden oder schon zusammengebrochenen Berufs-
bild, sondern Diskussionsbeiträge zumindest zur Reform
des Architekturstudiums und auch Veränderung der plane:
rischen und architektonischen Praxis waren das Ergebnis.
Trotzdem wurden alle Arbeiten abgeschlossen, von Prü-
fungskommissionen bewertet, man trennte sich, wie auch
beabsichtigt, nicht immer im guten Einvernehmen, doch
aber mit dem Eindruck, nicht nur neues Material zur
Berufsdiskussion bekommen zu haben, sondern auch, daß
das Diplom durchgeführt und bestanden sei. Dieser Ein-
druck jedoch scheint trügerisch! Nicht etwa die an bis-
herigen Arbeiten gemessenen unüblichen Inhalte, sondern
ausschließlich formal-bürokratische Bedenken sind Stein
des Anstoßes. Obwohl durch Fakultätsbeschluß die ord-
nungsgemäße Durchführung der Prüfungen festgestellt
wurde, scheinen z.B. den Professoren Pfarr und Gunkel
die Formfehler so gravierend, daß sie für Arbeiten, die
inzwischen in Hunderten von Exemplaren veröffentlicht
vorliegen, die in Fachzeitschriften der Publizierung
durchaus für Wert gehalten werden, kein. Diplom zu ver-
geben bereit sind.
In der Reihe der traurigen Erfahrungen gegenwärtigen
Hochschullebens eine mehr: Hätten die Diplomanden nur
das Gerede über Reform mitgemacht, hätten sie nicht
ernst genommen, was da vom neuen Berufsbild gefaselt
wird, hätten sie das atavistische Ideal des Universalge-
nies und Einzelgängers wieder aufleben lassen, es ein-
mal mehr praktiziert und somit den Konflikt zwischen
den in ihm enthaltenen Ansprüchen und den Anforderun-
gen einer sich stets verändernden Praxis aus der Hoch-
schule in ihre eigene Person verlagert, so hätten sie
sicher jetzt ihr Diplomzeugnis. Versucht man jedoch
die Aufgaben der Universität ernst zu nehmen, nach
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neuen Zielen und Methoden zu suchen, und dazu gehört
notwendigerweise auch die Umsetzung dessen, was man
für richtig hält, um das Konzept durch die in der Kon-
kretion gewonnenen Erfahrungen korrigieren zu können,
stößt man auf Widerstand. Teile der Professorenschaft,
z.B. Herr Gunkel und Herr Pfarr, fühlen sich von der
Entwicklung bedroht und greifen, da sie ihre Stellung
an der Hochschule nicht mehr inhaltlich begründen kön-
nen, zu bürokratischen und formalistischen Mitteln, die
ihnen bedrohlich erscheinende Entwicklung aufzuhalten,
und verteidigen damit Interessen und Positionen, die oft
genug von ihren eigenen Vertretern als reformbedürftig
deklariert worden sind.
Die so um den Erfolg ihrer Arbeit betrogenen Diploman-
den werden versuchen zu zeigen, daß sie zwar noch
nicht die Macht so doch die besseren Argumente haben,
Bodo Labinsch, Institut für Umweltplanung (1), Ulm
BEGINN DES PRAXIS- UND PROJEKT©RIENTIERTEN
AUFBAUSTUDIUMS IN DEN RÄUMEN DER EHEMALIGEN
HOCHSCHULE FÜR GESTALTUNG
In der Informationsbroschüre, die an alle Interessenten
verschickt wurde, fehlt ein sonst übliches abgerundetes
Konzept. Dafür werden lediglich einige Grundsatzdis-
kussionen angedeutet, die permanenter Bestandteil der
Institutsarbeit werden sollen, und aus denen sich dann
die Kriterien für die Auswahl von Projekten, für die Ver-
teilung der materiellen Ressourcen und für die Berufung
von Fest- und Gastdozenten ableiten lassen.
Hinter dieser Vorgehensweise steht die aus der Misere der
HFG gewonnene Erkenntnis, daß die Aufforderung an
alle neu Hinzukommenden, jeweils den Inhalt der Insti-
tutsarbeit selber mitzubestimmen, kein schlechteres Kon-
zept ist als eine verbal anspruchsvolle, akademisch-auto-
ritär geschlossene Wortfassade anzubieten, an die sich
sowieso kein Mensch halten kann und will, und hinter der
sich karriere-neurotische Erfolgsmenschen um so leichter
ein warmes Nest aus industrieorientierten Projekten bauen
können!





Das Institut für Umweltplanung geht auf die ehemalige
Hochschule für Gestaltung Ulm zurück, die als private
Schule der Geschwister-Scholl-Stiftung 1953 ihre Arbeit
begann.
Die Stiftungsurkunde aus dem Jahre 1950 benennt folgen-
den Stiftungszweck:
"Zweck der Geschwister-Scholl-Stiftung ist, das For-
schungsinstitut für Produktform und als Ergänzung hierfür
eine Schule aufzubauen und zu unterhalten. . .
Das Institut erarbeitet Grundlagen zur Beurteilung aller
Faktoren, die für die Erzeugung qualitativ hochwertiger,
formschöner Erzeugnisse von Industrie und Gewerbe not-
wendig sind und die es ermöglichen, den Lebensstandard
der Bevölkerung und bessere Exportfähigkeit der Produkte
zu erhöhen. Zur Durchführung seiner Aufgabe unterhält
das Institut Laboratorien und Versuchswerkstätten sowie
eine Abteilung zur Erforschung der Publikumsmeinung und
der Publikumsbedürfnisse. Als Ergänzung hierfür soll eine
Schule gegründet werden, die... eine zeitnahe und uni-
verselle Ausbildung vermittelt, welche fachliches Können,
kulturelle Gestaltung und politische Verantwortung in
einer Einheit verbindet. Dabei sind vor allem Gestal-
tungsgebiete mit starken sozialen Auswirkungen vorge-
seh&amp;n, wie Formgebung von Industrieprodukten, Archi-
tektur und Stadtbau, Journalismus, Rundfunk, Film,
(1) vom Institut vorgeschlagener Name
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Die Schule versuchte, ihr Ziel in vier Abteilungen zu
erreichen: den Abteilungen Bauen, Information, Pro-
duktgestaltung und visuelle Kommunikation.
Die Widersprüche allerdings, die sich aus dem Anspruch
der Erzeugung "qualitativ hochwertiger, formschöner
Erzeugnisse" mit dem Ziel der "Erhöhung von Lebens-
standard und Exportfähigkeit" einerseits und der "poli-
tischen Verantwortung" durch die Arbeit auf Gebieten
"mit starken sozialen Auswirkungen" andererseits er-
gaben, stellten sich bald heraus.
Der Grund hierfür ist in der Auffassung von Gestaltung
zu suchen, die in ihrer Rolle als umweltveränderndes
Element weit überschätzt wurde und in ihrem Stellenwert
hinsichtlich der industriellen Produktionsmechanismen
nicht kritisch reflektiert wurde.
Anfang der 60er Jahre setzte durch intensive Metho-
denlehre eine wissenschaftliche Fundierung der Gestal-
tungspraxis ein. Diese Tendenz, die bestrebt war, Design
im Sinne von Ideologie zu überwinden, brachte eine
Reihe kritischer Aspekte in die Arbeit und eröffnete
Perspektiven, die HFG aus ihrem Zustand unreflektierten
Machens in einen Prozeß unangepaßter Planungsaktivi-
täten zu überführen. In dieser Phase traten die ästheti-
schen Dimensionen hinter ökonomischen zurück, das
heißt, daß etwa die Frage der Abhängigkeit der Produkt-
gestaltung von Produktion und Konsum den praktizierten
Ästhetizismus übertönte .
"Was wir hier zu tun versuchen... ist die Erarbeitung
eines neuen Bewußtseins gegenüber der Technik... Ar-
beit an der Aufhebung der Selbstentfremdung des Men-
schen gegenüber seinen eigenen Produkten, gegenüber
der von ihm selbst erschaffenen Umwelt." (Kalow 1960)
"Hier sollen nicht Künstler einer Weltbeglückungstheorie
verpflichtet werden, hier geht es um die Erziehung eines
neuen Types eigenverantwortlicher Akteure, die die
Zusammenhänge, die Gesetzlichkeiten und die Möglich-
keiten ihrer Situation kennen und nutzen." (Rittel 1960)
Im Vordergrund stand die Entwicklung analytischer Ver-
fahren und Planungsmethoden zu einem technischen und
kritischen Instrumentarium, das rationale Vorgehenswei-
sen bei dem Prozeß der Umweltveränderung zuließ. Der
positivistische Aspekt dieser Entwicklung hatte freilich
in der Auseinandersetzung mit dem herkömmlichen Ge-
staltungsbegriff einen weitaus kritischeren Stellenwert
als etwa in der Auseinandersetzung mit kritischer Er-
kenntnistheorie, wie sie später an den Universitäten
stattfand .
Immerhin wurden in dieser Phase die Akte der Umwelt-
veränderung als "echte Aktionsprobleme erkannt, die
aus realen Bedürfnissen entspringen und nur auf der Basis
soziologischer, ökonomischer, ökologischer und techno-
logischer Erwägungen geleistet werden können, wobei
die ästhetischen Fragen allemal nur im Kontext mit dem
kulturellen und dem historischen Hintergrund gelöst wer-
den können". (Rittel 1960).
Unter solch planerischen Aspekten wurde die Koopera-
tion auf interdisziplinärer Ebene angestrebt, die in ihrer
radikalen Realisierung den Designer aus seiner hierarchisch
determinierten Rolle als Koordinator drängen mußte.
Diese Entwicklung hin zu einer Planungsauffassung, die
der Komplexität gesellschaftlicher und technologischer
Probleme der Umweltaestaltung durch den Ansatz inter-
disziplinärer Kooperation Rechnung zu tragen versuchte,
zielte auf eine Richtungsänderung der Didaktik ab, die
alsbald in den Widerstreit mit der bis dahin praktizierten
Gestaltungsauffassung geriet.
Durch eine Verfassungsänderung im Jahre 1962, die die
"Wissenschaftler" im Gegensatz zu den "Gestaltern" zu
außerordentlichen Dozenten ernannte, wurde die Auffas-
sung durchgesetzt, daß "Gestaltung mehr (sei) als analy-
tische Methodik". (Information ’ 63)
Konsequenterweise traten die theoretischen Fächer wieder
zurück an die Stelle der Zubringer für den Gestaltungs-
prozeß. Das Scheitern der versuchten Integration von
praktischer Gestaltungsarbeit und wissenschaftlicher Er-
kenntnis und Methodik zog die endgültige Trennung von
Theorie und Praxis nach sich.
Die Abteilung Information, die neben. ihrem Ziel, Publi-
zisten für den Einsatz der Massenkommunikationsmittel
Rundfunk, Fernsehen, Film und Presse auszubilden, mit
der Aufgabe betraut war, Public Relations für die Schule
selbst zu machen, scheiterte als erste an dem Widerspruch
zwischen der systemimmanent geforderten Anpassung an
die Designpraxis und der kritischen Auseinandersetzung
mit den gesellschaftlichen Praktiken im Rahmen ihrer
didaktischen Ziele.
Daß die Schließung dieser Abteilung keine Auswirkung
auf die Abteilung Visuelle Kommunikation hatte, die
ebenfalls Kommunikationsplaner ausbilden sollte, ist ein
Beweis dafür, daß die Abteilungsgrenzen sich unüber-
windbar verhärtet hatten.
Zumindest jetzt hätte der Irrtum korrigiert werden müssen,
der durch die Trennung visueller von verbaler Kommuni-
kation begangen worden war.
Der letzte Versuch, die herrschende Gestaltungsauffas-
sung durch eine gründliche Revision der Didaktik, die
sich an den Inhalten und Zielen der 1962 gescheiterten
Bestrebungen orientieren sollte, zu überwinden, wurde
von seiten der Studenten unternommen, die gleichzeitig
versuchten, Demokratisierungsbestrebungen durchzusetzen,
da die Schule einen unerhörten Grad an Privatheit er-
halten hatte.
Diese Auseinandersetzungen zwischen Studenten und Do-
zenten, in der beide Seiten nicht gewillt waren, in
wesentlichen Fragen nachzugeben, führte 1968 zur
Schließung der Hochschule für Gestaltung.
2 ERFAHRUNGSBERICHT "KOLLOQUIEN"
Im November und Dezember 1969 wurden am Institut fünf
Kolloquien durchgeführt.
Die Diskussionsschwerpunkte in den Kolloquien waren
Fragen nach der inhaltlichen Zielvorstellung, den Ar-
beitsformen und der organisatorischen Gliederung des
Instituts.
Die Referenten, die auf Vorschlag von Dozenten und
Studenten eingeladen wurden, kamen aus den verschie-
denartigsten Fachrichtungen und vertraten verschiedene
philosophische und gesellschaftspolitische Anschauungen.
Die Kolloquien waren daher ein Forum für die Vielfalt
möglicher Meinungen und Interessen und erweiterten ent-
scheidend das Problembewußtsein aller Beteiligten.
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Die in den Kolloquien erfolgten verschiedenen Aussagen








Innerhalb des thematisch geordneten Textmaterials wur-
den spezifizierende Fragestellungen als weitere Glie-
derungsstruktur eingeführt.
Die referierten Aussagen sind in ihrer zeitlichen Bedingt-
heit zu verstehen. Sie artikulieren ein Problembewußt-
sein, wie es sich während der Kolloaquien herausgebildet
hat.
Es wurde darauf verzichtet, eine abschließende Konzep-
tion zu entwerfen. Die Konzeption ist eine Aufgabe, die
mit den jeweiligen Institutsmitgliedern jeweils neu zu
entwickeln ist.
Umweltverständnis
Wie läßt sich Umwelt definieren?
-: "Ich würde von dem Begriff Umwelt im Sinne von
Environment ausgehen und sagen, er solle das kenn-
zeichnen, was die dingliche Umwelt des Einzelmen-
schen und die dingliche Ausrüstung der Gesellschaft
darstellt..."
"Die Umwelt läßt sich auf drei verschiedenen Ebenen
analysieren: 1. Wandlung vom Naturerlebnis zum
Erlebnis der künstlichen Umwelt. 2. Die menschli-
chen Aktivitäten, die umweltbezogen sind. Max
Weber definiert dies nach dem Prinzip des neuzeit-
lichen Bewußtseins, dem Rationalitätsprinzip. Er
zeigt, daß aus diesem Rationalitätsprinzip sich die
durchgestaltete, effektive, zweckgerichtete Umweli
in der Form, wie wir sie heute kennen, ergeben hat
Die 3. Ebene der Analyse ist die des Entwicklungs-
ganges der Umwelt. Die konstruierte Umwelt ist
einem bestimmten Entwicklungstempo unterzogen, das
eine ganz besondere Eigenartigkeit aufweist: Es gibt
so etwas wie eine strukturelle Verzögerung zwischen
der ökonomisch bestimmten, konstruierten Umwelt
und den sozialen Bedürfnissen der jeweils bestehenden
Generation (cultural lag). Ich glaube, dieser letzte
Punkt ist es, der auch Umweltplanung motiviert..."
Welches sind die gesellschaftlichen und politischen
Implikationen des Umweltbegriffs?
:: "Wenn sie hier den Begriff Umwelt diskutieren, dann
ist dieses Doppelte im Auge zu behalten: daß der
natürliche Charakter des alltäglichen und wissen-
schaftlichen Erfahrungsraumes, in dem wir uns be-
wegen, nicht als ein letztes gilt, sondern daß wir
den Fetischcharakter der Ware wirklich durchschauen,
d.h. sehen, daß das, was als ein Sein, ein festes
Sein, uns entgegentritt, ein geronnener Prozeß ist.
Wer über Umwelt spricht und dabei die Möglichkei-
ten einer menschenwürdigeren wegläßt, wer die Per-
spektiven nicht mitdenkt, wird auch einfach das, was
empirisch vorliegt, nicht voll erfassen... "
Wissenschaftsbegriff
Ist die Trennung des wissenschaftlichem Arbeitsprozesses
in einen wertfreien empirisch-analytischen und einen nor-
mativen Teil gerechtfertigt?
-: "In dem Moment, in dem Wissenschaft aus ihrer aka-
demischen Isolierung heraustritt und die Ergebnisse der
Wissenschaft die Gesamtheit der Bevölkerung betreffen,
können sich die Wissenschaftler nicht mehr der Reflexion
dieses gesellschaftlichen Gesamtzusammenhangs ent-
ziehen. Man muß einen neuen Begriff von Wissenschaft
postulieren, ihn entwickeln und ihn auch institutionell
festmachen.. "
"Das Problem ist die Forschungsorganisation oder der
Wissenschaftsbetrieb, der die Leute befähigt, ihre Ar-
beitauch zu durchschauen. Wo interdisziplinär gear-
beitet wird, besteht die Chance, die Borniertheit der
Einzeldisziplinen aufzubrechen. Daß man aber noch
eine Selbstbeschränkung 2. Ordnung aufbrechen muß,
ist besonders relevant im Zusammenhang mit der Umwelt-
planung, nämlich die, daß sie die Wissenschaftler ab-
kapseln gegenüber den Bedürfnissen derjenigen, für
die sie vorgeben, letzten Endes zu arbeiten..."
"Insgesamt tauchen natürlich viele Schwierigkeiten
auf, so daß es sich nicht darum handeln kann, mit
einem Definitionsvorschlag das Problem zu lösen, son-
dern nur eine langfristige Diskussion um den neuen
Wissenschaftsbeariff einzuleiten.. "
Welches Selbstverständnis sollte der PG haben?
-: "Produktgestaltung kann fortschrittlich sein, indem sie
Gebrauchswerte entsprechend den Bedürfnissen der
Benutzer verbessern kann. Die heute übliche Produkt-
gestaltung ist aber lediglich Warengestaltung im Sinne
der besseren Verkäuflichkeit. Dieses Selbstverständnis
meine ich mit: Zerschlaat das Industrial Design..."
Läßt sich eine empirisch analysierte Gegenwart zur wis-
senschaftlichen Norm erheben?
-: "Ich würde den Terminus "subjektlose Produktion" als
so ungefähr das Schlimmste ansehen, was man über die
gegenwärtige Gesellschaft sagen kann. Daß nämlich
die Menschen zwar individuell bewußte Ziele verfol-
gen, daß dann aber aus den unendlich vielen indivi-
duell bewußten gesellschaftlichen Akten sich eine Re-
sultante ergibt, eine steinerne Wand, nämlich die
kapitalistische Gesellschaft, die sich hinter den Rücken
der Individuen aufrichtet. Sie hat eine ihren Akteuren
völlig entfremdete Eigendynamik aufzuweisen. Das
scheint mir eine negative Aussage. Ich weiß nicht, ob
man dabei gewinnt, wenn man einen solchen richtig
gesehenen negativen Befund zur wissenschaftlichen
Norm erhebt, der eigentlich Gegenstand der Kritik
sein sollte..."
Problembereiche
In welchem Gesamtrahmen sollten sich die Projekte be-
finden?
-: "Wenn man einen Fächerkatalog oder einen Themenka-
talog anbietet, ist das eine schlechtere Grundlage als
die, in der man eine programmatische Grundsatzde-
batte andeutet, aus der unter Umständen schon sehr
bald Kriterien für die Auswahl weiterer Ressourcen ab-
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leitbar sind...
» "Ich würde im Zusammenhang mit dem Umweltbegriff
natürlich auch an den Begriff einer Theorie des All-
tagslebens denken. Die einzelnen Projekte würden
von daher ihren Sinn bekommen... "
Beziehung Planer - Planbetroffene
Was ist unter Humanismus im Hinblick auf Umweltplanung
zu verstehen?
-; "Mich interessiert weniger der Begriff des Menschen,
sondern die Leute selber, die gehen und sehen und
die sehr handfeste Bedürfnisse haben..."
"Worauf es bei dem realen Humanismus ankommt ist
die Denunziation unmenschlicher Verhältnisse. Der
rechte Humanismus ist die konkrete Arbeit an der
Geschichte, die Denunziation dessen, was nicht sein
soll. Es werden keine fertigen Rezepte, es werden kei-
ne Utopien entworfen in dem schlechten Sinne des
Wortes, aber es wird genau beschrieben, was nicht
sein soll. Was eine unmenschliche Gesellschaft ist,
wissen wir sehr genau, was eine menschlichere ist,
darüber würden wir schon in ernsthafte Debatten mit-
einander kommen, das läßt sich ein für allemal, über-
zeitlich, gar nicht formulieren.
Welches Verhältnis besteht zwischen dem Planer und den
Planbetroffenen?
-+ "Die Ausbildung der Planer muß auf solche Probleme
hin erweitert werden, die die Normen, Wertpräferen-
zen und Zielsetzungen berücksichtigen..."
"Es ist nicht zu leugnen, daß nicht nur Planer, son-
dern auch linke Sozialwissenschaftler einfach von
ihrer Sozialisation her mit mittelständischen Zielvor-
stellungen behaftet sind, die durch die Ausbildung
dann noch verfestigt werden. Sie neigen dann dazu,
den unterprivilegierten Schichten zu sagen: Das sind
Eure wahren und richtigen Bedürfnisse. Damit wird
der Lern- und Bewußtseinsbildungsprozeß bei diesen
Gruppen schon vorstrukturiert und damit wiederum ver-
zerrt.. "'
Wie öffnen sich wissenschaftliche Institutionen einer
Kommunikation mit der Bevölkerung? Was für Probleme
ergeben sich auf kommunikativer Ebene?
+ "Das ist das Problem einer Sprache, die geeignet ist,
Aufklärungsprozesse zu leisten und nicht zuletzt auch
das Problem, wie man die Betroffenen dazu befähigen
kann, sich überhaupt erst zu artikulieren..."
"Es gibt in der gegenwärtigen Praxis zwei Grundmo-
delle für eine Selbstartikulation der Betroffenen: das
eine ist das der sogenannten Bürgerformen. Dieses
Modell geht von einer funktionierenden liberalen
Öffentlichkeit aus, die in Wahrheit heute nur noch in
rudimentärer Form existiert. ... Das zweite Modell
ist das des advocacy-planning, wie es in Amerika
entwickelt worden ist. Ausgangspunkt ist erstmal ein
anderes Gesellschaftsbild, ein antagonistisches. .."
"Basisgruppen könnten so etwas wie eine Vorbildfunk-
tion haben, müßten aber jederzeit den überlokalen
Bezugsrahmen transzendieren, Erst nach der Addition
verschiedener Basisgruppen lassen sich die einzelnen
Gruppen nicht mehr isolieren.
Wenn solche Organisationsmuster länger funktionieren
sollen, brauchen sie eine gewisse institutionelle Rük-
kendeckung. Nach meiner Überlegung sollte man
strategisch folgendermaßen vorgehen:
1. Sollten Basisgruppen neue Erfahrungen artikulieren
und veröffentlichen.
2. Sollten Gruppen innerhalb der Ausbildung eine
Veränderung der Ausbildung der Planer wie auch der
Sozialwissenschaftler herbeiführen.
3. Sollten sich Personen in den Planungsämtern befin-
den, die mit den beiden ersten kooperieren und zwi-
schen denen ein Informationsaustausch besteht, und
die auch bestimmte Anregungen und Problemformulie-
rungen in der Bedürfnisartikulation, die aus den Basis-
aruppen kommt, in andere Institutionen hineinlenken.
Wie kommt man zu Prognosen über menschliches Verhal-
ten?
-: "In der Wissenschaft und Forschung ist bisher auf die-
sem Gebiet nicht viel geschehen, da Ergebnisse kon-
trär zum Marktprozeß verlaufen könnten...
Das Entscheidende ist, daß man die, über deren Be-
dürfnisse man etwas erfahren will, an solchen Prozessen
der Bedürfnisforschung selber beteiligt..."
Realisierung
Was ist unter Praxis zu verstehen?
-: "Innerhalb universitärer Disziplinen ist eine gesell-
schaftliche Reflexion ausgeschlossen.
Institutionalisierung dieser Disziplinen macht eine
kritische Selbstreflektion unmöglich und bedeutet eine
Trennung von Reflexion und Praxis, das entspricht der
positivistischen Trennung von Theorie und Praxis, Ana-
Iyse und Entscheidung. Umweltplanung sollte an der
Aufhebung dieser Trennung arbeiten..."
: "Verbesserungen, die von den Besitzenden toleriert
werden, sind formale Verbesserungen, es sind keine,
die den Abbau von Herrschaft erreichen..."
: "Eine Begriffsfüllung für Herrschaftsabbau und Eman-
zipation bekommt man nur aus der konkreten Praxis...
Welchen Handlungsspielraum haben universitäre Einrich-
tungen?
-: "Findet man eine Institution, wo man eine Fragestel-
lung etablieren kann, die nicht im Spannungsfeld von
Interessen ist? Die Frage ist doch, wieweit man sich
von Interessen freimachen kann, und zwar durch die
Struktur des Instituts... "
+ "Es handelt sich nicht um ein Freimachen, sondern da-
rum, sich des Spannungsfeldes bewußt zu werden..."
"Das Institut kann nicht direkt gesellschaftlich relevant
werden. Wichtig ist, den gesellschaftlichen Einfluß
auf sich selbst zu reflektieren und bei der Arbeit die
gesellschaftliche Relevanz zu reflektieren.. "
» "Die Verifikation eines Modells liegt in der Praxis. Sie
wird durch Agitation und Aufklärung erreicht..."
Lehrende - Lernende
Wodurch wird die Rolle der Dozenten gekennzeichnet?
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„+ "Bei einem Aufbaustudium existiert von der Funktion
her kein Unterschied zwischen Lehrendem und Ler-
nendem..."
"Die Dozenten müssen die Kontinuität des Institutes
gewährleisten und liefern vielleicht Wissen in besserer
Qualität..."
"Ist das nicht die Definition, die die Ordinarien immer
von sich geben, daß sie einen Wissensvorsprung haben
und daß sie die Kontinuität sichern müssen? Dieser
Wissensvorsprung ist doch nach zwei oder drei Jahren
hinfällig...”
"Planung ist ein normativer und argumentativer Pro-
zeß, der nicht von Sachwissen abhängig ist..."
"Der Dozent bekommt Geld dafür, daß er Wissen ein-
bringt, aber das machen die Studenten auch und müs-
sen noch Geld dafür bezahlen..."
"Durch die unterschiedliche ökonomische Basis erge-
ben sich Sachzwänge und Herrschaftsstrukturen. . ."'
3 ALLGEMEINE INFORMATION
Das Institut für Umweltplanung, Ulm, ist am 14.10.1969
als zentrale Einrichtung der Universität Stuttgart in den
Räumen der ehemaligen Hochschule für Gestaltung Ulm
eröffnet worden.
Das Studium an diesem Institut ist ein Aufbaustudium.
Das Aufbaustudium beginnt am 15. April 1970. Weitere
Aufnahmemöglichkeiten bestehen jeweils zum Beginn
eines Semesters (15. April bzw. 15. Oktober).
Voraussetzungen für die Zulassung zum Aufbaustudium
sind ein abgeschlossenes, berufsqualifizierendes Studium
an wissenschaftlichen Hochschulen, Kunsthochschulen,
Ingenieurschulen, Designschulen, Werkkunstschulen und
anderen gleichwertigen Ausbildungsstätten, der Nachweis
der Qualifikation für diese Art von Aufbaustudium sowie
ausreichende deutsche Sprachkenntnisse .
Über die Zulassung der Bewerber entscheidet das Institut.
Dieser Entscheidung gehen Kontaktgespräche mit den
Studienbewerbern voraus, deren Termine den Betroffenen
genannt werden. Bei Bewerbern ohne Abitur ist zur Zeit
noch die Zustimmung des Kultusministeriums erforderlich
Bisher sind am Institut 6 Dozenten tätig: Gerhard Curdes
(Bauen), Milos Hrbas (Design), Dr. Josef Kopperschmidt
(Verbale Kommunikation), Dr. Siegfried Maser (Allge-
meine Kommunikationstheorie), Gernot Minke (Bauen)
und Gudrun Otto (Informationsgestaltung). Bis 1971 sind
voraussichtlich 12 Dozenten vorhanden. Zur Herstellung
von Arbeitsunterlagen stehen 5 Werkstätten (Foto, Typo,
Metall, Holz, Kunststoff) mit je einem Werkstattmeister
zur Verfügung. Außerdem sind eine Reihe von Gastdozen-
ten, Beratern, Referenten und wissenschaftlichen Mitar-
beitern vorgesehen. Das Institut verfügt ab 1971 über ca.
150 Studienplätze. Studienbewerber richten ihre Unterla-
gen (Personalien, kurze übersichtliche Darstellung von
Ausbildung und bisherige Tätigkeit sowie Zeugnisse) di-
rekt an das Institut (Studienberater: Dr. Sieafried Maser)
Jetzige Aktivitäten:
Von den anwesenden Studenten der ehemaligen HFG wer-
den u.a. folgende Projekte bearbeitet bzw. vorbereitet:
- Partizipation von Planungsbetroffenen
- Kommunikationsprobleme zwischen Planern und Plan-
betroffenen
- Selbstartikulation und Befriedigung von Bedürfnissen
- dichtes Wohnen
- Freizeit
- Planungstheorie und -ideologie
- antiautoritärer Kinderladen, Vorschulerziehung
Alle Projekte haben die Intention, Arbeitsergebnisse
praktisch zu realisieren und anzuwenden.
Das Aufbaustudium dauert 4-6 Semester. Die Universität
bestätigt dem Absolventen den Abschluß des Aufbaustu-
diums aufgrund seiner Arbeitsberichte über absolvierte
Lehrveranstaltungen und bearbeitete Projekte.
Das Aufbaustudium am Institut beschäftigt sich mit Pro-
jekten aus dem Bereich der Umweltplanung. Die Arbeit
an den Projekten soll exemplarisch die gesellschaftlicher
5Skonomischen und materialen Wechselwirkungen aufdek-
ken und erkennen, die das Gefüge der Umwelt grund-
sätzlich konstituieren. Die Konsequenzen planerischer
Eingriffe sollen reflektiert, mögliche Zielvorstellungen
entwickelt und deren Verwirklichung angestrebt werden
Die Arbeit am Projekt erfolgt vorwiegend in interdis-
ziplinären Gruppen.
Lernziele sind u.a. Erkennen des Grades der gesellschaft-
lichen Relevanz des formulierten Projektes, Entwickeln
einer kritischen Einstellung zum persönlichen Arbeits- und
Lernprozeß, Praktizieren kooperativer Arbeitsmethoden
und das Erlernen von Lernen und Lehren.
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DISKUSSION
Walter Belz
EINE KRITISCHE MEINUNG ZUR LAGE AN DEN
ARCHITEKTURSCHULEN
Es ist allgemein bekannt, daß sich zwischen der herr-
schenden Tendenz an den Architekturschulen - wesentlich
bestimmt durch Studenten und Assistenten - und der gei-
stigen Haltung von tätigen Architekten eine zunehmende
Kluft gebildet hat.
Ich bin mir über den verallgemeinernden Charakter dieser
Behauptung sehr wohl klar, nehme diesen Umstand aber
hier, wie auch an anderen Stellen dieser Ausführungen
in Kauf, um deutlich sein zu können.
Im Kreise befreundeter und bekannter Architekten wird
über den eingangs behaupteten Umstand diskutiert, fast
immer mit einhelliger Meinung:
Man versteht nicht mehr, was sich an den Hochschulen
vollzieht. Sprachlos darüber, vom "zornigen jungen
Mann" innerhalb weniger Jahre zum unbeweglichen
Alten geworden zu sein, liest man in den Zeitschriften,
die vor kurzem noch nur "Bildchen", aber keine Texte
gebracht haben, jetzt nur noch Texte und Tabellen, sieht
aber keine Bilder mehr (oder nur solche, die mit geplan-
ter Bauform nichts zu tun haben). Die Texte befassensich
entweder mit der Anwendung "wissenschaftlicher'" Me-
thoden in unserem Tätigkeitsbereich - mit Betonung auf
die Notwendigkeit, solche Methoden anstelle der seit-
herigen an den Ausbildungsstätten zu lehren - oder sie
üben forcierte Kritik an den bisherigen Anschauungen und
deren Resultaten.
Dann werden "Systeme" angeboten, unterschiedlicher
Art und Tragweite: Planungssysteme, Bausysteme, Stadt-
bausysteme usw. - für die Zukunft, denn daß es mit den
seitherigen (oder weiterentwickelten, angepaßten) Me-
thoden nicht mehr geht, ist unter Eingeweihten wohl eine
Selbstverständlichkeit.
Diese "Progressiven'" kommen aus unterschiedlichen La-
gern.
Wir drucken das nachfolgende Pamphlet, das bereits in
der Märzausgabe des "Architektenblattes" erschienen
ist, weil der Autor es für fair hält, es neben "allen
freien Architekten in Deutschland" auch "den darin an-
gegriffenen Studenten" bekanntzumachen . Nun denn.
Red.
Soweit schon etabliert, sind es nicht selten ehemalige
"Subjektive", die eher durch ihre künstlerisch bestimmten
Leistungen als durch unerbittliche Schärfe ihrer Gedanken
bekannt geworden sind. Es gibt natürlich auch Professo-
ren, die die Flucht nach vorn antreten und sich als Aus-
hängeschild ihrer Jungmannschaft ausgeben, und es gibt
sicher auch durchaus ernstzunehmende Männer, die sich
in zunehmendem Maße echter wissenschaftlicher Arbeits:
methoden bedienen.
Wenn nun schon so viele Texte gedruckt werden, für
deren Verständnis oft auch die Heranziehung des Duden
nicht ausreicht (wissen Sie, was kathektisch heißt?),
dann ist vielleicht auch die Lektüre dieser "konservativen"
Gedanken zumutbar.
Der Beobachtungsort für diese Betrachtungen ist die Situa-
tion an der Universität in Stuttgart, soweit sie für Außen-
stehende sichtbar ist.
Dort ist jetzt eine Generation von Assistenten herange-
wachsen, die nach Abschaffung der Zwischenpraxis oft
noch nie eine Tätigkeit außerhalb der Hochschule ausge-
übt hat.
Im Zuge der Demokratisierung haben sich neue Ordnungen
entwickelt, die die Beteiligung von Assistenten und Stu-
denten an der Gestaltung der Lehre gesichert haben. Die
Ausschüsse, in denen Vereinbarungen über den Studien-
gang getroffen werden, sind häufig in ihrem Ablauf be-
stimmt durch die Möglichkeit der Jüngeren, sich beliebig
viel Zeit lassen zu können.
Damit schwindet der Einfluß der früher allzu selbstgerech-
ten und mächtigen Professoren. Anstelle festgelegter In-
halte werden flexible Programme mit vielen Alternativen
gefordert. Alles wird infrage gestellt und soll neu begrün-
det werden. Man will erst einmal feststellen, ob die Ge-
sellschaftsordnung so bleiben kann, wie sie seither ist.
Die Antwort lautet natürlich: sie kann es nicht. Wo seit-
her Bedürfnisse dieser Gesellschaft, die uns als Programme
geliefert worden sind, akzeptiert wurden, werden sie nun
aber nicht nur infrage gestellt, sondern schließlich in
Überschätzung eigener Erkenntnisfähigkeit und Wirkungs-
möglichkeit selbst "erarbeitet". So werden fremde Fach-
gebiete wie z.B. Soziologie, Kybernetik, Psychologie,
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Systemtheorie usw. zu Teilgebieten des Architekturfaches
erklärt oder noch einfältiger - solche Fachgebiete ver-
drängen vollständig das als unnötig erklärte Architektur-
studium bisheriger Art.
Die Vorstellung von der weiteren Entwicklung scheint
darauf hinauszulaufen, in dem Architekten (soweit diese
Berufsbezeichnung dann noch tragbar ist) nicht mehr den
Techniker zu sehen, der den Willen anderer in die bau-
liche Gestalt umsetzt.
Er selbst soll durch intensive Kenntnis der Randbedingun-
gen in die Lage versetzt werden, die Aufgaben zu for-
mulieren, die die Gesellschaft stellt. Er soll auf diese
Weise selbst an der "Veränderung" der Gesellschaft ent-
scheidenden Anteil nehmen und sich damit über die pro-
fane Tagesarbeit des bisherigen Architekten erheben -
die Konsequenz einer grenzenlosen Überheblichkeit und
Anmaßung, die ihrerseits als Folge unzureichenden Wis-
sens und mangelnder Erfahrung nicht ausbleiben konnte.
Wer dann mit welchen Mitteln diese neuen gesellschaft-
lichen Aufgaben in die bauliche Gestalt umsetzt, bleibt
bisher offen. Die "Neverer'" meinen, diesen Vorgang
(schon allein wegen eigenen Nichtkönnens) der Bauindu-
strie allein zuweisen zu dürfen. Hier spricht ein naiver
Glaube an die allein seelig machende Massenproduktion
in der modernen Industriegesellschaft und ihre Möglich-
keiten.
Nun wäre gegen einen Anspruch, das Studium weiter zu
fassen, nichts einzuwenden, wenn versucht würde, ihn
in Form eines Nachstudiums zu realisieren.
Wogegen man sich wehren sollte, ist nur, daß solcher
Anspruch von Leuten vorgebracht wird, die die existen-
ten Grundlagen unseres Tätigkeitsbereichs noch nicht
oder nicht genügend kennen.
Dazu kommt, daß - wie schon erwähnt - versucht wird,
mit einer eigenen Sprache zu operieren, als ob es nicht
möglich wäre, die zur Frage stehenden Probleme mit
dem seitherigen Wortschatz darzustellen. Beiläufig: wenn
das nicht möglich sein sollte, besteht auch keine Aus-
sicht, mit diesen Problemen an die Öffentlichkeit treten
zu können.
Einfache Tatbestände werden verschlüsselt zu vielschich-
tigen Problemen, die scheinbar nur noch mit Hilfe von
seither nicht angewandten Methoden gelöst werden kön-
nen. Systeme und komplizierte Theorien müssen nun an
die Stelle klar erkennbarer Fragen und ihrer einfachen
und individuellen Lösungen treten, weil die vielleicht
nicht allgemein verbindlich und nicht "wissenschaftlich"
genug sein könnten.
Flexibilität und Variabilität sollen die alleinigen Maxi-
men sein, an denen alles Gebaute in Zukunft sich messen
soll.
Das Fatale ist nur: wo ein solches Bedürfnis nicht sicht-
bar ist, wird es eben unterstellt. Wo entsprechende ge-
sellschaftliche Voraussetzungen (Bodenrecht, Eigentums-
recht, Verfügungsgewalt schlechthin) für die Anwendung
von Systemen nicht existieren, werden sie einfach als
vorhanden angenommen .
Die Utopie tritt an die Stelle der Realität. Utopie ist
sicher notwendig, aber sie muß Modellcharakter behal-
ten, sie ist kein Ersatz für Realität,
Sonst ist vielleicht der Verdacht berechtigt, man habe
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sich die ganze "Wissenschaft" nur als Mäntelchen umge-
hängt, um die Kälte der realen Umwelt nicht spüren zu
müssen.
Kurioserweise wollen aber die Studenten trotz Selbstbe-
stimmung der Lehrinhalte und Ziele, trotz Ersatz des
technischen Rüstzeugs durch "intensive Kenntnis" von
Randbedingungen am Ende einen Schein, eine Bestäti-
gung, ein Diplom, ganz im herkömmlichen Sinne.
Dabei wird natürlich auch die Fachprüfung abgelehnt
Man will gefördert und nicht gewertet oder kritisiert
werden und Zeit brauchen dürfen, so lange man will.
Ich bin der Ansicht, daß hier die akademische Freiheit
mißbraucht wird. Die Hochschule ist doch nicht ein Staat
im Staate, sondern ein Teil unserer Gesellschaft.
Demokratie bedeutet doch wohl auch, daß es nicht einen
Teil der Bevölkerung geben kann, der nur Rechte hat,
aber keine Pflichten anerkennt. Die Zukunft liegt auch
nicht nur in der Hand derer unter 30, sondern auch in
unserer, die wir immerhin normalerweise noch 30 Jahre
zu leben haben.
Es ist doch seltsam: als wir mit einigen Freunden vor Jah-
ren uns gegen abgegriffene Methoden und das Weiter-
schleppen alter Vorstellungen aus dem Dritten Reich mit
der Ausstellung "Heimat Deine Häuser" zur Wehr setzen
wollten, gab es kaum Studenten, die sich dafür interessier-
ten.
Damals war man an den Hochschulen noch mit Entwürfen
beschäftigt, die in erster Linie auf formale Resultate
("neue Plastizität") abzielten. Das geschah aber mit der-
selben unantastbaren Sicherheit, die auch das heutige
Verhalten kennzeichnet.
Es gibt eine Behauptung, daß bei Architekturstudenten
der Intelligenzquotient niedriger läge als bei dem weit-
aus größten Teil anderer Fakultäten. Es gibt aber sicher
keine andere Fakultät mit mehr Anspruch, in andere
Bereiche einzudringen und kraft eigener Fähigkeit dort
Veränderungen hervorbringen zu wollen.
Hier liegt eine Parallele zum Künstler im allgemeinen
Sinn, und ich zitiere deshalb einen Abschnitt aus einem
Aufsatz des Soziologen Erwin Scheuch: "Fröhlich wäre
die durch modernes Kunstgewerbe vermittelte Wissenschaft
aber nur, ginge es nach den Todeserklärungen der ver-
schiedenen Kunstarten durch die Künstler selbst wirklich
um Politik und Sozialwissenschaften. Es geht den sich
politisch gebärdenden Künstlern aber um etwas anderes:
um die Fortführung der durchaus konventionellen Anliegen
von Kunst und Religion in der Sprache der Sozialwissen-
schaften und der Politik. Diese Agitprop-Künstler miß-
verstehen sich selbst: Sie vermeinen, einen wesentliche-
ren Inhalt mitzuteilen als den der Kunst und sprechen in
Wirklichkeit immer noch über die Anliegen von Kunst und
Religion, allerdings mit den Mitteln eines der experimen-
tellen Kunst und der modernen Reklame abgeschauten
Kunstagewerbes.'
Man verstehe mich nicht falsch. Ich möchte hier nicht
dem Berufsbild des "Technikers'" das Wort reden. Gewiß
ist das Bauen eine zu ernste Sache, als daß es nur ver-
standen’'werden könnte als eine Summe von technischen
Vorgängen. Ich möchte auch nicht, daß der Architekt
sich auf "den Aspekt des Entwerfens als letzte Stufe des
Planungsprozesses" beschränkt. Das hat der seriöse Archi-
tekt auch seither nicht getan. Wenn er aber in der Zukunft
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die fraglos weiterbestehende Aufgabe des Bauens bewäl-
tigen will, dann muß er zunächst sein eigenes Metier
beherrschen - und dazu genügt zum Beispiel das Studium
von Systemtheorie mit Sicherheit nicht.
Ich halte es für verhängnisvoll, daß man das Studium von
der Praxis abgekoppelt hat. Die Verachtung der Praxis
hat dazu geführt, daß das Studium, ja die Existenz an
der Hochschule überhaupt, zu einem Selbstzweck zu wer-
den droht. Damit aber gibt man die Möglichkeit, auf
die Gestaltung der kommenden 20 Jahre Einfluß auszu-
üben, freiwillig preis.
Es sollte endlich dafür gesorgt werden, daß Architektur-
studenten erfahren, was sie wirklich in der Gesellschaft
erwartet und welche Mittel sie kennenlernen müssen, um
in ihr Wirkung haben zu können - ohne Selbstüberschät-
zung, aber auch ohne falschen Pessimismus.
Gewiß ist es eine Frage, ob die Vermittlung herkömmli-
cher Methoden ausreicht, um den Architekten für seine
zukünftigen Aufgaben zu rüsten.
Es ist eine polemische Entstellung, der Masse der Studen-
ten das Kennenlernen elementarer beruflicher Voraus-
setzungen damit zu verleiden, daß man ihnen ein zu-
künftiges "Knechtsdasein" vor Augen hält. Das Maß der
persönlichen Freiheit im Beruf wird jedenfalls durch
fehlende Sachkenntnis bestimmt nicht gefördert.
Gewiß wird es notwendig sein, daß besonders Befähigte
aus unserem engeren Berufsbereich heraustreten, um da-
für zu sorgen, daß die Bedingungen unserer Tätigkeit
progressiv beeinflußt und neu formuliert werden. Das ist
aber nicht "das" Berufsziel für den Architekten schlecht-
hin und nicht "die" Zielsetzung der Architektenausbil-
dung.
Ist es nicht auch töricht, anzunehmen, daß mit dem Ab-
schluß eines Fachstudiums die Fähigkeit, weitere Ent-
wicklungen zu verarbeiten und Kenntnisse zu erwerben,
nicht mehr gegeben sei? Wenn das der Fall wäre, könn-
ten ja auch ehemalige "Subjektive" nicht heute zu
"Wissenschaftlern" geworden sein.
Ich möchte davor warnen, die wirklich rückschrittlichen
Kräfte in unserer Gesellschaft zu unterschätzen. Das sind
nicht wir, sondern diejenigen, mit denen wir uns zum
Teil mühselig und qualvoll in den letzten Jahren herum-
geschlagen haben. Wenn einmal offenbar werden sollte,
daß mit den derzeitigen Ausbildungsmethoden keine
unmittelbar wirkungsfähigen Akademiker herangebildet
werden, sondern nur überhebliche und für die Tagesar-
beit verdorbene Schwätzer, dann wäre es durchaus denk-
bar, daß sich eines Tages eine von uns allen nicht ge-
wollte Welle restaurativen Hasses gegen jedwede akade-
mische Freiheit erhebt.
Man könnte auch befürchten, daß - wenn man die Dinge
so weiterlaufen läßt wie jetzt - es in wenigen Jahren
zu einem akademischen Proletariat erheblichen Ausmaßes
kommen könnte, weil die sich mittlerweile eben doch
nicht so rasch verändernde Gesellschaft mit dem neuen
Berufstyp, wie ihn die naiven Neuerer zu sehen glauben,
einfach nichts anfangen kann.
Ich glaube eher an eine andere Version: Man wird immer
mehr Scheinprobleme aufbauen und zu deren Lösung
immer mehr Forschungsinstitute organisieren und Plan-
stellen schaffen, wo die "Progressiven", die über keiner-
lei pragmatisches Wissen verfügen, als "Forscher" ihr
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Unterkommen im Sinne Parkinsons finden. So lange es
noch Zeit ist, sollte ein ausgleichender, die Gewichte
besser verteilender Einfluß auf den Studiengang an unse-
ren Architekturschulen von außen genommen werden.
Es ist nicht einzusehen, warum auf den Studiengang, der
letztlich nicht nur eine Sache derer ist, die ihn zu durch-
schreiten haben, einerseits die Studenten bestimmenden
Einfluß nehmen sollen, jedoch die in der Auseinander-
setzung mit der Gesellschaft erfahrenen Architekten gar
keinen.
Es ist einfach nicht erträglich, daß Leute das Schicksal
eines Berufsstandes bestimmend beeinflussen wollen, die
diesen Beruf noch gar nicht kennen. Ich räume ein, daß
diese Betrachtungen das Problem nur anzureißen geeignet
sind. Sie mögen auch da und dort auf nicht vollständigen
Informationen beruhen. Man sollte sie jedoch nicht damit
abtun, sie würden aus dem Kreis von Etablierten stammen
und seien getragen von alter autoritärer Haltung.
Geschrieben wurden sie, damit man uns nicht vorwerfen




Aspekte ihrer Stellung an der Universität im Rahmen des
Studiums von Planern und Architekten
1.
Es hat den Anschein, als leide das Fach Baugeschichte an
den Architekturabteilungen unserer Hochschulen unter
einer gewissen Existenzfurcht, die es - z.T. unter dem
Eindruck vielfältiger Reformdiskussionen - dazu veranlaßt
seine Notwendigkeit im Rahmen einer Architektenausbil-
dung neu zu überdenken. Untersucht man aber die tradi-
tionellen Gründe, aus denen heraus das Fach gelehrt oder
studiert wird und vergleicht sie mit den Überlegungen zu
einer Reform des Fachs, so ergibt sich der Verdacht, daß
hier alter Wein in neue Schläuche gegossen werden soll.
Deutlich wird das bereits dadurch, daß das Heilmittel für
die angeschlagene Stellung des Fachs allzu schnell nur in
"neuen Methoden" gesucht wird, eine Erscheinung, die
sich auch in anderen Fachdisziplinen beobachten läßt und
häufig zu einer wahren Methodeneuphorie führt. Verges-
sen wird, daß Methode immer nur der Weg zur Verwirkli-
chung eines Ziels, ein Verfahren zur Beantwortung einer
Frage bedeutet, daß aber das Problem einer Baugeschichte
an einer Architekturabteilung in Sinn und Wert ihrer Fra-
gestellungen liegt. Sie allein gilt es zu untersuchen,
Geht man ihnen auf den Grund, so zeigt sich zunächst,
daß die Baugeschichte ihre Ziele von einer künstlichen
Polarisierung der Architekturgeschichte in die Bereiche
einer historisch scheinbar abgeschlossenen Epoche und die
einer in der Gegenwart ständig neu entstehenden moder-
Q
nen Architektur ausgehend zu formulieren pflegt und von
daher den Nutzen einer als analytisch angesehenen Be-
schäftigung mit alten Bauten für den kreativ verstandenen
Prozeß der Schaffung neuer zu begründen sucht. Zwei
Ziele lassen sich daraus weiter deuten.
Einmal der Versuch, historische Tatbestände für die Ge-
genwart fruchtbar zu machen. Er beruht in der Regel auf
einer, auch idealistischen Gedankengängen verhafteten
Vorstellung von den Wirkungsmöglichkeiten absoluter
Werte, selbst wenn diese modisch relativiert als Modelle
bezeichnet werden; wobei für uns hier nicht der Modell-
begriff zur Diskussion steht - als Arbeitsbegriff wesent-
liche Bereicherung der Methoden baugeschichtlicher
Forschung -, sondern der mögliche Vorbildcharakter sol-
cher Modelle. Beliebt sind hierbei vor allem Beispiele
der Stadtbaugeschichte, wie agora- und forum-Modelle
aus der Antike oder mittelalterliche Platzanlagen, die
als Bereiche der Selbstdarstellung angeblich urbaner,
politisch durch Selbstbestimmung gekennzeichneter Ge-
sellschaftssysteme interpretiert werden und als schlagwort
artige Leitbilder feste topoi in der Begriffswelt des Ar-
chitekten bilden. Werden sie ihm bestätigt, so darf der
Bauhistoriker des Beifalls sicher sein. Auf Desinteresse,
wenn nicht gar - wegen seiner als lästig empfundenen,
da verunsichernden Richtigstellung - auf Ablehnung stößt
er durch den Hinweis darauf, daß die gesellschaftspoli-
tischen Realitäten vergangener Zeiten durchaus unver-
gleichbar mit denen der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts sind, daß auch frühere Stadtsysteme nur prozeß-
haft sich entwickelnd verstanden werden können, es die
"mittelalterliche Stadt" z.B. in Wirklichkeit nie gege-
ben hat (eine Stadt des 12./13. Jahrhunderts unterschei-
det sich sowohl formal wie inhaltlich grundsätzlich von
der des 14. und 15. Jahrhunderts). Symptomatisch ist es,
daß Historiker gegenüber Arbeiten von Architekten auf
dem Gebiet der Stadtbaugeschichte den Vorwurf erheben
können, keine einzige Untersuchung aus der umfangrei-
chen Literatur der letzten 15 Jahren berücksichtigt zu
haben! Sicher lassen sich in der Formenwelt vergangener
Städte Gestaltungen finden, die Anreiz und Anlaß zur
formalen Rezeption geben können, da sie Bedürfnissen der
Gegenwart entgegenkommen; deshalb aber diese Übernah-
me als aufgrund gleicher inhaltlicher Voraussetzungen
geschehen zu legitimieren, bedeutet letztlich nichts
anderes als ein Rückfall in den architektonischen Histo-
rismus des 19. Jahrhunderts und führt nur zu neuen For-
men eines Stileklektizismus. Dennoch erscheint der
Versuch, z.B. Feriendörfer am Mittelmeer in Grund- und
Aufriß im Stile bodenständiger Siedlungsstrukturen zu
gestalten, offensichtlich unwiderstehlich; die Ergebnisse
unterscheiden sich von Stilmöbeln aus Kunststoff durch
nichts: angewandte Baugeschichte.
Daneben steht die andere Tendenz, die Beschäftigung mit
Baugeschichte damit zu begründen, daß hier ein weites
didaktisches Feld für Übungen zur Erweiterung der Raum-
vorstellung, Schulung des Denkvermögens und Vermitt-
lung methodischer Grundlagen zur Verfügung stehe, und
hier vor allem die Tatsache bewußt gemacht werden könne,
daß Bauwerke komplexe Gebilde sind, d.h. in enger
Verflechtung mit wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Gegebenheiten stehen. Kein Zweifel daran
(und die Gefahr, gerade von hier aus Baugeschichte
vordergründig "soziologisch" aufzuwerten, einmal aus-
genommen), aber ernsthaft die Frage: Ist die Analyse
dieser Tatsachen gerade an historischen Bauwerken für
das Architekturstudium wirklich von konstituierender Be-
A)
deutung und werden in diesem Sinn ausgebildete Archi-
tekten bessere Planer sein? Wäre solch ein analytisches
Arbeiten an Beispielen der Gegenwart für den in dieser
wirkenden Planer nicht wesentlich relevanter? Natürlich
lassen sich auch Methoden der Gegenwart auf Probleme
der Vergangenheit anwenden; der eigentliche Gewinn
liegt jedoch primär beim Bauhistoriker, erst in zweiter
Linie bei dem, der mit diesen Methoden gegenwartsbe-
zogen arbeitet.
Der weitere Verdacht besteht, daß hier, selbst bei den
scheinbar Progressiven der Baugeschichte noch das mit
der Baugeschichte verbundene Bildungsideal des Archi-
tekten im Sinne Vitruvs als Kenntnis und Beherrschung
von verschiedenen Fachgebieten lebendig ist, ein Bil-
dungsanspruch, der auf einem latenten, weitgehend in
der Renaissance wurzelnden Verständnis des Architekten-
berufs in seiner akademischen Ausrichtung beruht. In den
Studienarbeiten lebt er als Bildungsschwänzchen munter
fort: keine Entwurfsarbeit über das Thema "studentisches
Wohnen" ohne Dokumentation "... und so sah das stu-
dentische Wohnen damals aus".
H;
Der Stellenwert einer Baugeschichte kann sich allein da-
ran bemessen, ob auch das Gegenwarts- und Zukunftsver-
ständnis des Architekten und Planers historisch ausgerich-
tet ist oder nicht. Ist es dies nicht, muß die Nützlichkeit
der Baugeschichte immer ein mehr oder weniger großes
Abfallsprodukt einer im Prinzip als wertfrei angesehenen,
damit im Rahmen unserer Fragestellung aber wertlosen
Wissenschaft bleiben müssen, das in keiner Form der Größe
des an unseren Hochschulen hinter dem Fach stehenden
institutionellen Apparats entspricht. Eine nur im Sinn der
zuvor genannten Beispiele berufsbezogen aufgefaßte
Baugeschichte muß zum Luxusfach werden, das auch in
einer verbalen Scheinmodernisierung durch Adaptierung
modischer Begriffe ihre Existenzberechtigung nicht zu
begründen vermag. Eine Bedeutung erhält das Fach nur
unter folgender Prämisse:
Wo immer in unserer Zeit gebaut und geplant wird, ge-
schieht dies in einem historisch bereits vorgeprägten
Bereich, sei dieser nun räumlich definiert (Landschafts-
raum, Siedlungsraum, Stadtraum, Einzelbauwerk) oder
sei dieser der Handlungsraum einer nur historisch begreif-
baren Gesellschaft.
Jedes Planen und Bauen (selber Teil eines geschichtlichen
Prozesses) bedeutet Eingriff und Veränderung dieser vor-
gegebenen, d.h. historischen Ordnungsgefüge oder deren
Relikte. Da die Anerkennung der Geschichtlichkeit des
Menschen zugleich also eine historische Dimension des
Raums beinhaltet, in dem sich diese Geschichtlichkeit
verwirklicht, erscheint es für ein verantwortungsvolles
Architekten- und Planerstudium von Notwendigkeit, ein
auch auf diese Gegebenheit hin orientiertes Bewußtsein
zu entwickeln. Nur von hier aus kann sich für die Bau-
geschichte organisieren, was gemeinhin im Bereich der
Universität mit Forschung und Lehre bezeichnet wird und
im folgenden in dieser Unterteilung skizziert werden soll
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III. Baugeschichte als Forschungsaufgabe
Eine Anerkennung unserer Prämisse legitimiert den Bau-
historiker nicht nur, sondern verpflichtet ihn sogar, nun
die historische Dimension von Bauwerken seiner Umwelt
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in ihrer ganzen Tiefe auszuleuchten. Er läuft nicht mehr
Gefahr, im Prestige seines Status als Baugeschichtler
verunsichert zu werden und erst jetzt ist er frei, sich
auch "moderner" Methoden zu bedienen. Er braucht da-
zuhin nicht zu befürchten, daß ihm seine Forschungsin-
halte vorgeschrieben werden. Es ist vielmehr seine Auf-
gabe, nicht allgemein bekannte historische Tatbestände
arst bewußt zu machen: Indem er den historischen Kon-
text der Objekte seiner Umwelt aufdeckt, übt er zugleich
Kritik an den Sehweisen und sprachlichen Begriffen, mit
denen unsere Umwelt kategorisiert zu werden pflegt, und
zwingt dadurch, Planungsansätze der Gegenwart inhalt-
lich jeweils neu zu überdenken (vgl. die kurzen Hinweise
zum Urbanitätsbegriff in Abschnitt 1).
Als eine der fruchtbarsten Methoden baugeschichtlicher
Forschung erweist sich immer noch die Stilkritik, da sie
von den optisch-haptischen Qualitäten des Objekts aus-
geht, es also in seiner räumlich-dinglichen Gegenwär-
tigkeit begreift. Durch den informationstheoretischen
Ansatz der modernen Ästhetik sind Verfahren gegeben,
die gegenüber verbalen Beschreibungen exaktere Ana-
Iysen ermöglichen könnten, indem sie Objekte im Sinne
der Semiotik auf ihre semantischen Gehalte (Funktion,
Konstruktion, Bedeutung; Gesellschaft") hin untersucht;
- mit anderen Worten genau das, was die vielverlästerte
Stilgeschichte im ursprünglichen Sinn meint (glanzvoll
formuliert bereits bei J. Burckhardt; die derzeit häufig
zu beobachtende Aversion gegen den Stilbegriff beruht
zumeist auf Unkenntnis und Mißverständnissen). Festzu-
halten ist, daß die Baugeschichte dabei ihre Objekte in
deren geschichtlichem Bezug beschreibt, eine Stadt als
Form z.B. nicht ahistorisch-formalästhetisch als System
von Räumen, Dominanten u.ä. sieht, sondern diese in
der Beschreibung als Formalisierung jeweils bestimmter
Handlungssysteme, als Ausdruck z.B. eines sozial- oder
rechtshistorischen Feldes, interpretiert.
Es soll hier nicht verschwiegen werden, daß in sehr viel
höherem Maße, als man gemeinhin weiß, Bauwerke weder
in ihrer ursprünglichen Gestalt noch in ihrer Zeitstellung
bekannt sind, wir z.B. vom Aufriß einer hochmittelalter-
lichen Stadt noch kaum eine Vorstellung haben, Proble-
me der Rekonstruktion und Datierung demnach - vor aller
Interpretation - immer noch zentrale Hauptaufgaben
architekturgeschichtlicher Forschung sind!
Eine selbst in Ansätzen erst wenig angegangene Aufgabe
ist eine Untersuchung der Frage, inwieweit Bauwerken
der Vergangenheit eine Funktion als Träger bestimmter
Aspekte des Selbstverständnisses der Gesellschaft zu-
kommt, z.B. die Frage nach der räumlichen Orientie-
rungsfunktion von Bauwerken, der normativ-ästhetischen
Orientierungsfunktion, der repräsentativen Funktion
(Bauwerk als Element der Selbstdarstellung gesellschaft-
licher Gruppen; Prestigefunktion), der Stabilisierungs-
funktion (Tradition), - umgekehrt vor allem der Frage,
inwieweit unsere Gesellschaft überhaupt auf solche
"Denk-Male" angewiesen ist. Es steht außer Zweifel, daß
dieses Forschungsgebiet von einem Bauhistoriker tradi-
tioneller Ausbildung nicht allein bewältigt werden kann,
er hier zu einer interdisziplinären Zusammenarbeit mit
anderen Disziplinen kommen muß, bei der jedoch er die
Fragestellung bestimmt.
Baugeschichte aus Lehre
Didaktische Probleme einer Organisation des Lernprozes-
ses brauchen hier nicht zur Diskussion stehen, da diese
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nicht von einem bestimmten Fachgebiet her bestimmt sind
und gelöst werden können. Es geht vielmehr um Lernin-
halte, die hier jedoch nur noch kurz angesprochen werden
sollen.
Grundsätzlich erscheint es unzweckmäßig, einen beson-
deren Studiengang für Denkmalpfleger einzurichten. Je-
der zukünftige Planer und Architekt hat sich später mit
historischen Gegebenheiten auseinanderzusetzen und muß
die Möglichkeit erhalten, sich darauf vorzubereiten
(Denkmalpflegerausbildung bestenfalls im Rahmen eines
Aufbaustudiums oder einer Assistententätigkeit).
Baugeschichte hat im Rahmen unserer Prämisse Kategorien
der Wertung zu vermitteln. Dies erscheint nur über eine
Grundkenntnis der großen abendländischen Bauten mög-
lich ("Parthenon, Chartres, Versailles").
Eine der baulichen Hauptaufgaben der nahen Zukunft
werden Altstadtsanierungen sein und gerade hier ist die
Frage nach der gesellschaftlichen Relevanz des Histori-
schen besonders eindrucksvoll greifbar. Dabei wird vor
allem die Baugeschichte eine große Zahl von Planungs-
komponenten liefern, die zu erkennen nun weniger eine
Kenntnis der Sternstunden abendländischer Baukunst voraus-
setzt, als vielmehr eine vertiefte Vorstellung von der Be-
deutung mittelalterlicher und nachmittelalterlicher Pro-
fanbaukunst (Bürgerhausbau, Bauten des Wirtschaftsle-
bens, u.ä.), um zu möglichen Maßstäben einer Wertung
zu gelangen. Hier sind zumindest auch die Grundzüge
stadtbaugeschichtlicher Entwicklungen darzustellen, was
z.T. nur unter Mitbehandlung allgemeiner historischer
Raumordnunasprobleme möalich ist.
IV. Zeitliche Grenze der Baugeschichte
Planen und Bauen innerhalb einer als historisch verstan-
denen Gesellschaft kann Baugeschichte nicht als ein will-
kürlich 1800, 1870 oder 1914 zum Abschluß gekommenes
Geschehen betrachten, sondern muß auch eine Arbeit in
Gegenwart und für die Zukunft als geschichtsbestimmten
und geschichtssetzenden Prozeß verstehen. So gesehen
mündet Baugeschichte ständig in Planung, ist Planung
bereits Bauaeschichte.
Objektbereich der Baugeschichte
Innerhalb eines wie immer definierbaren historischen
Raums ist jedes Bauwerk nur Element unter anderen. Eine
exakte Grenze läßt sich vom Standpunkt der Planung. in
diesem Raum nicht festlegen. Ihr sind Bauwerke gleichbe-
deutend’ anderen historischen Elementen der Raumordnung,
wie eine Straße, eine Grenze, die Flureinteilung der
Felder, die volkskundlich interessante alte Steinsetzung,
schließlich auch die natürlichen Elemente einer durch die
Geschichte geformten Landschaft: Baugeschichte geht in
diesem Sinn in Umweltgeschichte auf, wobei sich die
Frage nach der Organisation einer Umweltgeschichte an
der Universität nicht auf die nach dem Universalgenie
reduziert, sondern sich vielmehr an das Selbstverständnis
der den Handlungsraum des zukünftigen Architekten und
Planers bereits abdeckenden Fachdiszipline richtet (Städte-
bau, Landesplanung, Raumordnung; Geographie), bzw.
die Ausweitung entsprechender Studien auf bereits histo-
risch arbeitende Diszipline zur Folge haben kann (allge-
meine Geschichte, Kunstgeschichte, Geographie). Nichts
würde die Baugeschichte an einer Architekturabteilung
mehr disqualifizieren als der Versuch, alles Historische
auf einen einzelnen hin zu personalisieren!
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